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Der SoVD ist eine gestaltende Kraft in Ham-
burg und mit über 18.000 Mitgliedern der 
bedeutendste Sozialverband in der Freien und 
Hansestadt Hamburg, eine starke Gemein-
schaft.

Wir verstehen uns als Sprachrohr für alle 
benachteiligten Menschen in unserer Gesell-
schaft und werden uns mit unseren Program-
matischen Leitlinien mehr noch als bisher 
einmischen.

Der Sozialstaat ist eine der wichtigsten Er-
rungenschaften unserer Gesellschaft und kein 
Ballast. Vielmehr ist er die unverzichtbare 
Voraussetzung für den wirtschaftlichen Erfolg 
der Bundesrepublik und immer wichtiger für 
den Zusammenhalt unserer Gesellschaft.

Der Sozialstaat ist bezahlbar und zukunfts-
fähig. Dafür brauchen wir einen von allen 
wesentlichen Kräften getragenen gesellschaft-
lichen Grundkonsens. Maßstab ist für uns 
die soziale Gerechtigkeit. Deswegen müssen 
hohe Einkommen und Vermögen wieder stär-
ker an der Finanzierung öffentlicher Aufgaben 
beteiligt werden.

Der SoVD verfolgt die wachsenden Auswir-
kungen der globalen Wirtschafts-und Finanz-
krise mit großer Sorge. In deren Sog sind 
zunehmend auch Arbeit und Einkommen 
vieler Menschen in unserem Land bedroht. 
Die derzeitige Finanzkrise macht ganz deut-

lich, dass ein ungezügelter Wettbewerb mit 
einseitiger Profitmaximierung für die meisten 
Menschen keine Alternative zu einer sozialen 
Ordnung darstellt, die Solidarität, Chancen-
gleichheit und soziale Gerechtigkeit zum Ziel 
hat. Die Verwirklichung dieser Ziele muss 
durch eine offensive, an den Bedürfnissen der 
Menschen orientierte Sozial-, Arbeitsmarkt- 
und Bildungspolitik wieder in den Mittelpunkt 
des Handelns von Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft treten.

Mit dem vorliegenden Positionspapier ver-
binden wir die Absicht, soziales Denken, das 
ausschließlich dem Gemeinwohl verpflichtet 
ist, zu beleben und den dafür notwendigen 
gesellschaftlichen Grundkonsens anzustoßen 
und zu festigen. In diesem Sinne versteht 
sich die Veröffentlichung sowohl als Forde-
rung als auch als Diskussionsangebot an die 
Politik, an die Parteien und alle gesellschaftli-
chen Kräfte.

Hamburg hat sich zu einer gespaltenen Stadt 
entwickelt, in der Armut und extremer Reich-
tum ganz nah beieinander sind, ohne sich 
wesentlich zu berühren. 

„In Hamburg ist der Anteil der einkommens-
reichen Personen an der Bevölkerung deut-
lich am höchsten: Mit 12,2 Prozent wird auch 
der Bundesdurchschnitt von 7,8 Prozent weit 
überschritten (2011). Die Einkommensreich-
tumsquote hat in Hamburg von 10,2 Prozent 
im Jahr 2005 auf 12,2 Prozent zugenommen. 
Die Konzentration des Anteils von einkom-
mensreichen Personen wird besonders deut-
lich zu den Schlusslichtern Mecklenburg-Vor-
pommern (2,6 Prozent), Saarland (2,8 
Prozent) und Sachsen-Anhalt (2,9 Prozent).1

Demgegenüber stehen gegenwärtig 100.824
Bedarfsgemeinschaften mit 183.384  Men-
schen in Hamburg, die Leistungen nach dem 

1       Gerd Pohl: „Hamburgs Reiche und Superrei-
che.“ In: Gerd Pohl/Klaus Wicher (Hrsg.): Armes 
Reiches Hamburg. Metropole zwischen Wohlstand 
und Armut.; Hamburg 2011; S. 29	

Vorwort

Klaus Wicher. 
Landesvorsitzender 
des SoVD Hamburg
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SGB II beziehen (Juni 2012) – und das in ei-
ner als entspannt geltenden Wirtschaftslage. 
Zu den Bedürftigen zählen auch die Bezieher 
von Hilfe zum Lebensunterhalt, von Grund-
sicherung im Alter und von Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz. Besonders 
bedrückend ist, dass sich darunter rd. 50.000 
Kinder unter 15 Jahren befinden. In manchen 
Stadtteilen sind es fast 50 % der Kinder, die 
von Hartz IV leben müssen, ohne dass sich 
ihnen in naher Zukunft eine Perspektive auf-
tut. 

Die Arbeitslosigkeit und besonders der grö-
ßer werdende Niedriglohnbereich tragen zur 
zunehmenden Armut erheblich bei. Gewach-
sen ist die Armut vor 
dem Hintergrund po-
litischer Entscheidun-
gen, die nicht unum-
kehrbar sind. Hierzu 
gehören die Regelsät-
ze für Hartz IV und die 
Grundsicherung,  ein 
fehlender gesetzlicher 
Mindestlohn und Re-
gelungen in der Leih-
arbeit, die insgesamt 
unakzeptabel sind und 
die der SoVD Landesverband Hamburg kritisiert.

Große Probleme kommen zudem in der Zu-
kunft erst auf uns zu und müssen bewältigt 
werden. „Es wird ein deutlicher Anstieg der 
Altersarmut erwartet. Einer Studie zufolge, 
die das Deutsche Institut für Altersvorsorge 
(DIA) bereits 2005 vorlegte, droht nahezu 
jedem dritten Bürger Verarmung im Alter.“2 
In Hamburg erhielten 2011 bereits 19.7303 
Senioren und Seniorinnen Leistungen aus der 
Grundsicherung. Dies waren 6 Prozent mehr 		
als 2010. Immer mehr Rentner und Rentner-
innen rutschen in die Altersarmut.
Hamburg ist eine lebenswerte Stadt. Vie-

2	 Klaus Wicher: Altersarmut nimmt zu. Kon-
zepte für eine Umkehr“; in: Pohl/Wicher 2011, 
a.a.O., S. 148
3	 Statistikamt Nord, stat. JB 11/12, S. 72, 
Tab. 7, Altersgruppe 65 und mehr

le Bürger in Hamburg aber können daran 
nicht hinreichend teilhaben bzw. sind da-
von ausgeschlossen. Notwendig ist daher 
ein engagierter Diskurs über Ursachen und 
Handlungsmöglichkeiten. Der SoVD Landes-
verband Hamburg strebt für die Menschen in 
der Stadt sozialere und gerechtere Lebens-
umstände an!

Unsere Programmatischen Leitlinien orientie-
ren sich an den Grundwerten von sozialer Ge-
rechtigkeit, der Beachtung der Menschenwür-
de und an einer sozialen Marktwirtschaft, die 
einen Gleichklang zwischen sozialen Ansprü-
chen und Notwendigkeiten und wirtschaft-
lichen Erfordernissen herstellt. Daraus folgt 

für uns zwingend, 
dass allen Menschen 
die gleichen Chan-
cen eröffnet werden, 
damit sie ein selbst-
bestimmtes Leben 
führen können.

Die Teilhabe an den 
Errungenschaften 
unserer Gesellschaft 
bedeutet, dass  zu-
gleich Armut beseitigt 

und zukünftig verhindert wird und die glei-
chen Chancen für alle Menschen gewährleis-
tet werden. Insbesondere gilt es, die Teilha-
bechancen benachteiligter Menschen deutlich 
zu verbessern. Hierzu ist ein Sozialvertrag 
2020 erforderlich, der die notwendigen Ziele 
und Schritte für eine deutliche sozialpoli-
tische Verbesserung in der Stadt benennt. 
Gefordert ist die Gemeinschaft insbesondere 
in den Politikbereichen Bildung, Soziales, Ar-
beitsmarkt- und Stadt-	 entwicklung, um 
interdisziplinär abgestimmt Ziele zu entwi-
ckeln, Handlungsoptionen zu erarbeiten und 
vor allem Verbesserungen auf dem Gebiet 
einer auf mehr Chancengleichheit ausgerich-
teten Gesellschaft zu erreichen.
Bis spätestens 2020 soll für den Bund und die 
Länder eine Schuldenbremse wirksam wer-
den. Hamburg hat sich bis zum Jahre 2020 
eine maximale Steigerungsrate für die öffent-

Vorwort

Der SoVD Landesverband 
Hamburg strebt für die 
Menschen in der Stadt       

sozialere und gerechtere    
Lebensumstände an!



SoVD Hamburg  Programmatische Leitlinien8

lichen Ausgaben von 0,88 % je Jahr gesetzt 4, 
welche sich bereits heute im Sozialhaushalt 
und bei den Ausgaben für die öffentliche Da-
seinsvorsorge auswirkt. Die Bundesregierung 
aus CDU und FDP (2012) kürzt zudem massiv 
in sozialpolitisch bedeutsamen Bereichen. 
In den vorliegenden programmatischen Leit-
linien ist unser gesellschaftspolitisches Ver-
ständnis beschrieben und in den folgenden 
Kapiteln machen wir deutlich, wo wir Hand-
lungsbedarf sehen und was in den nächsten 
Jahren erreicht werden soll. Darüber hinaus 
werden wir zusätzlich Handlungspläne auch 
für Themenbereiche vorlegen, die in diesem 
Programm nicht aufgeführt sind.  

Der SoVD-Hamburg hat im August 2009 erst-
mals „Programmatischen Leitlinien“ veröffent-
licht. Die jetzige Fassung spiegelt den Stand 
der lebhaften fachpolitischen Diskussion im 

4	 Die Verbraucherpreise sind 2011 in 
Deutschland um 2,3 % gestiegen (Stat. Bundes-
amt).

Sozialpolitischen Ausschuss, der den Landes-
vorstand berät und mit anderen wichtigen 
sozialpolitischen Playern in der Stadt.  
 
Ein mitglieder- und finanzstarker SoVD Lan-
desverband Hamburg kann mehr erreichen. 
Deswegen wünschen wir uns, dass ganz viele 
Menschen den Weg zu uns finden, um die 
Ziele des SoVD mit uns umzusetzen. Die Leis-
tungen der Sozialberatung des SoVD stehen 
dabei allen Mitgliedern gleichermaßen offen. 

Hamburg, im April 2013

Klaus Wicher 
1. Landesvorsitzender 

Vorwort / Leitsätze

Leitsätze: Eine Stadt für alle - eine menschliche Stadt 
Der SoVD Hamburg tritt für eine menschliche 
Stadt ein und damit für eine Politik, die Ihre 
Absichten, Ziele und Vorgehensweisen am 
Wohl der Menschen orientiert. Wir messen 
die Politik daran, ob eine kontinuierliche Ver-
besserung der Lebenssituation jedes Einzel-
nen eintritt.

Eine Stadt für alle erfordert eine politische 
Ausrichtung, die sich an sozialer Gerechtig-
keit sowie der Beachtung der Menschenwür-
de orientiert. Dies schließt den respektvol-
len Umgang miteinander ein. Uns geht es 
auch darum, dass Menschen in schwierigen 
Situationen ihr Recht auf ein selbstbestimm-
tes Leben nicht aufgeben müssen. 

Hamburg darf daher nicht auf einen bloßen 
Standort wirtschaftlicher Interessen reduziert 
werden. Stadt und kommunale Politik muss 
vielmehr Raum schaffen für die Interessen 
aller Einwohner und für die Sicherung eines 

menschenwürdigen Lebens für alle.
Dazu braucht es eine Politik, die 

•	 hilfebedürftigen Menschen ohne Vorbedin-
gungen Chancen und Möglichkeiten eröff-
net, eigenständig und gleichberechtigt am 
gesellschaftlichen Leben beteiligt zu sein 
und

•	 Strukturen in allen gesellschaftlichen Be-
reichen so verändert, dass Ungerechtigkeit 
und soziale Spaltung verhindert und abge-
baut werden und ein System der Teilhabe 
für alle existiert.

Eine präventive Politik nach dem Verständ-
nis des SoVD Hamburg eröffnet Zukunft-
schancen unter Beachtung sozialer Gerech-
tigkeit für alle Bürger der Stadt Hamburg. 
Jeder Mensch hat ein Anrecht auf ein 
auskömmliches Existenzminimum, das ein 
Leben in Würde ermöglicht.  Eine Stadt für 
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alle mit menschlichem Antlitz ist eine Stadt 
für Familien, Kinder, Jugendliche, Senioren 
und für Menschen mit Unterstützungsbe-
darf.

Soziale Gerechtigkeit wird in Hamburg viel-
fach nicht erreicht. Viele Hamburger sind 
arm und wer in Armut lebt, ist von vielen 
Dingen ausgeschlossen, die für andere selbst-
verständlich zum Leben gehören. Dies trifft 
Kinder besonders hart, da sie aus eigener 
Kraft diese Situation nicht ändern können. 
In Hamburg sind rund ein Viertel aller Kinder 
von Armut betroffen.

Arbeitslosigkeit und nicht auskömmliche 
Arbeit bergen ein großes Armutsrisiko und 
verletzen fundamental die Menschenwürde. 
Diesen Missstand zu bekämpfen hat für den 
SoVD Hamburg große Bedeutung.

Hamburg ist eine prosperierende 
Metropole mit zahlreichen leistungsstarken 
Unternehmen. In der Hansestadt wohnen 
sehr viele Millionäre und Milliardäre – und 
ebenso so viele obdachlose Menschen. 
Die Schere zwischen Arm und Reich klafft 
auseinander. Wirtschaftliche Entwicklung 
muss nach Auffassung des SoVD Hamburg 
soziale Gerechtigkeit, Menschenwürde und 
soziale Marktwirtschaft einschließen und darf 
nicht in deren Gegensatz stehen. 

Der SoVD Hamburg erwartet in einem ersten 
Schritt

•	 bedarfsgerechte und armutsvermeidende 
Sozialleistungen, 

•	 Aufstiegschancen insbesondere für Men-
schen aus unteren und bildungsfernen 
Gesellschaftsschichten,

•	 existenzsichernde Löhne auch in prekären 
Beschäftigungslagen sowie einen gesetzli-
chen Mindestlohn, 

•	 Initiativen aus Hamburg für eine gerechte 
Steuerpolitik, 

•	 eine Politik, die zur Absenkung, Abmil-
derung oder zum Ausgleich hoher Preise 
beiträgt.

Die in diesen Leitlinien nachfolgend beschrie-
benen Handlungsfelder ergänzen sich: So 
wird eine Anhebung von Hartz IV Leistungen 
nur im Abschnitt „Arbeitsmarktpolitik – für 
eine Neuausrichtung“ gefordert, obwohl sie 
sachlich ebenso  in den Kontext „Armut ver-
meiden – Armut bekämpfen“ gehört. In den 
nachfolgend beschriebenen Handlungsfeldern 
mischt sich der SoVD Hamburg verstärkt ein:

•	 Vermeidung von Armut (Hilfen aus der 
Armut, Obdachlosigkeit, Jugendhilfe)

•	 Arbeitslosigkeit und Arbeitsmarktpolitik 
(Mindestlohn, Teilhabe behinderter Men-
schen am Arbeitsleben)

•	 Menschen mit Behinderung (Eingliede-
rungshilfe, Barrierefreiheit)

•	 Politik für Senioren (Vorschläge für Ham-
burg, Pflege, gesetzliche Rente)

•	 Hamburg barrierefrei – Hürden abbauen, 
Wege freimachen, Türen öffnen! 

•	 Bildungspolitik (Ganztagsschule,           
Inklusion)

•	 Gleichstellung von Frauen

•	 Migration und Integration

•	 Gesundheitspolitik

•	 Öffentliche Dienstleistungen

Leitsätze: Eine Stadt für alle - eine menschliche Stadt
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Soziale Gerechtigkeit erreichen-

Soziale Gerechtigkeit erreichen
              Sozialvertrag 2020 abschließen	

Mit dem Jahr 2011 sind die neuen Verfas-
sungsregeln des Grundgesetzes zur öffentli-
chen Kreditaufnahme (sog. Schuldenbremse) 
in Kraft getreten. Seither wird das finanz-
wirtschaftliche Ziel einer Haushaltsführung 
ohne Neuverschuldung (spätestens ab 2020) 
zunehmend zum dominanten Politikziel, dem 
sich alle anderen Ansprüche an das Gemein-
wesen sowie Staatsziele unterworfen sehen. 
Die Hamburger Bürgerschaft hat – mit einer 
Mehrheit aus SPD, FDP und Grünen – das 
Verbot der Neuverschuldung im Jahre 2012 
auch in der hamburgischen Verfassung veran-
kert und zusätzlich mit der verfassungsrecht-
lichen Vorgabe eines Finanzrahmengesetzes 
verschärft1. 

Die jährliche private Sparleistung der Ham-
burger Bürger beträgt gegenwärtig knapp     
5 Mrd. EURO2. Es ist historisch ohne Beispiel, 
dass ein Hamburger Senat seinen Bürgern 
grundsätzlich keine Möglichkeit mehr ein-
räumen will, in ihrem eigenen Gemeinwesen 
einen Teil ihrer Ersparnisse sicher anzulegen.
 
Der Hamburger Senat verfolgt das Ziel, mit 
einer strikten Beschränkung des jährlichen 
Ausgabenzuwachses auf 0,88 % bis zum 
Jahre 2019 den nachhaltigen Verzicht auf die 
Neuverschuldung zu erreichen. Bereits bei 
einer moderaten Inflation von jährlich 2 % 
(2011: 2,3 %) führt diese Vorgabe zu einem 
erheblichen realen Abbau der Leistungen des 
öffentlichen Haushalts. Soweit zusätzliches 
Wachstum des Privatsektors diesen Rückzug 
des Landeshaushaltes nicht ausgleicht, wird 
sich dies negativ auf die gesamte wirtschaftli-
che Leistung der Stadt auswirken. 

Zwischen den verschiedenen Sektoren des 
Haushaltes wird deshalb eine folgenreiche 

1	 In 2. Lesung am 14.6.2012. vgl. Drs. 20/3978
2	 2009: 4,8 Mrd. EUR. Arbeitskreis der stat. 
Ämter AK VGRdL, Stand Aug. 2010

Konkurrenz um Wachstumsperspektiven bis 
zum Ende der Dekade unausweichlich. Dem 
Hochschulbereich ist es z. B. gelungen, mit 
einem Vertrag zwischen Universität und Stadt 
eine privilegierte und gesicherte Wachstums-
perspektive zu erringen (garantiertes Ausga-
benwachstum 0,88 %, zuzüglich Kompensa-
tion Studiengebühren (dynamisiert mit 0,88 
%), zuzüglich Kofinanzierungsgarantie „Exzel-
lenzinitiative“, zuzüglich Hochschulpaktmittel 
des Bundes, etc.). Im Personalbereich ist zu 
erwarten, dass große Personalkörper (Lehrer, 
Polizei, Feuerwehr) ebenfalls privilegiert wer-
den und deshalb für die Personalausgaben, 
die knapp 40% des Haushalts ausmachen, 
eine Wachstumslinie oberhalb von 1% unver-
meidbar wird. Bereits daraus ergibt sich, dass 
die verbleibenden Bereiche nicht nur deutli-
che reale, sondern nominale Rückgänge zu 
erwarten haben.

Die Ausgabenlinie des Senats soll grundsätz-
lich unabhängig von den Einnahmen verfolgt 
werden, und bietet deshalb auch bei mögli-
chen Entlastungen durch Steuererhöhungen 
(z. B. Anhebung Spitzensteuersatz, Wieder-
einführung Vermögensteuer) keinen Ausweg 
aus dieser Problematik. Angesichts der ge-
genwärtig günstigen Arbeitsmarktlage und 
der (seit Jahren) stabil niedrigen Zinsbelas-
tung ist das Ausmaß der fiskalischen Bedro-
hung des Sozialbereichs heute in seinem gan-
zen Ausmaß noch nicht  sichtbar. Fatal ist vor 
allem, dass die Risiken künftig vorwiegend 
von denjenigen Bereichen zu tragen sein wer-
den, die keine politischen Schonbereiche (wie 
z. B. die Polizei oder die Hochschulen) sind, 
also z. B. in der aufsuchenden Sozialarbeit 
(Hilfen zur Erziehung) oder bei den bürgerna-
hen Angeboten der Bezirksämter.

Mit der Verankerung der „Schuldenbremse“ 
in der hamburgischen Verfassung kann ein 
Senat, der sich in der Bürgerschaft auf eine 
einfache Mehrheit stützt, in seiner Haus-
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Sozialvertrag 2020 abschließen

haltspolitik nicht mehr souverän zwischen 
fiskalischen Zielen und sachpolitischen Er-
fordernissen abwägen. Und ausgerechnet in 
Notsituationen bindet der neue Art. 72 Abs. 3 
HV den Senat an eine 2/3 Mehrheit und damit 
an die Zustimmung der jeweiligen Opposition. 
So wird auch das den Senat tragende Wähler-
votum politisch entwertet.

Umso wichtiger wird es nun, das Sozialstaats-
gebot des Grundgesetzes nicht zur fiskalisch 
dominierten Restgröße verkommen zu lassen. 
Dafür ist es nicht nur erforderlich, mit dem 
Senat Vereinbarungen über die Erreichung 
sozialer Ziele zu treffen, so wie er sich selbst 
die Erreichung von fiskalischen Zielen über 
den enormen Zeitraum einer Dekade (bis 
2019) zutraut. Sondern diese Ziele müssen 
unabhängig von der jeweiligen parlamen-
tarischen Mehrheit ähnlich verfassungsfest 
formuliert werden wie die neuen Regeln zur 
Kreditaufnahme. 

Als Zielgrößen kämen etwa in Betracht der 
planmäßige Abbau der Arbeitslosigkeit bis 
2020 und die Vereinbarung von Schwellen-
werten für sozialpolitische Absichten (z. B. 
die Anzahl und Qualität von Einrichtungen 
der Jugend- und Familienhilfe sowie für Se-

nioren), die auch in Krisenzeiten nicht unter-
schritten werden dürfen. Vorgaben über die 
Entwicklung der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigungsverhältnisse bis 2020 
sowie hinsichtlich der Bildungsabschlüsse 
Hamburger Schulabsolventen wären ebenso 
denkbar wie eine Zielsetzung hinsichtlich der 
Vermeidung von Altersarmut, der beruflichen 
Qualifizierung behinderter Menschen sowie 
Maßgaben für die Eingliederungshilfe. Ebenso 
sind Ziele mit Jahresraten zum barrierefreien 
Ausbau des Nahverkehrs und nicht zuletzt die 
Abschaffung der Obdachlosigkeit bis 2020 zu 
vereinbaren.

Der SoVD Hamburg strebt an, dass ein sol-
cher  Sozialvertrag bis 2020 ein Anliegen 
möglichst vieler in der Sozialpolitik treibender 
Kräfte wird. Damit erhielte das fiskalische 
Ziel des „ausgeglichenen Haushalts“ dann ein 
soziales Äquivalent zur Seite gestellt.3 

3	 Zur erforderlichen aktiven Einnahmen-   
politik vgl. den Abschnitt „Soziale Politik erfordert 
solide Staatseinnahmen und eine gerechte Steuer-
politik“, S. 76 ff.
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Armut vermeiden – Armut bekämpfen  

Erst kommen die Menschen, dann alles an-
dere. Das ist unsere Botschaft. Die Botschaft 
in einer Gesellschaft, in der die Wirtschaft 
kein Selbstzweck sein darf und Eigentum dem 
Allgemeinwohl verpflichtet ist. Das hat Verfas-
sungsrang in der Bundesrepublik Deutschland.

Der Mensch steht im Mittelpunkt. Deswegen 
sind Achtung der Menschenwürde, soziale 
Gerechtigkeit, und das Führen eines selbst-
bestimmten Lebens für Jeden zentrale Forde-
rungen des SoVD Hamburg - und in unseren 
Leitlinien vorangestellt. Armut ist demütigend 
und rüttelt an den Grundfesten unserer Gesell-
schaft. Im September 2011 sah sich der Lan-
desvorstand des SoVD Hamburg veranlasst, 
mit einem 10-Punkte-Sofortprogramm gegen 
die Armut in Hamburg an den Senat heranzu-
treten1. 

Nach mehr als sechzig Jahren Frieden und 
einem historisch beispiellosen wirtschaftlichen 
Wachstum erleben wir heute Armut im Wohl-
stand. Arm ist, wer weniger als 60 % des mitt-
leren Einkommens zur Verfügung hat. Daran 
gemessen steigt der Anteil der Armen stetig. 
Der letzte  „Armuts- und Reichtumsbericht“ 
der Bundesregierung2 weist für das Jahr 2003  
bereits 13,0 % der Bevölkerung als arm aus. 
1998 waren es noch 12,1 %, im Jahre 2007 
belief sich die Armutsquote bereits auf 14,3 %3 
Die Zahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
verharrt seit Jahren bei mehr als vier Millionen 
und betrug 2011 gut 4,6 Millionen4. Armut 

1	 Vgl. http://www.sovd-hh.de/18481.0.html 
Pressemitteilung des SoVD HH vom 27.9.2011
2	 „Lebenslagen in Deutschland – Dritter Ar-
muts- und Reichtumsbericht“ Drs. BT 16/9915 v. 
30.8.2008
3	 Armutsatlas des Paritätischen Wohlfahrts-
verbandes, 2009
4	 Vgl.  „sozialpolitik aktuell“ der Uni Duis-
burg:  http://www.sozialpolitik-aktuell.de/tl_files/
sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Sozialstaat/Da-
tensammlung/PDF-Dateien/abbIII56.pdf

hat sich somit auf hohem Niveau eingepen-
delt und  ist dabei zur Normalität zu werden, 
wenn wir uns damit abfinden.

Der vom paritätischen Wohlfahrtsverband 
(2009) vorgelegte Armutsatlas zeigt das 
Problem in seinem ganzen Ausmaß. Er be-
schreibt ein zerrissenes Land, das weit von 
gleichwertigen Lebensverhältnissen entfernt 
ist. Auch in Hamburg sind Menschen in einem 
erheblichen Maße von Armut betroffen (Ar-
mutsquote 2007: 14,1 %). Dass die Schere 
zwischen arm und reich in Deutschland im-
mer weiter auseinander klafft, zeigt auch eine 
Studie der OECD. Die Kluft zwischen Arm und 
Reich ist nach dem OECD-Bericht Dezember 
2011 „Divided we stand – Why inequality 
keeps rising“ 5auch im internationalen Ver-
gleich noch weiter aufgerissen.  Der Dritte 
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung weist aus: Zu den besonders von 
Armut gefährdeten Gruppen zählen Arbeits-
lose (41%), Personen ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung (19%) und Alleinerziehende 
(24%).  Sehr gefährdet sind zudem woh-
nungslose Menschen, Menschen mit Migra-
tionshintergrund und in Zukunft – durch die 
Gesundheitsreform und die „Anpassung“ der 
Renten – wieder verstärkt alte Menschen, 
chronisch Kranke und behinderte Menschen. 
Um zu klären, wo angesetzt werden muss, 
sind nicht nur die Strukturen zu nennen, son-
dern auch die Betroffenheit, die Gesichter der 
Armut, zu zeigen.

5	 Vgl. Pressemitteilung der OECD Deutsch-
land v. 5.12.2011 „Einkommensungleichheit 
nimmt OECD-weit zu – in Deutschland besonders 
schnell“. Dazu auch die Vorgänger-Studie vom 
Okt. 2008: „ Mehr Ungleichheit trotz Wachstum?“ 
http://www.oecd.org/dataoecd/45/14/41527157.
pdf
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                 Kinderarmut

Nach einer Studie des Kinderschutzbundes 
ist jedes vierte Kind in Deutschland arm, weil 
seine Eltern nicht über genug Einkommen 
verfügen – viele arbeiten ohne von ihrem 
Lohn leben zu können. 

Nach Angaben des UN-Kinderhilfswerks 
UNICEF wächst die Armut von Kindern in 
Deutschland sogar stärker als in den meisten 
anderen Industrieländern. 2006 bezogen in 
Hamburg 24,4% der unter 15-jährigen Kinder 
Hilfe nach SGB II (54.677)1. Im Jahre 2011 
rechnete der Senat mit 78.500 Kinder und 
Jugendlichen im Alter bis zu 25 Jahren, die 
Anspruch auf das sog. Bildungspaket hatten, 
darunter allein 61.000 Kinder und Jugendli-
che, die Hartz-IV oder Sozialgeld bezogen.2 

Alleinerziehende mit 
Kindern sind oft arm

Unter der armen Bevölkerung sind Familien 
mit Kindern überrepräsentiert. Ein beacht-
licher Anteil der Einelternfamilien gehört zu 
den Armen ebenso wie Familien mit mehr als 
zwei Kindern. Im reichen Hamburg waren im 
Jahre 2006 45,3 % der Alleinerziehenden auf 
Hilfen nach SGB II („Hartz-IV“) angewiesen.

1	 Angaben nach „Lebenslagenberichterstat-
tungen. Empfänger von Leistungen nach SGB II 
und SGB XII in der FHH.“ Fassung v. 26.11.2007 
für den Zeitraum 2006 bis 2007; Behörde für So-
ziales und Gesundheit

2	 Angaben nach „Lebenslagenberichterstat-
tungen. Empfänger von Leistungen nach SGB II 
und SGB XII in der FHH.“ Fassung v. 26.11.2007 
für den Zeitraum 2006 bis 2007; Behörde für So-
ziales und Gesundheit

Wohnungsarmut

Viele Menschen leben auf der Straße, die 
Tendenz ist wieder steigend. Darunter sind 
auch viele Frauen, ebenfalls mit steigender 
Tendenz. Rund 15 Prozent der Familien mit 
Kindern sind mit Wohnraum unterversorgt, 
leben beengt oder in unsicheren Wohnmilieus 
oder sind von Wohnungskündigungen be-
droht. Ende 2010 bezogen in Hamburg knapp 
17.100 Mieterhaushalte Wohngeld als Miet-
zuschuss3. Der Rückzug des Staates aus dem 
sozialen Wohnungsbau treibt die Mieten nach 
oben. Nach einer Auswertung des Mietwoh-
nungsangebotes in Hamburg, die seit Jahren 
eine Arbeitsgruppe des Gymnasiums Ohmoor 
vornimmt, gab es bei Neuvermietungen von 
2006 bis 2010 eine Mietpreisexplosion von 
19%: Der Preis pro qm stieg von 8,61 € auf 
10,25 €. In Wohnmilieus, in denen Armut sich 
konzentriert, sinkt auch der Ansporn, sich 
daraus zu befreien: Kinder und Jugendliche  
haben die Vorbilder der Langzeitarbeitslosen, 
Erwachsene sind umgeben von anderen, die 
es auch nicht mehr schaffen. Das hat eine de-
motivierende, auch stigmatisierende Wirkung 
mit erheblichen Folgen.

Armut durch chronische Erkrankungen

Viele chronisch kranke Menschen sind 
klassischerweise arm. Sie schaffen keine 
Berufsausbildung bzw. verlieren ihre Er-
werbsfähigkeit und landen dann oft auch im 
armutsnahen Bereich oder Armutsmilieu. 

Armut durch Ver- und Überschuldung

Diese Menschen haben teilweise ausreichende 
Einkommen, aber sie verfügen darüber fak-
tisch nicht, weil durch Schulden das Einkom-

3	 Statistikamt Nord, Pressemitteilung v. 
13.2.2012
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men gebunden ist, so dass sie im Alltag über 
das Geld nicht bestimmen können, auch wenn 
sie statistisch oberhalb der Armutsgrenze 
leben. Überschuldete Haushalte in Hamburg 
haben bei Schuldnerberatungsstellen monate-
lange Wartezeiten.4

Die Nachfrage ist riesig und wird steigen, das 
Angebot bleibt unzureichend: 2010 konnten 
in Hamburg nur 3.500 Schuldner beraten 
werden.

Armut unter Menschen mit 
Migrationshintergrund

Menschen mit Migrationshintergrund sind in 
einem besonders hohen Maße von Einkom-
mensarmut betroffen und hierbei insbesonde-
re Kinder, Jugendliche und ältere Menschen.

Durch die vorhandenen Defizite in den Be-
reichen Schule, Ausbildung und allgemeiner 
Bildungsmöglichkeiten beziehen Menschen 
mit Migrationshintergrund häufig nur ge-
ringe Erwerbseinkommen oder sind über-
durchschnittlich oft auf staatliche Leistungen 
wie Arbeitslosengeld oder andere staatliche 
Transferleistungen angewiesen. Da gerade 
ältere Menschen mit Migrationshintergrund 
häufiger kürzere oder unterbrochene Er-
werbsbiographien aufweisen, besteht für sie 
im Rentenalter ein besonders hohes Armuts-
risiko.

Armut trifft behinderte Menschen

Behinderte Menschen sind oftmals von Armut 
bedroht oder arm. Deshalb ist es gut, dass in 
Hamburg viele Interessenvertretungen be-
hinderter Menschen vorhanden sind, die sehr 

4	 Drucksache 19/1121 a.a.O.; dazu auch Bü-
Drs. 20/1635 v. 27.9.2011 sowie Bü-Drs. 20/1289 
v. 26.8.2011

engagiert arbeiten. Auch stadtteilbezogen 
haben wir alleine in fünf Hamburger Be-
zirken bezirksinterne Behindertenarbeits-
gemeinschaften, unabhängig von anderen 
Organisationen, wie beispielsweise der 
Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte 
Menschen.

Armut bei Rentnern ist 
vorprogrammiert

Die Alterseinkünfte zukünftiger Rentnerin-
nen und Rentner aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung werden von drei Seiten in 
die Zange genommen.

Erstens: Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne, 
neue Formen der Selbständigkeit, beitrags-
geminderte Mini-/Midi-Jobs und Teilzeitar-
beit für wachsende Teile der Bevölkerung 
führen zu unzureichenden Leistungen im 
Alter.

Zweitens: Durch eine bewusste Politik zur 
Senkung der Rentenausgaben wurden in 
den vergangenen Jahren die Weichen für 
eine zukünftige Absenkung des Rentenni-
veaus gestellt. Sparpolitik auch in anderen 
Bereichen (Kranken- und Pflegeversiche-
rung) werden die zukünftigen Altersein-
kommen zusätzlich schmälern.

Drittens: Das politisch propagierte 
„Drei-Säulen-System“ zur Lebensstandard-
sicherung im Alter ist für die Mehrheit der 
Bevölkerung schlicht illusionär. Sinkende 
Leistungen in der gesetzlichen Renten-
versicherung (1. Säule) sollen demnach 
durch die  betriebliche und private Vorsor-
ge (2. und 3. Säule) kompensiert werden. 
Da viele Arbeitnehmer keinen Zugang zur 
betrieblichen Alterssicherung haben und/
oder ihnen auch die Möglichkeit zu priva-
ter Vorsorge fehlt, ist Altersarmut vorpro-
grammiert.
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Armut durch Arbeitslosigkeit

Wesentliche Ursache für ein erhöhtes Armuts-
risiko bleibt die Arbeitslosigkeit. Der Armuts- 
und Reichtumsbericht der Bundesregierung 
weist aus, dass 41 Prozent der Arbeitslosen 
im Jahr 2003 (also noch vor der Einführung 
der Hartz-Gesetze) in Armut oder an der 
Armutsgrenze lebten. Und seither gilt, dass 
noch keine Phase wirtschaftlicher Erholung 
bei den Langzeitarbeitslosen eine wirkliche 
Besserung ihrer Lage bewirkt hat. So liegt 
auch nach der jüngsten zweijährigen Auf-
schwungphase am Arbeitsmarkt nach offiziel-
len Angaben die Zahl der Langzeitarbeitslosen 
im Juni 2011 bei 886.000.1 Kritische Exper-
tisen sehen hier nach den Erfahrungen mit 
Hartz-IV grundsätzlichen Handlungsbedarf.2

Sozialabbau fördert Armut

Der Sozialabbau wirkt sich auf die Situation 
der Arbeitslosen zusätzlich aus: Durch die 
Einführung von Arbeitslosengeld II (Hartz IV) 
und die gekürzte staatliche Unterstützung 
werden arbeitslose Menschen seit Januar 
2005 noch schneller in die Armut gedrängt. 
Hinzu kommt, dass das Vermögen bis auf 
einen kleinen Rest vollständig aufgebraucht 
werden muss, bevor der Staat Hartz IV ge-
währt. Menschen, die 20 oder 30 Jahre ge-
arbeitet haben, verlieren so auf einmal ihr 
mühsam Erspartes. Darüber hinaus  werden 

1	  Bundesagentur für Arbeit, Sockel- und 
Langzeitarbeitslosigkeit, Broschüre der Arbeits-
marktberichterstattung, Nürnberg 2011; vgl. 
dazu Pressemitteilung der OECD v. 10.7.2012: 
„OECD-Beschäftigungsausblick: Arbeitslosigkeit in 
Deutschland rückläufig, Langzeitarbeitslosigkeit 
weiter kritisch“
2	 Susanne Koch / Peter Kupka: Öffentlich ge-
förderte Beschäftigung. Integration und Teilhabe 
für Langzeitarbeitslose. Expertise im Auftrag der  
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik der Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Januar 2012. http://library.
fes.de/pdf-files/wiso/08853.pdf

sie durch die Zumutbarkeitsregeln gezwun-
gen, quasi jede Arbeit im Niedriglohnsektor 
anzunehmen.

Prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
ziehen Armut nach sich

Von zentraler Bedeutung für die zukünftige 
Entwicklung der sozialen Sicherungssyste-
me und der Stabilität in der Bundesrepublik 
Deutschland ist die dramatische Entwicklung 
der prekären Beschäftigungsverhältnisse. 
Noch nie seit Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland hat es nach einer langen Phase 
wirtschaftlichen Aufschwungs eine derartige 
Zunahme schlecht bezahlter und unsicherer 
Arbeitsverhältnisse bei einer gleichzeitigen 
hohen Abnahme normaler Vollzeitarbeitsver-
hältnisse gegeben. Der Branchenverband BZA 
meldet für Mai 2012 knapp 870.000  Leihar-
beitsverhältnisse.3 In Europa gibt es kaum 
einen Staat in dem eine ähnliche Entwicklung 
zu verzeichnen ist.

Armut durch fehlende Bildung und 
mangelnde Qualifikation

Wer über einen niedrigen Bildungsstand 
verfügt, ist stärker von Armut bedroht. Gute 
Bildung und Ausbildung sind noch immer 
die besten Garanten für einen Arbeitsplatz. 
Das wird auch im Armuts- und Reichtumsbe-
richt der Bundesregierung belegt: Bildung ist 
entscheidend für die individuellen Chancen 
gesellschaftlicher Teilhabe und eine existenz-
sichernde Erwerbsbeteiligung. Es ist unglaub-
lich, dass in einem Land mit zum Teil akutem    	
	
							     

3	 867.000 lt. Pressemitteilung BZA v. 
5.7.2012. Der Anstieg blieb damit hinter den 
Erwartungen des Verbandes zurück, der für 2011 
bereits die Überschreitung der Millionengrenze 
angekündigt hatte. (vgl. FAZ 16.1.2011).
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Facharbeitermangel auch in Krisen, immer 
noch etwa 15 % der Bevölkerung im Alter von 
über 35 Jahren dauerhaft ohne abgeschlosse-
ne berufliche Ausbildung bleiben. Die Errich-
tung einer Jugendberufsbildungsagentur in 
Hamburg, die der Senat für 2012 in die Wege 
geleitet hat, ist ein lange überfälliger Schritt. 

Armut ist „strukturelle Gewalt“

Der Nobelpreisträger für Wirtschaft, Amartya 
Sen, hat viel über Armut geforscht und nach-
gedacht. Er führt aus, 
armen Menschen gehe 
oft die Fantasie verlo-
ren, sich ein anderes 
Leben vorzustellen, 
und daraus resul-
tierten oft Resignati-
on und Rückzug. Sie 
zeigten auch manch-
mal ein Verhalten, 
das in der Öffentlich-
keit gelegentlich als 
mangelnde Motivation 
oder als „Abstauberei“  
interpretiert würde. 
Das seien Prozesse, die bei längerfristiger Ar-
mut auftreten. 

Von Sen stammte auch die Überlegung, dass 
Armut die Verwirklichung von Potenzialen ver-
hindert, etwa von Bildungspotenzialen oder 
von sozialen Möglichkeiten. Insofern ist Ar-

Ursachen der Armut

mut immer - radikal formuliert - eine Variante 
struktureller Gewalt. Wir wissen gesichert und 
lange vor PISA, dass die Herkunft auch über 
Bildungskarrieren entscheidet, auch wenn 
unser System formal durchlässig ist. 

Kinder aus Armutsmilieus scheitern, weil sie 
oft nicht die Voraussetzungen mitbringen, um 
insbesondere in den ersten Schuljahren, ei-
nigermaßen erfolgreich mithalten zu können. 
Lehrer erwarten hier bereits eine Suchhaltung, 
vermehrte Neugier, ein gutes Sprachniveau 
und auch Verhaltensbereitschaften, die nicht 

immer vorhanden 
sind. Armut blockiert 
auch Bildungsverläu-
fe. Etwa die Hälfte 
der Sozialhilfebezie-
her erreicht keinen 
Berufsabschluss. 
Unsere Wirtschaft ist 
primär im Tertiärbe-
reich angesiedelt mit 
der Konsequenz, dass 
qualifizierte Berufs-
tätigkeiten verlangt 
werden. 

Daher stellt Bildungsarmut eine Schranke dar, 
um sich ökonomisch und sozial zu entwickeln. 
Pro Jahr verlassen etwa 10 Prozent der Schü-
ler die Schule ohne Schulabschluss. Rund 	
14 Prozent verlassen die Schule zwar mit 
Abschluss, Hauptschule oder Realschule, aber 
erreichen keine Berufsausbildung.

Zitat:“armen Menschen 
gehe oft die Fantasie 

verloren, sich ein anderes 
Leben vorzustellen und 
daraus folgt Resignation 

und Rückzug“ 
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SoVD-Hamburg (2011): 
10-Punkte-Sofortprogramm gegen Armut in Hamburg

Hamburg braucht eine neue Offensive für mehr soziale Gerechtigkeit

Hamburg ist auf dem Weg, sich zu einer Zwei-Drittel-Gesellschaft zu entwickeln. Arbeitslo-
sigkeit, die größer werdenden Niedriglohn-
bereiche und die zunehmende Armut tragen 
dazu maßgeblich bei. Die Tendenz zur Erosion 
des sozialen Zusammenhalts und der räumli-
chen Abschottung in verschiedene Wohn- und 
Lebensbereiche nimmt ebenfalls zu. (vgl. 
u. a. Thomas Pohl, 2009). Soziale Spaltun-
gen hinsichtlich Einkommens- und Vermö-
gensverteilung, Beschäftigung und Wohnen, 
Gesundheit und Bildung, Ausbildung und 
Konsum, besonders bei Kindern, Älteren und 

Migranten werden immer tiefer. Anstehende 
Sparmaßnahmen des Hamburger Senats, die 
Schuldenbremse und die geplante Anstiegs-
begrenzung des Hamburger Haushaltes auf 
1 Prozent bergen Gefahren in sich, die die 
Spaltung in der Stadt weiter voran treiben. 
Insbesondere fehlt es am erkennbaren Willen, 
sich mit der Einnahmeseite des Haushaltes 
überzeugend zu befassen. Daher schlägt der 
SoVD Hamburg ein 10-Punkte-Sofortpro-
gramm vor.

1.	 	 Vorlage eines jährlichen Armuts- und Reichtumsberichts mit 	
	 der Formulierung verbindlicher Ziele, die innerhalb von 10 Jah	
	 ren umzusetzen sind.

2.	 	 Bundesratsinitiative für eine sozial gerechtere Besteuerung 	
	 hoher Einkommen und Vermögen.

3.	 	 Bundesratsinitiativen für einen flächendeckenden gesetzlichen 	
	 Mindestlohn und einer bedarfsgerechteren Grundsicherung. 

4.	 		 Intensivere und bessere Beschäftigungs- und Qualifikationsförde	
	 rung für Langzeitarbeitslose.

5.	 	 Aktionsprogramm gegen Kinderarmut.

6.	 	 Koordinierte Initiativen gegen Altersarmut.

7.	 	 Ausbau des Bestands an Sozialwohnungen durch Neubauleis	
	 tung.

8.	 	 Gezielte soziale Förderung der Stadtteile.

9.	 	 Einführung eines Sozialtickets für den Öffentlichen Personen	
	 nahverkehr, Bereitstellung von 50.000 kostenfreien Theater- 	
	 und Konzertkarten sowie Einführung von Sozialrabatten zur 	
	 Sicherstellung der Teilhabe an der Gesellschaft.

10.	 Übergangsweise staatliche Unterstützung von zivilgesell		
	 schaftlichen Nahrungsmittelhilfen (z. B. Tafeln).

Ursachen der Armut
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•	 Einführung eines flächendeckenden 	
gesetzlichen Mindestlohns.

•	 Einführung von Preisanpassungsklauseln 
(bzw. Inflationsausgleichen) für Renten, 
Hartz IV-Leistungen und Leistungen der 
Sozialhilfe. 

•	 Anhebung des Hartz IV Regelsatz und 
der Grundsicherung nach dem SGB XII 
auf 470 EUR je Erwachsenen und je Kind, 
sowie die Festsetzung der Vermögensver-
wertungsgrenze auf mindestens 1.000,00 
EUR je Lebensjahr.

•	 Zurückweisung der Absicht der Bundes-	
regierung, die Kommunen zu veranlassen, 
Hartz-IV-Empfänger aus ihren Wohnungen 
zu vertreiben. Die „Angemessenheit“ des 
Wohnraums durch kommunale Satzung 
festzulegen, lehnen wir ab. 

 
•	 Mittelfristiger Umbau des Hartz IV Sys-

tems (vgl. Abschnitt Arbeitsmarktpolitik – 
für eine Neuausrichtung).

•	 Bedarfsgerechte Steuerung von Sozialleis-
tungen.

•	 Ausbau der Schuldnerberatungsstellen in 
Hamburg, so dass Wartezeiten die Aus-
nahme sind und längstens drei Wochen 
nicht überschreiten. Darüber hinaus ist die 
Leistung für die Betroffenen kostenfrei zu 
erbringen. Die Einkommensgrenzen für die 
Inanspruchnahme sind jährlich an die übli-
chen Kostensteigerungen anzupassen.

•	 Anhebung der Pfändungsfreigrenzen, um 
auch bei Überschuldung ein menschen-
würdiges Leben führen zu können.

•	 Bau von jährlich mindestens 6.000 Woh-
nungen in Hamburg in den ersten Förder-
wegen des sozialen Wohnungsbaus. 

Forderungen

Ursachen der Armut

•	 50.000 kostenfreie kulturelle Angebote 	
(z. B. Theaterplätze) für benachteiligte 
Menschen in Hamburg je Jahr.

•	 Arme Menschen nicht zu stigmatisieren. 
Die Politik hat hierfür Regeln aufzustellen 
und öffentliches Bewusstsein zu fördern.

•	 Bekämpfung der verschämten Armut 
durch unmittelbares Verwaltungshandeln.

•	 Entschiedenere Unterstützung von Hilfe-
bedürftigen bei Antragsstellungen. 

•	 Jährlicher Armuts- und Reichtumsbericht.

•	 Bundesratsinitiative für sozial gerechtere 
Besteuerung hoher Einkommen und Ver-
mögen.

•	 Bundesratsinitiativen für einen flächen-
deckenden gesetzlichen Mindestlohn und 
einer bedarfsgerechten Grundsicherung.

•	 Intensivere und bessere Beschäftigungs- 
und Qualifikationsförderung für Langzeit-
arbeitslose.

•	 Aktionsprogramm gegen Kinderarmut.

•	 Koordinierte Initiativen gegen Altersarmut.

•	 Bestand an städtischen oder genossen-
schaftlichen Sozialwohnungen ausbauen.

•	 Gezielte, sozial gerechte Förderung der 
Stadtteile.

•	 Staatliche Unterstützung von zivilgesell-
schaftlichen Nahrungsmittelhilfen (z.B. 
Tafeln).
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Arbeitmarktpolitik in Hamburg - Neuausrichtung 

Arbeitsmarktpolitik in Hamburg – 
für eine Neuausrichtung 

Einleitung1

Trotz im Vorjahresvergleich gesunkener Ar-
beitslosigkeit und wachsender Beschäftigung 
lag in Hamburg im Januar 2012 die Unterbe-
schäftigung nach der amtlichen Statistik mit 
11,3 % oder rund 106.000 Personen (da-
von knapp 73.000 Arbeitslose) weiterhin auf 
hohem Niveau. Arbeitsmarktpolitisch negativ 
schlägt zudem zu Buche, dass ein wesentli-
cher Teil des Beschäftigungszuwachses der 
letzten Jahre auf die Zunahme prekärer Be-
schäftigungsverhältnisse entfällt. Insbesonde-
re Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäftigung, 
Mini-Jobs, Soloselbständigkeit (oft als prekäre 
Arbeit) und Leiharbeit haben zugenommen. 
Die Arbeitseinkommen der neuen Arbeits-
plätze sind oft nicht auskömmlich. Das führt 
aktuell zu Armut und der Notwendigkeit der 
Aufstockung der Löhne durch Sozialleistungen 
(in Hamburg im Jan. 2012 ca. 32 000), lang-
fristig zu einer Schwächung der sozialen Sys-
teme und zu Altersarmut, weil die niedrigen 
Löhne von heute zu noch niedrigeren Renten 
im Alter führen werden. 

Zudem hat sich trotz der günstigen Wirt-
schaftsentwicklung und des deutlichen Rück-
gangs der Arbeitslosigkeit die Aussicht auf Ar-
beit für behinderte Menschen und ältere und 
vor allem ältere geringqualifizierte Arbeitneh-
mer nicht oder nur geringfügig verbessert.

Was soll die Arbeitsmarktpolitik leisten?

Der Arbeitsmarkt ist geprägt von einer Zu-
nahme von hochqualifizierten Dienstleis-
tungstätigkeiten und einer Abnahme von 
Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsan-
forderungen. Arbeitsmarktpolitik muss

1	 Dieser Abschnitt entspricht dem arbeits-
marktpolitischen Programm, das der Landesvor-
stand des SoVD Hamburg am 26.3.2012 beschlos-
sen und am 26.4.2012 öffentlich vorgestellt hat.

•	 diesen Strukturwandel begleiten,

•	 dem Fachkräftemangel entgegenwirken 
durch Qualifizierung von Beschäftigten 
und Arbeitslosen,

•	 die Verfestigung von Langzeitarbeitslosig-
keit verhindern,

•	 auskömmliche Löhne und sozial gesicherte 
Arbeitsverhältnisse für alle erreichen.

Das arbeitsmarktpolitische Programm des 
SoVD von 2010 („Sicherung von Beschäfti-
gung und sozialer Schutz bei Arbeitslosig-
keit. Arbeitsmarktpolitische Forderungen des 
SoVD“, Berlin 2010) macht Vorschläge zu 
allen Feldern der Arbeitsmarktpolitik.

•	 Verhinderung und Bekämpfung von Ar-
beitslosigkeit:  Befristungsregelungen 
einschränken, Qualifizierung während Kurz-
arbeit, Übergang in Rente besser gestalten.

•	 Zurückdrängung des Niedriglohnsektors: 
Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohns, gleiche Bezahlung bei Leiharbeit, 
Ablehnbarkeit von Niedriglöhnen in die 
Zumutbarkeitsregelungen, Tariftreue bei 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen.

•	 Eingliederung in Arbeit: Existenzsichernde 
Arbeit fördern, Ein-Euro-Jobs abschaffen, 
benachteiligte Personen und behinderte 
Menschen besser fördern, berufliche Wei-
terbildung fördern.

•	 Bessere finanzielle Ausstattung der Arbeits-
marktpolitik: ggf. Anhebung des Beitrags-
satzes in der Arbeitslosenversicherung.

•	 Soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit: Be-
zugsdauer von Arbeitslosengeld für ältere 
Arbeitslose verlängern, Absicherung der 
Renten- und Krankenversicherung.
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•	 Gleichstellung in Arbeit und Beruf: keine 
Diskriminierung wegen des Geschlechts, 
der Behinderung, der Herkunft usw.

Die Gesetzgebung dazu ist Bundesrecht. Über 
die in diesem Bereich dringlichen gesetzlichen 
Änderungen

•	 Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohns,

•	 Equal Pay bei der Leiharbeit und Begren-
zung auf Arbeitsspitzen,

•	 in Zumutbarkeitsregeln neu regeln: sank-
tionsfreie Ablehnbarkeit von nicht aus-
kömmlichen Löhnen,

•	 Rechtsanspruch auf Weiterbildung nach 1 
Jahr Arbeitslosigkeit wenn kein angemes-
sener Arbeitsplatz nachgewiesen werden 
kann,

•	 rechtliche Rahmenbedingungen für einen 
sozialen Arbeitsmarkt schaffen (Initiative 
NRW),

•	 eine ausreichende Mittelausstattung der 
BA, z.B. durch eine Erhöhung der Arbeits-
losenversicherungsbeiträge, 

wird nicht in Hamburg entschieden.

Die Handlungsmöglichkeiten Hamburgs liegen 
hier zum einen bei Gesetzgebungs-initiativen 
über den Bundesrat und zum anderen bei 
Vorschlägen zum Umfang der Haushaltsmittel 
für Arbeitsmarktpolitik des Bundes und der 
Bundesagentur für Arbeit. Der SoVD erwartet, 
dass der Hamburger Senat von diesen Mög-
lichkeiten Gebrauch macht.

Darüber hinaus kann Hamburg jederzeit aus 
eigenen Mittel Arbeitsmarktpolitik finanzieren. 
Das hat die Stadt in der Vergangenheit in z.T. 
erheblichem Umfang gemacht.

Arbeitmarktpolitik in Hamburg - Neuausrichtung 

Die Kürzungen der Haushaltsmittel des Bun-
des für Arbeitsmarktpolitik im Haushalt 2012 
beschränken die Handlungsmöglichkeiten der 
Arbeitsagentur und von team.arbeit.hamburg 
erheblich. Die Begründung für die Kürzungen, 
dass durch den  Rückgang der Arbeitslosigkeit 
der Bedarf an Finanzmitteln für Arbeitsmarkt-
politik entsprechend zurückgehe, trifft für die 
Unterhaltsleistungen zu, aber nur sehr einge-
schränkt für die Bedarfe der aktiven Arbeits-
marktpolitik. Die Hamburger Politik zeigt bis-
lang keine Bereitschaft, diese Kürzungen zu 
kompensieren, obgleich es durch die erhöhten 
Steuereinnahmen durchaus Spielräume gäbe. 
Der SoVD plädiert dafür, diese Handlungs-
spielräume konsequent auszuschöpfen.

Was ist für Hamburg 
erforderlich?

Qualifizierung – berufliche Weiterbildung

Die Arbeitsmarktpolitik muss als ein Baustein 
einer Bildungspolitik gesehen werden, die auf 
Förderung und nicht auf Auslese ausgerichtet 
ist. Hamburg ist bei Kita-Plätzen und der be-
ruflichen Erstausbildung bereits auf dem Weg.
 
•	 Das beginnt im Kindergarten mit der 

Förderung sozialer und sprachlicher Kom-
petenzen. Dafür ist eine flächendeckende 
Bereitstellung mit Kita-Plätzen für alle 
Kinder ab 3 Jahren notwendig. 

•	 In den Schulen muss die Quote der Schul-
abgänger ohne Abschluss deutlich verrin-
gert werden. 

•	 Schulabgänger ohne Abschluss müssen 
diesen jederzeit nachmachen können. 

•	 Nach dem Abschluss muss jedem Jugend-
lichen der Einstieg in eine berufliche Aus-
bildung ermöglicht werden. 
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Arbeitmarktpolitik in Hamburg - Neuausrichtung 

Die Versäumnisse in diesem Bildungsfeld kön-
nen durch spätere Qualifizierungsmaßnahmen 
nur teilweise und nur mit hohen Kosten aus-
geglichen werden.

Die Agenda 2010 folgte der Logik, die Be-
schäftigung gering qualifizierter Arbeiterneh-
mer durch Schaffung von Niedriglohnberei-
chen zu fördern und das zu verbinden mit 
erhöhtem Druck auf die Arbeitslosen, auch 
schlechtbezahlte Arbeit anzunehmen. 

Priorität hat die schnelle Vermittlung in Ar-
beit, egal in welche. Deshalb wurde bei der 
Qualifizierung sehr stark auf Bewerbungstrai-
ning gesetzt, während die anspruchsvollen 
beruflichen Bildungsmaßnahmen drastisch 
reduziert wurden. 

Eine nachhaltige Eingliederung in den regulä-
ren Arbeitsmarkt wird nur mit einer besseren 
Qualifikation erreicht. Der Schwerpunkt der 
Qualifizierungsanstrengungen muss wieder 
auf berufliche Weiterbildung zu anerkannten 
Abschlüssen gelegt werden.

Die Arbeitnehmergruppen, die es überdurch-
schnittlich schwer haben eine neue Arbeit zu 
finden (Behinderte, ältere Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmer mit Migrationshintergrund) 
müssen besonders  und zielgruppenspezifisch 
gefördert werden.

Beschäftigung schaffen

Hamburg hat in vielen Bereichen die eigenen 
Aktivitäten eingeschränkt (Beispiel Grünpfle-
ge), sie erst gar nicht als öffentliche Aufgabe 
angesehen (Beispiel Schulküchen in Ganz-
tagsschulen) oder sie mit arbeitsmarktpoliti-
schen Beschäftigungsverhältnissen (i.R. AGH/
Ein-Euro-Jobs) erledigt. Hier ist Hamburg in 
der Pflicht, solche Aufgaben wieder in öffent-
licher Regie in tariflich entlohnten und sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungsver-
hältnissen wahrzunehmen.

1-EuroJobs sind der falsche Weg

Das Ziel, mit den 1-Euro-Jobs eine Brücke 
zum regulären Arbeitsmarkt zu schaffen ist 
gescheitert. Die Tätigkeiten hatten mit nor-
maler Arbeit meist wenig zu tun. Der arbeits-
rechtliche Status und die Bezahlung waren 
demütigend. 

Die 1-Euro-Jobs wurden in Hamburg mitt-
lerweile gekürzt von über 10 000 auf 3 900 
für 2012 (aktuell ist die Zahl um 500 wieder 
aufgestockt worden). Eine Alternative zu den 
gestrichenen 1-Euro-Jobs fehlt jedoch.

Hamburg braucht einen 
Sozialen Arbeitsmarkt

In der Zielgruppe der arbeitsmarktfernen 
Langzeitarbeitslosen kommen häufig mehrere 
Eingliederungshemmnisse zusammen: gerin-
ge Qualifikation, Alter, gesundheitliche Ein-
schränkungen, ungenügende Sprachkenntnis-
se, private Probleme, Schulden, Alkohol und 
Drogen, Resignation etc. 

Für diese Personen muss eine Perspektive 
geschaffen werden durch geförderte Arbeit, 
die begleitet wird von Unterstützung bei der 
Überwindung der Eingliederungshemmnisse 
(Vorschlag Landesregierung NRW) und Qua-
lifizierung, die eine reale Perspektive in Rich-
tung des regulären Arbeitsmarktes eröffnet.

Bei diesem sozialen Arbeitsmarkt werden die 
geringqualifizierten Langzeitarbeitslosen in 
sozialversicherungspflichtigen, tarifgebun-
denen Arbeitsverhältnissen beschäftigt. Ein 
solcher sozialer Arbeitsmarkt darf, wenn er 
eine reale Brücke in den regulären Arbeits-
markt schaffen soll, keine „Spielwiese“ sein. 
Es muss sich um real anfallende und im öf-
fentlichen Interesse liegende Arbeit handeln. 
Sie sollte, wo möglich in der realen Welt der 
Betriebe (sowohl öffentlichen als auch privat-
wirtschaftlichen Betriebe) ausgeführt werden.
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Arbeitmarktpolitik in Hamburg - Neuausrichtung 

Beschäftigungsförderung durch den 
Kombilohn „Hamburger Modell“

Alle Kombilohnmodelle werden von Arbeit-
gebern gern als Einladung zur Lohnkürzung 
verstanden. Mitnahmeeffekte waren ein Dau-
erproblem dieser Modelle. 

Die „inoffiziellen“ Kombilöhne, das Aufstocken 
von Niedriglöhnen durch Sozialleistungen, 
haben sich fest etabliert. ALG II hat vielfach 
Arbeitgeber veranlasst, die Löhne so niedrig 
anzusetzen, dass die betroffenen Arbeitneh-
mer nur mit aufstockenden Sozialleistungen 
das Existenzminimum erreichen können. 

Im Vergleich zu den inoffiziellen Kombilohn-
modellen ist das Hamburger Modell weni-
ger missbrauchsanfällig, weil es mit team.
arbeit.hamburg vereinbart werden muss und 
die Laufzeit befristet ist. Allerdings ist eine 
laufende Evaluierung hinsichtlich möglicher 
Mitnahmeeffekte und der Nachhaltigkeit er-
forderlich. 

Zielgruppe sind Arbeitnehmer im Niedriglohn-
bereich mit tariflichen oder ortsüblichen Brut-
tolöhnen zwischen 401 € und 1700 €. Sowohl 
Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer werden 
bei Vollbeschäftigung mit jeweils 250 € mo-
natlich bis zu 6 Monaten und bei unbefristeter 
Weiterbeschäftigung bis zu 10 Monaten geför-
dert. Die Beschäftigung soll auf Arbeitsplät-
zen im regulären Arbeitsmarkt erfolgen. Die 
Beschäftigung kann durch Fortbildung beglei-
tet werden. 

Wegen der überwiegend positiven Erfahrun-
gen (Evaluation durch IAB) erscheint es sinn-
voll, das Hamburger Modell weiter zu führen. 
Für Arbeitslose mit multiplen Eingliederungs-
hemmnissen oder langer Abwesenheit vom 
Arbeitsmarkt sind intensivere Förderung und 
längere Förderzeiten notwendig.

Was plant der Hamburger Senat?

Im „Gemeinsamen Aktionsprogramm 2012 
der Agentur für Arbeit Hamburg, des Jobcen-
ters team.arbeit.hamburg und der BASFI“ 
sind die für Hamburg geplanten arbeitsmarkt-
politischen Ziele und die davon abgeleiteten 
Maßnahmen beschrieben. Dieses Programm 
ist geprägt durch die Mittelkürzungen des 
Bundes. Um das Ziel der Haushaltskonsolidie-
rung nicht zu gefährden hat sich der Hambur-
ger Senat entschieden, die gekürzten arbeits-
marktpolitischen Mittel (vor allem den SGB 
II-Bereich betreffend) nicht durch Hamburger 
Mittel auszugleichen. Der Umfang der ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen richtet sich 
damit nicht nach dem Bedarf, sondern nach 
der Kassenlage. 

Die Ziele, die mit diesem Programm realisiert 
werden sollen decken sich zum Teil mit denen 
des SoVD. Dazu gehören:

•	 gute Arbeitsvermittlung, 

•	 Deckung des Fachkräftebedarfs durch 
Qualifizierung, 

•	 Schaffung eines sozialen Arbeitsmarktes 
für besonders benachteiligte Arbeitslose 
teilt der SoVD uneingeschränkt. Wobei 
der SoVD ein anderes Verständnis von 
einem sozialen Arbeitsmarkt hat als es im 
„Gemeinsamen Aktionsprogramms“ zum 
Ausdruck kommt.
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Arbeitmarktpolitik in Hamburg - Neuausrichtung 

Arbeitsvermittlung

Die Orientierung auf schnelle Vermittlung 
der arbeitsmarktnahen Arbeitslosen in den 
regulären Arbeitsmarkt ist zwar grundsätz-
lich richtig. Problematisch wird die schnelle 
Vermittlung, wenn mit Sanktionsdrohung in 
Niedriglohnbeschäftigung vermittelt wird. 
Damit fördert die Arbeitsagentur die Entwick-
lung zur Zunahme von Niedriglöhnen und die 
Spaltung des Arbeitsmarktes.

Qualifizierung

Hier ist Hamburg in der Pflicht, die Ursachen 
für ungünstige Bildungsverläufe stärker in 
den Blick zu nehmen und Kitas und Schulen 
so zu organisieren und auszustatten, dass die 
Zahl der Jugendlichen ohne Schulabschluss 
deutlich verringert wird. Die Schwerpunktset-
zung der Förderung bei arbeitslosen Jugendli-
chen mit einem vielfältigen Maßnahmenpaket 
ist ausdrücklich zu begrüßen, weil so Arbeits-
losigkeitskarrieren mit den negativen Folgen 
für die Betroffenen und die Gesellschaft am 
wirksamsten entgegengewirkt werden kann.

Da die vollen Berufsausbildungen (IHK- und 
HK-Abschluss) die besseren Voraussetzungen 
für eine nachhaltige Eingliederung schaffen, 
müssen die Qualifizierungsausgaben stärker 
auf Ausbildungen mit anerkanntem Abschluss 
konzentriert werden. 

In der Pflege gibt es schon jetzt einen deut-
lich spürbaren Fachkräftemangel, und es feh-
len Ausbildungsplätze in der Altenpflegeaus-
bildung. Ausbildungseinrichtungen kritisieren 
seit Jahren, dass sie gegenüber nicht ausbil-
denden Einrichtungen einen Wettbewerbs-
nachteil haben. Die gesetzlich vorgeschrie-
bene, angemessene Ausbildungsvergütung 
wird von den ausbildenden Einrichtungen 
über die Pflegesätze refinanziert. Diese Ein-
richtungen sind deshalb teurer als Einrichtun-

gen, die nicht ausbilden. Hamburg sollte 
daher ebenso wie die Landesregierung 
in NRW eine Umlagefinanzierung in der 
Altenpflegeausbildung einführen, um den 
Wettbewerbsnachteil der ausbildenden 
Einrichtungen zu beseitigen und die Zahl 
der Ausbildungsplätze zu erhöhen.

Sozialer Arbeitsmarkt – öffentlich 
geförderte Beschäftigung

Unter Schaffung eines Sozialen Arbeits-
marktes wird im Programm des Senats 
leider nur die Fortsetzung der 1-Euro-Jobs 
in verringertem Umfang verstanden.
Bei dem gekürzten Umfang dieser Be-
schäftigungsgelegenheiten sollte darauf 
geachtet werden, dass die quartiersbezo-
genen Projekte, die eine wichtige Funkti-
on als Kommunikationsort haben und z.T. 
Versorgungsaufgaben wahrnehmen, nicht 
gefährdet werden.  

Grundsätzlich bedarf es jedoch einer Al-
ternative zu den 1-Euro-Jobs, um für die 
betroffenen arbeitsmarktfernen, i.d.R. ge-
ring qualifizierten Arbeitslosen, eine echte 
Chance zur Integration in den Arbeits-
markt und zur gesellschaftlichen Teilhabe 
zu eröffnen.

Wir brauchen daher einen sozialen 
Arbeitsmarkt mit staatlich geförderten 
Arbeitsplätzen, um eine Verstetigung 
der Langzeitarbeitslosigkeit und eine 
„Vererbung“ von Sozialleistungskarrieren 
zu verhindern. Die Landesregierung NRW 
und einige andere Bundesländer wollen 
einen solchen sozialen Arbeitsmarkt 
schaffen und dafür die rechtlichen 
Rahmenbedingungen klären. Der SoVD 
erwartet vom Hamburger Senat, dass er 
sich dieser Initiative anschließt.
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Mindestlohn macht stark gegen Armut

Mindestlohn macht stark gegen Armut

Gesetzlichen Mindestlohn 
einführen

Nach wie vor lebt eine steigende Zahl von 
Menschen in Deutschland trotz Vollbeschäfti-
gung an der Armutsgrenze oder in Armut. Sie 
leben von Niedriglöhnen, mit denen sie ihren 
Lebensunterhalt nicht bestreiten können.

Auf Grund einer Untersuchung des Instituts für 
Arbeit und Qualifikation (IAQ) hat sich in der 
Zeit von 1995 bis 2008 der Anteil der Niedrig-
lohnbeschäftigten von 14,7 % auf 20,7 % er-
höht. Besonders stark betroffen sind Minijob-
ber, Beschäftigte unter 25 Jahren, Ausländer, 
Frauen, gering Qualifizierte, Leiharbeitnehmer 
und befristet Beschäftigte. 3,6 % der Niedrig-
lohnbeschäftigten bekommen nach der vorge-
nannten Studie sogar „extreme Niedriglöhne“ 
von unter 5 EUR pro Stunde.

Das bedeutet, dass ein Fünftel der Beschäftig-
ten selbst aus Vollzeitbeschäftigung mit dem 
Lohn die Existenz  nicht sichern kann. Kein 
anderes europäisches Nachbarland hat in den 
vergangenen Jahren ein derartiges Wachstum 
des Niedriglohnsektors erlebt.

Niedriglöhne haben direkte Folgen für die 
Betroffenen und ihre Familien. Die schlechte 
finanzielle Situation führt dazu, dass Kinder bei 
der Bildung benachteiligt werden, die Gleich-
stellung von Frauen behindert wird und die 
Chancengleichheit von Migranten und behin-
derten Menschen  nicht mehr gegeben ist.

Zu bedenken ist aber auch, dass Niedriglöhne zu 
Altersarmut führen, denn es können keine ad-
äquaten Zahlungen in die Sozialversicherungs-
systeme (z.B. Rentenversicherung) geleistet 
werden, was zu Niedrigstrenten führt. Die Folge 
ist, dass immer mehr alte Menschen auf  Leis-
tungen des Staates angewiesen sein werden.

Es ist daher dringend notwendig, einen flä-
chendeckenden gesetzlichen Mindestlohn zu 

beschließen, da die jetzige Situation auch im 
Widerspruch zur Werteordnung der Bundesre-
publik Deutschland steht und die Tarifvertrags-
parteien mit der Vereinbarung von Mindestlöh-
nen überfordert sind. Darüber hinaus hat  die 
Erfahrung gezeigt, dass die Höhe tarifvertrag-
lich vereinbarter Mindestlöhne im Einzelnen 
unzureichend bleibt. Die Forderung nach einem 
gesetzlichen Mindestlohn kann auch auf ent-
sprechende Regelungen in andern EU- Ländern 
(Niederlande, Belgien, Irland, Frankreich und 
Luxemburg) gestützt werden, wo bereits ge-
setzliche Mindestlöhne zwischen 8,41 EUR und 
9,73 EUR vereinbart worden sind.

Unzumutbar ist auch, dass Leiharbeitnehmer 
erheblich niedrigere Löhne erhalten als die Be-
diensteten des Beschäftigungsbetriebes. 

Schließlich muss der Staat alles tun, um sicher-
zustellen, dass einmal vereinbarte Mindestlöhne 
auch tatsächlich gezahlt werden. Für die Über-
wachung muss es ausreichend Beamte geben.

Forderungen

•	 Einführung eines flächendeckenden ge-
setzlichen Mindestlohns. Erst bei einem 
Stundenlohn von 10,00 EUR ergibt sich 
nach 45 Jahren ein Rentenanspruch von 
ca. 780,00 EUR.

•	 Bindung der Löhne von Leiharbeitnehmern 
an die Höhe der Löhne der Beschäfti-
gungsfirma („gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit“) mit einem entsprechenden Zuschlag 
für Zeitarbeit.

•	 Wirksame Kontrolle zur Einhaltung der 
vereinbarten Mindestlöhne durch die Auf-
stockung der Zahl der Beamten der Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit (FKS) des Zolls.

•	 Der Hamburger Senat möge sich mit 
Nachdruck dafür einsetzen, dass Mindest-
löhne eingeführt und deren Zahlung auch 
überwacht wird.
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Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben

Nach Art. 3 Abs.3 des Grundgesetzes darf 
niemand wegen seiner Behinderung benach-
teiligt werden. Behinderte Menschen sollen 
danach die gleichen Möglichkeiten und Chan-
cen haben wie nichtbehinderte Menschen. 
Schließlich haben sie auch die gleichen Be-
dürfnisse und im Einzelfall auch die gleichen 
Fähigkeiten.

Bereits im SGB IX haben das Wunsch- und 
Wahlrecht der Betroffenen und die Bedeutung 
von Selbstbestimmung und Selbstverantwor-
tung einen hohen Stellenwert. Die Bedeutung 
von Selbstbestimmung und Selbstverant-
wortung wird aber durch die UN-Behinder-
tenrechtskonvention noch einmal besonders 
hervorgehoben. Dabei stellt die Konvention 
zusätzlich die Inklusion in den Mittelpunkt. 
Das bedeutet, dass  behinderte und nichtbe-
hinderte Menschen bereits im Kleinkindalter 
(in Kindertagesstätten) sowie in der Schulzeit 
(Hauptschule, Realschule, Gymnasium),  bei 
der Berufsausbildung und im Arbeitsleben 
gemeinsam lernen und arbeiten müssen. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat sich durch 
ihre Unterschrift dazu verpflichtet, für die 
Umsetzung von Inklusion zu sorgen.

Die Freie und Hansestadt Hamburg setzt 
daher ab 2012 im Schulbereich ein Konzept 
um, mit dem die Inklusion gewährleistet 
werden soll. Angestrebt wird eine kostenneu-
trale Lösung, die Mittel aus der Auflösung von 
bisherigen Sonderbereichen (z.B. I-Klassen, 
Fördereinrichtungen) freisetzt. Die Praxis der 
Inklusion an den Hamburger Schulen verdient 
eine breite fachlich-kritische Beobachtung 
durch Eltern, Lehrer und die Verbände. 

Aufbauend auf einer fundierten Schulbildung 
müssen behinderte und nicht behinderte 
junge Menschen gemeinsam eine umfassen-
de berufliche Qualifizierung erhalten. Dabei 
muss sichergestellt werden, dass die Betrof-
fenen soweit wie möglich selbstbestimmt 
handeln und entscheiden können. Dafür ist 

Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben

eine umfassende Information und Beratung 
erforderlich, die qualifizierte Assessment-Ver-
fahren einschließen.

Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke 
sowie Werkstätten für behinderte Menschen 
sind erforderliche Institutionen zur Sicher-
stellung von Ausbildung oder Beschäftigung 
für behinderte Menschen. Der Bestand muss 
dauerhaft durch die Sozialversicherungsträger 
und den Hamburger Senat gesichert werden.

Eine große Bedeutung für die Eingliederung 
von Menschen mit Behinderung hat die Prä-
vention. Das heißt, es muss alles getan wer-
den, um Erkrankungen und Behinderungen 
zu vermeiden und Arbeitsplätze zu erhalten. 
Es ist daher dafür Sorge zu tragen, dass § 84 
SGB IX beachtet und flächendeckend umge-
setzt wird.

Bei der Schulbildung, bei der beruflichen 
Bildung oder bei der Qualifizierung im Rah-
men der Weiterbildung ist grundsätzlich die 
höchstmögliche Qualifizierung (in der Regel 
ein Abschluss auf Facharbeiterniveau)anzu-
streben, da Ungelernte geringere Eingliede-
rungschancen haben und zudem früher aus 
dem Erwerbsleben ausscheiden. 

Inklusion, Selbstbestimmung und umfassen-
de Qualifizierung erfordern auch Klarheit bei 
den gesetzlichen Zuständigkeiten. 

Der öffentliche Dienst ist in Hamburg für 
Schwerbehinderte und ihnen gleichgestellten 
behinderten Menschen ein wichtiger Arbeit-
geber. Im Jahre 2010 wurde die Pflichtquote 
von 5% der Beschäftigten mit 6,15% (4.286 
Personen) deutlich übertroffen1. Das ist der 
Maßstab, an dem sich die privaten Arbeitge-
ber der Stadt messen müssen. 

1	 Senat, Personalamt: Personalbericht 2011, S. 57
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Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben

Forderungen

•	 Der Senat bleibt aufgerufen, in Kinder-
tagesstätten sowie im Schul- und Hoch-
schulbereich und in den Berufsschulen 
inklusives Lernen zu ermöglichen und 
Chancengleichheit zu gewährleisten. Hier-
für sind qualitative und quantitative Stan-
dards zu vereinbaren.

•	 Bei team.arbeit.hamburg sind zeitnah aus-
reichend qualifizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu beschäftigen, die die Not-
wendigkeit einer erforderlichen beruflichen 
Rehabilitation erkennen und die richtigen 
Schlüsse daraus ziehen können.

•	 Es ist zu gewährleisten, dass Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter von team.arbeit.
hamburg den Arbeitsmarkt kennen und 
dafür sorgen, dass umfassende Qualifizie-
rungsmöglichkeiten Vorrang haben.

•	 Die Gemeinsamen Servicestellen sind so 
zu besetzen, dass eine umfassende Bera-
tung entsprechend der Rahmenvereinba-
rung „Gemeinsame Servicestellen“ vom 
1.7.2010 erfolgt.

•	 Die Beschäftigungsquote für schwerbehin-
derte Menschen ist auf 6 % zu erhöhen 
und die Bußgeldvorschriften des § 156 
SGB IX müssen nachdrücklicher eingesetzt 
werden.1

•	 Der Senat, das Integrationsamt und die 
Bundesagentur für Arbeit und die Rehabilita-
tionsträger  sollen sich dafür einsetzen, dass 
§ 84 SGB IX von allen Betrieben beachtet 
wird und Betriebsvereinbarungen abge-
schlossen sowie ein betriebliches Eingliede-
rungsmanagement  (BEM) eingeführt wird; 
auch der Kündigungsschutz ist zu beachten. 	
							     

1	 Für umfassende Teilhabe behinderter Men-
schen am Arbeitsleben, SoVD, Berlin, 2012

Vorbildliche Betriebe sollten entsprechend 	
§ 84 Abs. 3 SGB IX prämiert werden. Pro-
jekte zur Einführung eines Gesundheitsma-
nagements in Klein- und Mittelbetrieben sind 
durch geförderte Projekt zu initiieren.

•	 Die Rehabilitationsträger und team.arbeit.
hamburg sollen dafür sorgen, dass eine 
Qualifizierung vorrangig in Berufsbildungs- 
und Berufsförderungswerken, Werkstätten 
für behinderte Menschen erfolgt, wenn die 
im SGB IX genannten besonderen Hilfen 
erforderlich sind und dies zur Sicherung 
der Ausbildung oder Eingliederung be-
hinderter Menschen erforderlich ist. Die 
Zuweisung ist weit auszulegen.

© Picture-Factory
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Zukunft der Eingliederungshilfe

Zukunft der Eingliederungshilfe

Die Aufgaben und der Rechtsanspruch auf 
Eingliederungshilfe sind im SGB XII geregelt. 
Der Anspruch auf Eingliederungshilfe gilt für 
wesentlich behinderte Menschen, die Bedarf 
an Eingliederungshilfe haben. Bei Maßnah-
men der Teilhabe am Arbeitsleben müssen 
die behinderten Menschen außerdem bis auf 
weiteres vollständig erwerbsgemindert sein.

Die Ausrichtung der Leistungen verfolgt die 
Ziele, behinderten Menschen ein selbstbe-
stimmtes Leben in der Gesellschaft zu er-
möglichen oder zu erleichtern und sie am 
Arbeitsleben so weit wie möglich teilhaben zu 
lassen.

Die Kosten der Eingliederungshilfe treffen in 
erster Linie die Kommunen. Hamburg musste 
2009 dafür 331,7 Mio. EUR1 aufwenden mit 
rasch steigender Tendenz. Die kommunalen 
Spitzenverbände mahnen deshalb seit Jah-
ren Bund und Länder an, die Kommunen mit 
dieser Last nicht im Stich zu lassen. Im Zuge 
der Fiskalpaktverhandlungen hat der Bund im 
Sommer 2012 zugesagt, in der kommenden 
Legislaturperiode mindestens ein Drittel die-
ser Last zu übernehmen, die bundesweit der-
zeit ca. 12 Mrd. EUR ausmacht2. Damit sind in 
nächster Zukunft Grundfragen der politischen 
Zuständigkeit und der sachlichen Ausgestal-
tung der Eingliederungshilfe – insbesondere 
als neues Leistungsgesetz - als Themen der 
Bundespolitik aufgerufen. Es liegt auf der 
Hand, dass bei einer maßgeblichen Beteili-
gung des Bundes der Praxis der Eingliede-
rungshilfe eine stärkere Vereinheitlichung und 
eine deutliche Ausrichtung an verbindlichen, 
bundeseinheitlichen Standards drohen.

Die Fachministerien der Länder müssen da-
gegen einen transparenten und frühzeitig 
offenen Verhandlungsprozess mit dem Bund 

1	 Statistikamt Nord: Stat. Jahrbuch 10/11
2	 Vgl. hierzu auch die Verhandlungen des 
898. Bundesrates v. 29.6.2012

gestalten, in dem die örtliche Fach- und Ge-
staltungskompetenz angemessen Eingang 
findet. Erfolgreiche Eingliederungshilfe ist 
nicht zuletzt auch eine Sache der fachlichen 
Erfahrung, die vor allem bei den Trägern 
liegt. Die zu erwartende finanzielle Entlastung 
der Kommunen muss zumindest die künfti-
gen Bedarfszuwächse finanziell untersetzen. 
Die Herauslösung der Eingliederungshilfe aus 
dem SGB XII darf nicht zu einem gedeckelten 
Leistungskatalog führen, der weit unter den 
Möglichkeiten des SGB XII liegt und die im 
SGB XII eingeräumten Ermessensspielräume 
ausschließt. Vielmehr muss die aktive Weiter-
entwicklung der Eingliederungshilfe weiterhin 
die maßgebliche politische Perspektive blei-
ben.3

Forderungen

Die als nationales Recht der Bundesrepublik 
geltende Behindertenrechtskonvention der 
Vereinten Nationen (BRK) verlangt die Rea-
lisierung einer unabhängigen Lebensführung 
sowie der vollständigen Teilhabe an Arbeit 
und Gesellschaft sowie die Inklusion in die 
Gemeinschaft.  Zur Erreichung dieser Ziele 
sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die 
in einem Aktionsplan des Bundes und der 
Länder zu beschreiben sind. Diese bezieht 
sich auf alle Sozialgesetzbücher und somit 
auch auf die Eingliederungshilfe. 

Es geht darum, unter Betrachtung der Prob-
lemlagen den konkreten individuellen Unter-
stützungsbedarf festzustellen und umzuset-
zen. Dies ist zunächst  unabhängig von der 
Frage, ob dies über bestimmte Angebote zu 
realisieren ist. 

3	 Vgl. hierzu die Eckpunkte der 87. Konfe-
renz der Arbeits- und Sozialminister vom 23./24. 
November 2010
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Die individuelle zeitnahe Bedarfsermittlung 
steht am Anfang eines Prozesses und erfor-
dert den Ausbau eines personenzentrierten 
Fallmanagements, das sachgerechte Vorschlä-

ge unterbreitet und dabei die Wünsche des 
Antragstellers/der Antragstellerin von vorne-
herein berücksichtigt.

Eingliederungshilfe im Umbruch

Eingliederungshilfe im Umbruch

Die Eingliederungshilfe soll künftig personen-
zentrierte, individuell bedarfsgerechte, struk-
turdurchlässige und möglichst im konkreten 
Sozialraum verankerte und vernetzte Leis-
tungen zur Teilhabe gewährleisten. Bisherige 
Vorgehensweisen stehen daher auf dem Prüf-
stand und müssen evaluiert werden, um ein 
Höchstmaß an Förderung für die behinderten 
Menschen erreichen zu können. Dies muss in 
einem offenen Diskurs unter Beteiligung der 
Betroffenen, der Akteure und der Verbände 
umgesetzt werden.

Aufgabenfelder und Gestaltungsziele

Die Reform der Eingliederungshilfe und die 
Umsetzung der Behindertenrechtskonvention 
sollen u.a. in folgenden Bereichen durch die 
Stärkung selbstbestimmten Lebens und des 
Abbaus von Diskriminierung stattfinden:

•	 Hilfen während der Regelschulzeit und 
beim Studium

•	 Förderung des Übergangs von der Schule 
in den Beruf

•	 Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft

•	 Inklusion im Sozialraum

•	 Tagesstrukturierende Angebote 

•	 Berufliche Inklusion

•	 Berufliche und arbeitsweltliche Bildung

•	 Selbstbestimmte sinnvolle Arbeit und Be-
schäftigung

•	 Zugang zu Maßnahmen der beruflichen 
Eingliederungshilfe

•	 Zugang zum allgemeinen Arbeitsmarkt

•	 Qualifizierung des Personals

•	 Struktur-, Fall- und Leistungskonferenzen 
der Leistungsträger

Die Realität offenbart noch viele Lücken

Die Angebote beruflicher Bildung und Teil-
habe am Leben in der Gemeinschaft und am 
Arbeitsleben sind in Hamburg umfangreich 
vorhanden. Vielfach wurden in Hamburg bun-
desweit beachtete Impulse entwickelt. Die-
se inhaltliche Dynamik darf nicht unter dem 
allgemeinen Kostendruck verloren gehen. Der 
Inklusionsauftrag erfordert an vielen Stellen 
neue Maßnahmen, die insbesondere ausrei-
chend niedrigschwellige Zugänge und leichte 
Übergänge ermöglichen sollen. Bestehende 
Ansätze müssen sorgfältig evaluiert und hin-
sichtlich ihrer Wirkungsweise überprüft wer-
den.  

Es kommt wesentlich für die Umsetzung der 
Behindertenrechtskonvention darauf an, für 
die Betroffenen individuell geeignete Wege 
zu finden. Dazu sind eine individuelle zeit-
nahe Bedarfsfeststellung und ein qualitativ 
hochwertiges und individuell arbeitendes 
Fallmanagement notwendig. Hierfür muss 
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ausreichend qualifiziertes Personal zur Verfü-
gung stehen und die notwendigen Strukturen 
aufgebaut bzw. erweitert werden, um für tau-
sende Einzelfälle diese Anforderung erfüllen 
zu können. Die Bereitschaft mit geeigneten 
Dienstleistern zusammen zu arbeiten, muss 
schnell entwickelt werden. Defizite im Bereich 
der schulischen Hilfen, der Studienhilfen und 
des Übergangs von der Schule in den Beruf 
sind im Interesse der betroffenen Menschen 
schnell zu beheben. 

Der Zugang zu den Hilfen aus der Eingliede-
rungshilfe darf nicht verwehrt werden. Dies 
gilt insbesondere für Menschen mit schwerer 
geistiger und mehrfacher Behinderung, für 
die wegen der hohen Zugangsvoraussetzun-
gen und fehlender Assistenz Hilfen immer 
noch zu oft versagt werden.

Offen muss die Diskussion geführt werden, 
um gerade für psychisch kranke bzw. behin-
derte Menschen den oftmals alternativlosen 
Zugang zu den Werkstätten für behinderte 
Menschen zu erhalten, zumal viele Menschen 
dieser Zielgruppe auch keinen Zugang zum 
allgemeinen Arbeitsmarkt finden.

Der Anteil gut organisierter, tagesstrukturie-
rende Maßnahmen muss deutlich erweitert 
werden.

Für viele behinderte Menschen gibt es bereits 
ambulante Wohnformen mit Mietvertrag. Die 
dafür erforderliche Assistenz ist häufig zu 
gering ausgebaut und die Inklusion in den 
Stadtteil ist kaum vorhanden. Die betroffen 
behinderten Menschen befinden sich oftmals 
in einer ausweglosen Situation von Einsam-
keit. Zudem ist der Bedarf für ein ausreichen-
des, preiswertes und für behinderte Men-
schen geeignetes Freizeitangebot kurzfristig 
zu realisieren.

Dringend der Verbesserung bedürfen Maß-
nahmen zur Förderung des Übergangs auf 

den allgemeinen Arbeitsmarkt aus Maßnah-
men der Eingliederungshilfe, zumal  gleich-
zeitig die Lohnkostenzuschüsse, Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsmöglichkeiten für 
arbeitslose Menschen abgebaut werden, die 
kompensatorisch wirken könnten. Entspre-
chend nimmt die Anzahl unversorgter behin-
derter Menschen stetig zu und die Langzeitar-
beitslosigkeit steigt hierdurch an.

Verbesserungswürdig ist die leistungsträger-
übergreifende Koordination der Leistungen 
und die Zusammenarbeit der Leistungsträger.

Forderungen

•	 Erarbeitung und Veröffentlichung eines 
Hamburger Aktionsplanes zur Umsetzung 
der Ziele der Behindertenrechtskonven-
tion und der Reform der Eingliederungs-
hilfe unter Beteiligung der Träger und der 
Verbände. Insbesondere sollen mehr als 
bisher Leistungen auf den persönlichen 
Bedarf ausgerichtet und  in vernetzter 
Form im Sozialraum angeboten werden.

•	 Die Inanspruchnahme von Geld- statt 
Sachleistung und die Inanspruchnahme 
des Persönlichen - auch leistungsträge-
rübergreifenden - Budgets sind zu för-
dern. Zu beachten ist dabei, dass für z. 
B. geistig behinderte Menschen Assistenz 
im persönlichen Budget als Regelleistung 
berücksichtigt wird. 

•	 Das Fallmanagement der Leistungsträger 
ist zeitnah leistungsgerecht mit ausrei-
chend qualifiziertem Personal auszubauen 
und die Vergabe an externe Anbieter ist zu 
fördern.

•	 Die Bedarfsfeststellung und die Leistun-
gen sind verstärkt trägerübergreifend und 
vernetzt zu organisieren.

Eingliederungshilfe im Umbruch
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Eingliederungshilfe im Umbruch

Forderungen  (Fortsetzung)

•	 Bei der Prüfung auf Pflegeleistungen ist 
der  Anspruch auf Eingliederungshilfe stets 
mit zu prüfen.

•	 Fortsetzung von ambulanten in den So-
zialraum integrierten Wohnmöglichkeiten 
mit eigenem Mietvertrag. Die persönliche 
Assistenz für dort lebende  behinderte 
Menschen ist sicher zu stellen.

•	 Maßnahmen zur Inklusion in den Stadt-
teilen und Vernetzung der Maßnahmen im 
Sozialraum sind auf- und auszubauen.

•	 Bedarfsgerechter Ausbau von tagesstruk-
turierenden Angeboten und Struktur-
verbesserung. Koordinierung von Wohn-
angeboten mit tagesstrukturierenden 
Angeboten.

•	 Es ist zu prüfen,  ob die Aufhebung der 
bisherigen Trennung zwischen Tagesför-
derstätten und Werkstätten sinnvoll ist.

•	 Qualifizierung und Beschäftigung ist in 
regionaler und  vernetzter Form anzu-
bieten. Dabei ist auch die Förderung des 
Übergangs von der Schule in den Beruf zu 
verbessern.

•	 Die Koordinierung von Maßnahmen der 
medizinischen und der beruflichen Reha-
bilitation erscheint verbesserungswürdig. 
Die Wartezeit bis zur Bewilligung einer 
Maßnahme ist auf das gesetzliche Maß von 
einem halben Monat zu begrenzen. An-
sonsten ist die Weiterbewilligung auf dem 
bisherigen Bewilligungsniveau weiter zu 
gewähren.

•	 Die Verbesserung der Wahrnehmung der 
Pflicht zur Zusammenarbeit der Leistungs-
träger laut § 12 SGB IX ist rechtlich abzu-
sichern (u.a. durch regelmäßige Leistungs-
trägerkonferenzen, Abbau der Mängel 
aus Schnittstellen und Koordinierung des 
Leistungsgeschehens).

•	 Die niedrigschwelligen Zugänge in Maß-
nahmen und die Durchlässigkeit zwischen 
Maßnahmen ist zu verbessern.

•	 Behinderten Menschen sind offensiv preis-
werte, integrative Freizeit- und Urlaubsan-
gebote anzubieten, die erforderliche As-
sistenz und die entsprechende Mobilität 
sind sicher zu stellen und es sind vermehrt 
familienentlastende Angebote im Rahmen 
der Betreuung behinderter Menschen be-
reit zu stellen.

Hamburg barrierefrei – Hürden abbauen, 
Wege freimachen, Türen öffnen!

Unser Grundgesetz verpflichtet uns in seinem 
ersten Artikel auf die Wahrung und Achtung 
der Würde jedes Einzelnen. Für den SoVD 
Hamburg ist das die wichtigste Leitlinie für das 
Leben im Gemeinwesen.  Auch Behinderten 
und älteren Menschen sind deshalb Teilhabe 
am öffentlichen Leben und ein selbstbestimm-
ter Lebensalltag zu ermöglichen. Dafür ist Bar-
rierefreiheit eine wesentliche Voraussetzung.

Mit der Verabschiedung des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes 2002 ist der Anspruch 
auf Barrierefreiheit deutlich gestärkt worden. 
Die UN Behindertenrechtskonvention ist heute 
nationales Recht und legt u. a. zwingend die 
gleichberechtigte Teilhabe behinderter Men-
schen für alle Lebensbereiche fest. Dabei ist 
den verschiedene Arten von Behinderungen 
insgesamt Rechnung zu tragen. 
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Viele Behinderungen treten aber erst im 
Alter auf, so dass die Zahl der Menschen mit 
Behinderungen auch aus demographischen 
Gründen erheblich steigen wird. Damit alle 
Menschen so lange wie möglich aktiv in der 
Gesellschaft mitwirken und ihre Selbststän-
digkeit aufrecht erhalten können, müssen die 
praktischen Voraussetzungen gegeben sein. 
Hierzu gehört auch die Mobilität, zu der in der 
Stadt barrierefreie öffentliche Verkehrsmittel 
den entscheidenden Beitrag leisten müssen.

Wir wollen in Hamburg Politikerinnen und 
Politiker sowie Verwaltungen zu einer zügi-
gen Umsetzung einer umfassenden Barriere-
freiheit bewegen - bis hin zur barrierefreien  
Gestaltung von Vordrucken und Bescheiden. 
Barrierefreiheit in diesem umfassenden Sinn 
ist für alle Bürgerinnen und Bürger von Vor-
teil. Neben der Abschaffung sichtbarer Hür-
den muss Barrierefreiheit auch die sozialen 
Bedürfnisse von Bürgerinnen und Bürgern im 
Blick haben und Vorurteile in der Gesellschaft 
abbauen. Hindernisse aufgrund geringen 
Einkommens müssen überwunden werden, 
um Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu 
ermöglichen. 

Mit dem Landesbehindertenbeirat und dem 
Landesseniorenbeirat will der SoVD Hamburg 
in regelmäßigen Abständen den Stand der 
Barrierefreiheit in der Hansestadt Hamburg 
diskutieren. Erkannte Verbesserungsmöglich-
keiten dürfen nicht auf die lange Bank ge-
schoben werden. Die öffentliche Verwaltung 
soll sich des Sachverstands der Wohlfahrts- 
und Sozialverbände durch umfassende und 
frühzeitige Beteiligung bedienen.

Forderungen

Barrierefreie Teilhabe am 
öffentlichen Leben

Öffentliche Gebäude und Einrichtungen 
müssen umfassend barrierefrei zugänglich 
und nutzbar sein. Dies gilt auch für kultu-
relle Angebote in der Stadt, z. B. Museen, 
Theater, Freiluftbühnen und Sportstätten. 
Ein stufenloser Zugang, möglichst über den 
Haupteingang, muss sichergestellt sein. In 
Hotels, Restaurants und Gaststätten bedarf 
es einer angemessenen Anzahl stufenlos 
erreichbarer und unterfahrbarer Tische. 
Zudem sind Toiletten mit ausreichend 
großer Bewegungsfläche, die stufenlos er-
reichbar sind,  zwingend erforderlich.

Öffentlicher Nahverkehr

Der öffentliche Nahverkehr, vor allem 
U-Bahn, S-Bahn und Busse, ist bis spä-
testens 2020 vollständig barrierefrei 
zu gestalten. Das Ausbauprogramm für 
U-/S-Bahnstationen ist deutlich  zügiger 
umzusetzen als bisher vorgesehen.

Parkhäuser und Parkflächen

In Parkhäusern und auf anderen Park-
flächen ist eine ausreichende Anzahl von 
Schwerbehindertenparkplätzen vorzuhal-
ten. Die Parkplätze müssen so gelegen 
sein, dass der behinderte Mensch seine 
Zielorte mit angemessenem Aufwand 	
erreichen kann. Hinweisschilder sind 	
anzubringen.

Übergänge befahrener Straßen sicher 
gestalten

Die Übergänge befahrener Straßen sind so 
zu gestalten, dass mobilitätseingeschränk-
te Menschen diese sicher überqueren 
können. Für sinnesbehinderte Menschen 

Hamburg barrierefrei
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sind an allen Ampeln Akustiksignale anzu-
bringen. Bei breiten Straßen sind Fußgän-
gerinseln einzurichten. Die Planung und 
Ausgestaltung sogenannter Gemeinschafts-
flächen bzw. Straßen ist zwingend an die 
Zustimmung der Behindertenverbände und 
der Landesarbeitsgemeinschaft der behin-
derten Menschen (LAG) zu binden.

Ausschilderungen

Auch das Zurechtfinden im öffentlichen 
Raum von Menschen mit Orientierungs-
schwierigkeiten muss gewährleistet wer-
den. Ausschilderungen müssen auch für 
sinnesbehinderte Menschen wahrnehmbar 
sein. Defizite sind zu erfassen und in eine 
mittelfristige Planung einzubringen, damit 
Änderungen systematisch vorangebracht 
werden können.

Neubau von Wohnungen

Alle mit öffentlichen Mitteln neu gebauten 
Wohnungen sind grundsätzlich barrierefrei 
zu gestalten. Die Ausstattung muss flexibel 
veränderbar sein. Soweit die Bauordnung 
für die Durchsetzung nicht hinreicht, sind 
öffentliche Fördermittel an entsprechende 
Auflagen zu binden. Eine ausreichende Zahl 
barrierefreier und bezahlbarer Wohnungen 
ist auch in den zentral gelegenen Stadt-
teilen Hamburgs bereit zu halten, so dass 
behinderte Menschen nicht in die Randbe-
reiche der Stadt verdrängt werden. An den 
stadtteilbezogenen Planungen will sich der 
SoVD Hamburg mit seinen Ortsverbänden 
beteiligen.

Geldinstitute

Obwohl Banken und Sparkassen gerade in 
den letzten Jahren viele technische Verbes-
serungen für behinderte Menschen umge-
setzt haben, bleibt die Forderung aktuell 
nach mindestens einem barrierefreien 

Geldautomaten und Kontoauszugsdrucker 
in jeder Filiale, der  sowohl von rollstuhl-
nutzenden als auch von blinden und seh-
behinderten Menschen ohne fremde Hilfe 
bedient werden kann.

Barrierefreie öffentliche Toiletten

Der SoVD fordert für Hamburg mehr barri-
erefreie öffentliche Toiletten. Für behinder-
te und ältere Menschen sind zugängliche 
öffentliche Toiletten eine wesentliche Be-
dingung ihrer Mobilität. Hilfreich wäre ein 
Toilettenkompass, in dem sämtliche öffent-
lichen Toiletten mit ihren Öffnungszeiten 
aufgeführt sind. Eine weithin sichtbare und 
barrierefreie Ausschilderung ist zu gewähr-
leisten. Die Mittel für die Ausschilderung 
und die Unterhaltung der Anlagen sind im 
erforderlichen Umfang bereit zu halten.    

Funktionsfähigkeit barrierefreier Anlagen

Barrierefreie Anlagen und Einrichtungen,  
z.B. Fahrstühle und Fahrtreppen an U-und 
S-Bahnhöfen und öffentlichen Toiletten 
sind so zu warten und zu pflegen, dass sie 
ständig funktionsfähig sind. Während kurz-
fristiger Ausfallzeiten sind entsprechende 
Ersatzlösungen und barrierefreie Hinweise 
auf die Ersatzleistungen und Wiederher-
stellung der Funktionstüchtigkeit zu ge-
währleisten.

Hamburg barrierefrei

© Robert Kneschke
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Vorschläge für Hamburg1

Der statistische Trend ist ungebrochen: Der 
Anteil älterer Menschen in der Gesellschaft 
nimmt zu, auch die erfreulich hohe und weiter 
steigende Lebenswartung trägt zu einem stei-
genden Altersdurchschnitt der Bevölkerung 
bei. In Hamburg lag der Anteil der 65jährigen 
und Älteren im Jahre 2009 bei 18,9 % (2000: 
16,9%). Dieser Trend beeinflusst alle Berei-
che des sozialen, wirtschaftlichen und politi-
schen Lebens. Er geht einher mit veränderten 
Familienstrukturen, in denen verwandt-
schaftliche Beziehungsgeflechte ausdünnen, 
weiträumiger werden und erhöhte Mobilität 
erzwingen. Um älteren Menschen einen an-
gemessenen Lebensstandard zu bieten, muss 
deshalb die soziale Infrastruktur weiter entwi-
ckelt werden. In Hamburg werden nahezu alle 
Felder der Stadtentwicklung von dem demo-
graphischen Trend berührt,  der besonders 
eine zukunftsorientierte Seniorenpolitik und 
eine entsprechend angepasste Infrastruktur-
planung erfordert. 

Der demographische Wandel ist aber nicht 
nur mit Herausforderungen, sondern auch mit 
Chancen für unsere Gesellschaft verbunden. 
Die gestiegene Lebenserwartung ist auch mit 
einem Mehr an aktiven Jahren verbunden, in 
denen Erfahrungen und Kompetenzen weiter 
genutzt werden können. Dieses „neue Alter“ 
muss stärker in das öffentliche Bewusstsein 
gebracht werden. 

Nach den Ergebnissen des Dritten Altenbe-
richts „Alter und Gesellschaft“ sind vier von 
fünf über 70jährigen noch zu einer weitge-
hend selbständigen Lebensführung in der 
Lage. Der größte Teil der älteren Bevölkerung 
lebt in den ersten 15 bis 20 Jahren nach dem 
Ausscheiden aus dem Berufsleben unabhän-
gig von Hilfe und Pflege und will sich aktiv in 

1	 Vgl. auch den Abschnitt zur „Pflege für jun-
ge und alte Menschen“ S. 68 ff.

Seniorenpolitik – Vorschläge für Hamburg
Seniorenpolitik – Vorschläge für Hamburg

die Gesellschaft einbringen2.
Mit dem Alter wächst aber das Risiko der 
Hilfsbedürftigkeit und hier gilt es die Rah-
menbedingungen für die Förderung einer 
eigenverantwortlichen Lebensführung zu 
verbessern. Insbesondere zählt hierzu auch 
die Unterstützung der Barrierefreiheit in al-
len Lebensbereichen, um möglichst lange ein 
selbstbestimmtes Leben in Würde mit einer 
aktiven Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
führen zu können.  

Auch im Alter stellen Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit ein hohes Gut dar. Dies 
muss durch ein ausreichendes Angebot 
an seniorengerechten Wohnungen sowie 
an alternativen Wohnformen wie betreu-
tes Wohnen oder Mehrgenerationenhäuser 
unterstützt werden. Ältere Menschen müs-
sen in die Gestaltung ihres Wohnumfeldes 
aktiv mit einbezogen werden, damit es ihren 
kulturellen, Wohnortumfeld- und sportli-
chen Interessen und ihren Bedürfnissen 
nach Kontakten entspricht. Zu beachten ist, 
dass die altersgerechte Infrastruktur mit 
der für andere Altersgruppen vernetzt und 
die Teilhabe an der Gesellschaft gesichert 
wird. Wohnungsunternehmen müssen si-
cher stellen,  dass sie Beteiligungsformen 
älterer Bewohner an z. B. Stadtteilaktivi-
täten ermöglichen. Dabei sind mindestens 
drei Altersgruppen 50-64, 65-79 und 80 
und älter zu unterscheiden, deren spezifi-
sche Problemlagen jeweils eigene Antworten 
erfordern.  Die Forderung nach Einbeziehung 
gilt auch dann, wenn eine stationäre Wohn-
form gewählt wurde oder stationäre Pfle-
ge erforderlich ist. In Hamburg lebten im 	
							     
2	 Unterdes gibt es bereits den 6. Alten-
bericht „Eine neue Kultur des Alterns“, BT-Drs. 
17/3815 v. 17.11.2010; die Bundesregierung hat 
ihre einschlägigen Absichten 2012 als „Demo-
grafiestrategie der Bundesregierung“ unter dem 
Titel „Jedes Alter zählt“ zusammengefasst. Vgl. 
auch den Demografiebericht der Bundesregie-
rung v. 26.10.2011.
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Seniorenpolitik – Vorschläge für Hamburg

Jahre 2009 rd. 14.300 Senioren in stationärer 
Pflege.3 Alle Anstrengungen in der Senioren-
politik werden jedoch durch die zunehmende 
Altersarmut in Frage gestellt. Altersarmut 
ist deshalb auch mit den Möglichkeiten der 
Landespolitik entschieden zu begegnen. Hier 
sind Bundesratsinitiativen des Hamburger 
Senats zur Verbesserung der Renten und in 
der Arbeitsmarktpolitik genauso gefordert, 
wie ein entschiedenes Handeln auf kommu-
naler Ebene. Die Teilhabe an der Gesellschaft 
ist ein hohes Gut, was durch die intensive 
Förderung alter Menschen, die von Grundsi-
cherung oder von einem Einkommen bis zur 
Pfändungsgrenze leben, zu ermöglichen ist. 
Hierzu fordern wir den Hamburger Senat auf, 
einen behördenübergreifenden Handlungsplan 
aufzustellen, der mit entsprechenden finanzi-
ellen Ressourcen im Haushaltsplan unterlegt 
ist. Hierzu gehören frei zugängliche Kulturan-
gebote, einkommensabhängig vergünstigte 
Fahrt mit dem ÖPNV ohne zeitliche Beschrän-
kungen, Begegnungsstätten in allen Stadt-
teilen, soziale Hilfsangebote wie z.B. nach 
Einkommen gestaffelte Verpflegungsangebote 
und Haushaltshilfen. 

Forderungen

•	 Aufstellen eines behördenübergreifenden 
Handlungsplans „Senioren“ durch den Se-
nat mit finanzieller Ausstattung und Ver-
ankerung im Haushalt.

•	 Ein würdevolles Leben im Alter, frei von 
Altersdiskriminierung  und Altersarmut. 
Entsprechende Bundesratsinitiativen zur 
Verbesserung der Renten und zur Ar-
beitsmarktpolitik werden vom Hamburger 
Senat gefordert, um die volle und gleich-
berechtigte Teilhabe der Senioren in allen 
Lebensbereichen zu ermöglichen.

3	 Stat. Jahrbuch 11/12. Statistikamt Nord.

•	 Altersgerechte Wohnungen zu bezahlbaren 
Preisen. Kein Rückbau bereits altersge-
recht hergerichteter Wohnungen.

•	 Förderung und Ausbau generationsüber-
greifender Wohnprojekte.

•	 Eine gute Verkehrsinfrastruktur mit barriere-
freien Zugängen an allen Bahnhöfen und Zü-
gen. Umfassende Umsetzung der Barrierefrei-
heit im öffentlichen Raum. Seniorengerechte 
Gestaltung von Parkanlagen und Grünflächen 
(u. a. mehr benutzbare Parkbänke), verbes-
serte Straßenbeleuchtung auch auf Gehwegen, 
verlässliche Schneeräumung.

•	 Keine Einschränkung der gesundheitlichen 
Versorgung, insbesondere darf Alter kein 
Grund sein, medizinische Versorgung zu 
versagen. Dies ist in das SGB V aufzuneh-
men.

Matthias Balzer_pixelio.de
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Seniorenpolitik / Gesetzliche Rente sichert das Alter

Forderungen (Fortsetzung)

•	 Ein bezahlbares Netzwerk bei eintretender 
Pflegebedürftigkeit.

•	 In Pflegeheimen und in Seniorenwohnan-
lagen ist das Recht auf ein Einzelzimmer 
innerhalb der laufenden Legislaturperiode 
umzusetzen. Mehrbettzimmer bedürfen 
der ausdrücklichen Zustimmung der pfle-
gebedürftigen Menschen bzw. der Bewoh-
ner.

•	 Für Migranten muss es in der Regelver-
sorgung ein spezifisches Angebot geben, 
das auf ihre kulturellen Belange besondere 
Rücksicht nimmt.

•	 Wohnortnahe Begegnungsstätten. Es sind 
gesellige, gepflegte Treffpunkte ohne kom-
merziellen Bewirtungszwang in der Nach-
barschaft erforderlich, die nicht nur für 
Senioren attraktiv sind. Mietfreie Räume 
sind Voraussetzung für die Bildung sponta-
ner Netzwerke. 

•	 Die Seniorenberatungsstellen, Senioren-
treffs und Angebote für seniorengerechte 
Aktivitäten sowie  Pflegestützpunkte sind 
auszubauen; kurzfristig sind Personaleng-
pässe z.B. in Seniorenberatungsstellen 
auszugleichen.

•	 Gute Nachbarschaft muss unterstützt 
werden. Es bedarf dazu auch bekannter 
Gesichter, wie früher den Hausmeister 
alter Prägung, den Postboten, die Gemein-
deschwester. Heute fehlen vielfach „Küm-
merer“, die auf Alltagsprobleme leicht 
ansprechbar sind.

•	 Umsetzung des Hamburgischen Wohn- 
und Betreuungsgesetzes einschließlich der 
in der Stellungnahme des SoVD aufgeführ-
ten Änderungen.

•	 Die Stadtentwicklungspolitik muss Maßstä-
be für eine altersgerechte und wohnortna-
he Versorgung gewährleisten. Dies ist in 
Gesetzen als Verpflichtung festzuschreiben. 

Gesetzliche Rente sichert das Alter
Das Vertrauen der Bevölkerung in die ge-
setzliche Rentenversicherung hat - bedingt 
durch die Politik der Rentenkürzungen- 
mehr und mehr gelitten. Im Zuge der an-
haltenden weltweiten Finanzkrise wächst 
wieder die Einsicht, dass nur die umlagefi-
nanzierte gesetzliche Rentenversicherung 
„Sicherheit“ im Alter und somit für die 
Lebensplanung bieten kann und muss. Da-
gegen hat die Finanz- und Wirtschaftskrise 
bewirkt, dass sowohl die kapitalgedeckte 
betriebliche (sog. 2. Säule der Alterssiche-
rung) als auch die private Altersvorsorge 
(sog. 3. Säule) kräftige Blessuren erlit-
ten haben und ihre Versprechungen, hohe 
Leistungen bei angemessenen Beiträgen zu 
gewährleisten, nicht einhalten werden kön-

nen. Zur Jahreswende 2011 beliefen sich 
z.B. die Durchschnittsrenditen für Lebens-
versicherungspolicen nur noch auf 4,22 %, 
gegenüber 7,31 %  in 1999 - ein Rückgang 
von über 42 %! 

Die Mindestverzinsung wurde zum 01.Juli 
2011 sogar auf nur noch 1,75 % weiter 
zurückgenommen. Bei den Anlageerträgen 
von Pensionsfonds sieht es nicht viel besser 
aus. Zahlreiche Experten erwarten inzwi-
schen, dass bei Vertragsablauf nicht selten 
nur noch die eigenen Einzahlungen plus 
Riesterzulagen, vermindert um Vertrags- 
bzw. Provisionskosten und Verwaltungsge-
bühren, gezahlt werden könnten.   			 
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Gesetzliche Rente sichert das Alter

In Hamburg ist die 
Armutsgefährdungsquote 

für Personen ab 65 Jahre bis 
zum Jahre 2009 auf 8,1 % 

gestiegen

Nach einer Modellrechnung des DIW1 kann 
eine Frau, die im Alter von 35 Jahren im Jahre 
2001 einen Riestervertrag abgeschlossen hat, 
bei Annahme einer Verzinsung ihrer Einlagen 
von 2,5 % erst ab einem Alter von 90 Jahren 
mit einem finanziellen Mehrertrag aus ihrem 
Riestervertrag rechnen. Generell gilt: Anla-
gen in der 2. und 3. Säule lohnen sich in der 
Regel nur für die Anbieter solcher Produkte   -    
etwa auch zur Sicherung von  ansehnlichen     
Gehältern und  Bonuszahlungen2. Wirklich 
krisenfest ist nur das System der gesetzlichen 
Rente

Doch seit Mitte der 90er Jahre hat die Politik 
den Rentnern erhebliche Belastungen zuge-
mutet. Einschnitte, 
wie z.B. der Weg-
fall der Anrechnung 
von Studien- und 
Schulzeiten, gerin-
gere Bewertung von 
Anrechnungszeiten 
und Abschläge bei 
vorzeitiger Inan-
spruchnahme der 
Rente führ(t)en zu 
immer geringeren 
Rentenansprüchen. 
Einher ging dies mit einer immer wieder kor-
rigierten Rentenanpassungsformel (belastet 
mit Riester-, Nachhaltigkeits- und Nachhol-
faktor), was zu kaum noch – wenn überhaupt 
– erwähnenswerten Rentenanpassungen führt. 
Ohne Riester- und Nachholfaktor hätte die 
Rentenanpassung vom 1.7.2012 von 2,18 % 
(Westdeutschland) mehr als doppelt so hoch 
ausfallen können. In der Regel erhalten Rent-
ner durch Rentenerhöhungen nicht einmal 
einen Inflationsausgleich. Besonders hohe 
Preissteigerungen haben sich darüber hinaus 	
							     
		
1	 Vgl. DIW Wochenbericht 47/2011
2	 Die gesamten Personal-/ Verwaltungskosten 
in der gesetzl. Rentenvers. belaufen sich auf rd. 1,6 %

für Mieten, Energiekosten und Lebensmit		
tel ergeben. Da Menschen mit eher kleinen 
Einkommen einen besonders hohen Anteil für 
diese Güter ausgeben, vermindert sich ihre 
Kaufkraft in besonderem Maße. Den Rentnern 
wurde damit die Teilhabe an den gesamt-
wirtschaftlichen Zuwächsen vorenthalten. Im 
Rentenzugang betrug 2011 der durchschnitt-
liche Zahlbetrag für Männer in Westdeutsch-
land nur noch 867,66 Euro.

In Hamburg ist die Armutsgefährdungsquote 
für Personen ab 65 Jahre bis zum Jahre 2009 
auf 8,1 % gestiegen, in den Jahren 2005 
bis 2010 stieg die Zahl der Empfänger von 
Grundsicherung im Alter um 29,2 %, bis Mai 

2011 waren bereits 
17.090 Personen be-
troffen.3 

Zusätzlich wurden 
die Bestandsrent-
ner mit steigenden 
Beiträgen zur Kran-
ken- und Pflegeversi-
cherung belastet. Bei 
einer durchschnitt-
lichen Inflationsrate 
in den letzten 12 

Jahren von 1,5% jährlich ist die Kaufkraft der 
Rentner seit 2004 um fast 12% gesunken. 

Zudem wird die 2005 eingeführte Renten-
besteuerung – Alterseinkünftegesetz - län-
gerfristig das verfügbare Renteneinkommen 
vermindern.  Die Rente mit 67 trifft eine 
Generation von Arbeitnehmern, die immer 
weniger die Chance auf eine durchgehende, 
normale Erwerbsbiographie haben und statt-
dessen auf prekäre Beschäftigungsverhältnis-
se oder längere Arbeitslosenzeiten verwiesen 
sein wird.

3	 Drs. 20/672 v. 28.6.2011, Hamburgische 
Bürgerschaft,
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Es ist dringend an der Zeit, Maßnahmen zu 
ergreifen die sicherstellen, dass im Alter eine 
„armutsfeste“ Rente   gezahlt wird,  die ein 
Abdriften in die Grundsicherung verhindert 
und der im Arbeitsleben erworbene Lebens-
standard zumindest annähernd aufrecht 
erhalten werden kann.   

Forderungen

Der  SoVD hat  bereits im Mai 2007 „10 For-
derungen zur Verhinderung von Altersarmut“  
formuliert, die es umzusetzen gilt4.

Insbesondere zu den folgenden Punkten hält 
der SoVD Hamburg sofortige Änderungen 
bzw. Ergänzungen für unerlässlich: 

•	 Keine weitere Absenkung des Rentenni-
veaus und Anhebung auf 53% netto vor 
Steuern.

•	 Rückkehr zur bruttolohnbezogenen Ren-
tenanpassung.

•	 Senkung des Renteneintrittsalters auf 65 
Jahre.

4	 vgl. hierzu auch die Positionen des Bun-
desverbands: „Mindestsicherung in der Rente. 
Vorschläge des SoVD zur Vermeidung von Alter-
sarmut“, Berlin, Mai 2009; aktuell auch „Renten-
zuschuss statt Zuschussrente“, Berlin, Juni 2012 
http://www.sovd.de/fileadmin/downloads/pdf/
stellungnahmen/2012-06-21-Rentenzuschuss.
pdf sowie die ablehnende Stellungnahme zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung „RV Lebens-
leistungsanerkennungsgesetz“  v. 10.4.2012 
http://www.sovd.de/fileadmin/downloads/pdf/
stellungnahmen/2012-04-11-SoVD_Stellungnah-
me_zum_RV-Lebensleistungsanerkennungsgesetz.
pdf  sowie zur Altersarmut die Stellungnahme v. 
17.9.2010 http://www.sovd.de/fileadmin/down-
loads/pdf/stellungnahmen/BT-Anhoerung_Alter-
sarmut_SN_SoVD.pdf

•	 Wiedereinführung der Rente nach Min-
desteinkommen (§ 262 SGB VI) - Befris-
tete Aufhebung der zeitlichen Begrenzung 
für Zeiten bis zum 31.12.1991.

Nach einem erfüllten Erwerbsleben muss die 
Rente mehr als die Grundsicherung betra-
gen! Die, bis zum Greifen der anderen Maß-
nahmen, befristete Aufhebung der zeitlichen 
Begrenzung des § 262 SGB VI würde Alter-
sarmut wirksam entgegenwirken. Die Finan-
zierung der Mehrbeträge müsste aus Steuern 
erfolgen. Im Gegenzug könnten Mittel der 
Grundsicherung in erheblichem Umfange re-
duziert werden. 

•	 Einführung eines gesetzlichen Mindestloh-
nes in Höhe von mindestens 8,50 EURO.

Die Höhe des Mindestlohns muss so bemes-
sen sein, dass nach 35 Versicherungsjah-
ren eine Rentenhöhe deutlich oberhalb der 
Grundsicherung garantiert ist.

•	 Anspruchsprüfung auf Leistungen aus der 
Grundsicherung durch die Deutsche Ren-
tenversicherung (DRV Bund).

Die Anzahl von Bundesbürgern, die Anspruch 
auf Grundsicherung haben, aber - oft aus 
Scham - nicht beantragen, kann nicht genau 
beziffert werden. Eine unbürokratische Prü-
fung von Leistungsansprüchen ist erforder-
lich. Zudem ist zu evaluieren, ob der Zweck 
der Grundsicherung im SGB XII erfüllt wurde.

•	 Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
im Niedriglohnbereich.

Bereits Im Jahre 2005 bezogen bereits mehr 
als ein Drittel aller Beschäftigten ein Brut-
toeinkommen von weniger als 2/3 der mitt-
leren Einkommen. Eine weitere Zunahme 
ist wahrscheinlich. Das führt in Zukunft zu 
weiter sinkenden Renten und hat zusätzliche 

Gesetzliche Rente sichert das Alter
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Grundsicherungsansprüche zur Folge. Daher 
muss eine Mindestbemessungsgrundlage für 
Pflichtversicherte in Vollzeitbeschäftigung von 
wenigstens fiktiv 1.560 €5 je Beitragsmo-
nat eingeführt werden. Eine Beitragszahlung 
durch den Bund für die Spitzbeträge wäre 
sachgerecht, weil Grundsicherungsleistungen 
bei der Altersrente eingespart würden. 

•	 Einführung einer Beitragsbemessungs-
grenze in Höhe von 50 % des durch-
schnittlichen Entgelts für ALG-II-Bezieher. 

Die Bundesregierung hat seit 2011 die Pflicht-
beitragszahlung für ALG-II-Bezieher ge-
strichen, um rund 1,6 Mrd. €  einzusparen 
(dagegen wurden Hoteliers um rd. 1 Mrd. € 
Umsatzsteuer entlastet).

5	 Entspricht einem Mindestlohn von 9,00 
EUR je Stunde bei einer durchschnittlichen 
wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden

Bis zum 31.12.1999 wurden Beiträge zur 
Rentenversicherung für diese Personengruppe 
nach 80 % der individuellen Entgelte des letz-
ten Entgeltabrechnungszeitraumes geleistet. 
Der Gesetzgeber hat die Bemessungsgrund-
lage in mehreren Schritten inzwischen so 
erheblich reduziert, dass sich aus einem Jahr 
Arbeitslosigkeit zurzeit nur noch ein minima-
ler Rentenanspruch von 2,17 EUR monatlich 
(Leistungsbezug 01.07.08 bis 30.06.09) er-
gibt, der allerdings auch schon gestrichen ist. 
Die Pflichtbeitragszahlung ist nicht zu strei-
chen, sondern auf eine vernünftige Basis zu 
stellen.  

•	 Rentenanpassung mindestens in Höhe der 
Inflationsrate.

Die Kaufkraft der Rentner (natürlich auch 
die der Arbeitnehmer) sank in den letzten 
12 Jahren in Deutschland markant. Die Ren-
tenanpassungen, wenn überhaupt erfolgt, 
hielten mit der Inflation nicht Schritt.  

Gesetzliche Rente sichert das Alter

©Rene-Pescht_pixelio.de
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Das Bundesverfassungsgericht hatte zu 
Hartz IV entschieden, dass bei Anpassung 
der Geldleistung nicht die Anpassungsrate 
der Rentenversicherung herangezogen wer-
den darf. Das wird vermutlich dazu führen, 
dass künftige Anpassungen des Regelbedarfs  
zumindest die Geldentwertung ausgleichen 
müssen. Auch deshalb ist sicherzustellen, 
dass auch Ansprüche aufgrund von Versiche-
rungsleistungen ähnlich wie die Ansprüche 
in der Grundsicherung vor Geldentwertung 
durch entsprechende Mindestanpassung in 
Inflationshöhe geschützt werden.

•	 Erwerbsminderungsrenten sind durch die 
Abschaffung der Abschläge und durch eine 
erhöhte Anrechnung von Versicherungs-
zeiten zu verbessern.

•	 Keine Anrechnung der Riesterrente auf 
Grundsicherungsleistungen.

Viele Arbeitnehmer mit geringem Einkommen 
leisten Beiträge zur Riesterrente, obwohl sie 
daraus nach geltendem Recht wegen voller 
Anrechnung auf die Grundsicherungsleistun-
gen im Leistungsfall nichts erhalten würden. 
Dieser Zustand ist unhaltbar und muss durch 
die Gewährung eines Rentenfreibetrages auf-
gefangen werden. Dieses muss in gleichem 
Maße auch bei den Renten aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung gelten. 

•	 Riesterrenten müssen durch Garantieleis-
tungen und eine Mindestverzinsung abge-
sichert werden.

Jüngste Erkenntnisse belegen: Viele Ries-
ter-Rentenversicherungen sind so teuer, dass 
von der Förderung für die Sparer nichts übrig 
bleibt. Provisionen bzw. Verwaltungskosten 
mindern die staatlichen Zulagen. Der eigentli-
che Zweck, eine zusätzliche Altersversorgung 
bei angemessenen Erträgen aufzubauen, 
bleibt unerfüllt. Ein gesetzlich festgelegter 
Freibetrag kann das Problem entschärfen.

Gesetzliche Rente sichert das Alter

•	 Die DRV Bund muss zuständig für die zu-
sätzliche Altersvorsorge werden.

Durch die Finanz- und Wirtschaftskrise sind 
viele Betriebsrenten- und private Alterssi-
cherungssysteme stark in Mitleidenschaft 
geraten. Durch risikohafte Anlagen sind be-
gründete Anwartschaften deutlich betroffen. 
Statt einer Öffnung der 3. Säule im Kapital-
deckungsverfahren, ist den Versicherten die 
Möglichkeit zum Erwerb zusätzlicher Entgelt-
punkte im Umlagesystem zu eröffnen. 

•	 Streichen der Kürzungsfaktoren in der 
Rentenformel.	

In der gesetzlichen Rentenversicherung muss 
wieder die Bruttolohnanpassung ohne „Ver-
rechnungen“ praktiziert werden, um den Le-
bensstandard der Rentnerinnen und Rentner 
zu sichern.  

•	 Überschüsse in der Deutschen Rentenver-
sicherung müssen für Rentenverbesserun-
gen eingesetzt werden.	

Um Altersarmut in großem Umfang zu verhin-
dern, sind kontinuierliche Verbesserungen in 
der Rente zu verfolgen.

Das Ziel muss die Wiedereinführung einer 
umlagefinanzierten Rente zur Lebensstan-
dardsicherung sein. 
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Bildung wird inzwischen vielfach von Vertre-
tern in Politik und Wirtschaft als ökonomische 
Ressource angesehen. Die durch eine gute 
Bildung erwartete Innovation der Wirtschaft 
soll u.a. fehlende Bodenschätze kompensie-
ren - so jedenfalls ein bis heute gängiges Ar-
gument, das die deutsche Bildungsdiskussion 
seit der Kaiserzeit begleitet. Ob und wieweit 
Bildung diese Funktion erfüllt, ist im Zusam-
menhang mit der Forderung nach Bildungsge-
rechtigkeit irrelevant – Bildung ist ein Men-
schenrecht.

Schon 1948 wurde durch die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen im  Rah-
men der Allgemeinen Menschenrechte Bildung 
als ein eigenständiges Menschenrecht aufge-
nommen: „Jeder Mensch hat ein Recht auf 
Bildung“. Bildung hat danach eine wichtige 
Bedeutung für die Befähigung von Menschen, 
sich für die eigenen Rechte einzusetzen und 
sich im solidarischen Einsatz für die Men-
schenrechte anderer zu engagieren.

Das Menschenrecht auf Bildung hat schon 
1949 seinen Niederschlag in drei Artikeln des 
Grundgesetzes (GG) gefunden: in Artikel 1 
„Die Würde des Menschen ist unantastbar“ 
und in Artikel 2 „Jeder hat das Recht auf die 
freie Entfaltung seiner Persönlichkeit“ sowie 
in Artikel 20, durch den das Sozialstaatsprin-
zip begründet wird. Durch dieses Prinzip wird 
die faktische Chancengleichheit verfolgt. 
„Der Sozialstaat erschöpft sich … nicht in der 
Fürsorge für Benachteiligte, sondern zielt auf 
den Abbau struktureller Ursachen für diese 
Benachteiligung“1, als eine Politik, die Chan-
cenungleichheit kompensiert. Diese Verfas-
sungsziele sind im Bereich Bildung für viele 
junge Menschen auch in Hamburg in armen 
und benachteiligten Familien immer noch 
nicht erreicht.

1	 Heribert Prantl: Kein schöner Land, Die 
Zerstörung der sozialen Gerechtigkeit.2005

Eine umfassende Bildung ist heute in 
Deutschland, und insbesondere in Hamburg 
mit ihrer sehr differenzierten und qualifizier-
ten Arbeitswelt, die Voraussetzung (aber nicht 
die Garantie) für eine qualifizierte Berufsaus-
bildung und damit die Chance der Integration 
in den Arbeitsmarkt. Ferner eröffnet Bildung 
auch Partizipationschancen in anderen Le-
bensbereichen, z.B. im Gesundheitsbereich, 
im kulturellen, gesellschaftlichen und politi-
schen Bereich.

Von gerecht verteilten Bildungschancen kann 
bisher weder in Deutschland noch in Ham-
burg die Rede sein. Kinder aus armen und 
benachteiligten Familien sind die Verlierer des 
Bildungssystems. Häufig besuchen sie eine 
Hauptschule und relativ oft auch die Förder-
schule. Das führt dazu, dass in Hamburg ca. 
ein Viertel der Schulabgänger eines jeden 
Jahrganges, in der Regel ohne Aussicht auf 
eine qualifizierte Berufsausbildung, in eine 
relativ perspektivlose Zukunft entlassen wird. 
2009 gab es in Hamburg insgesamt 15.608 
Schulentlassene. Davon waren 7,8% ohne 
Hauptschulabschluss (oHS) und 18,1% mit 
Hauptschulabschluss (mHS). Bei der Statistik 
der Schulentlassenen fällt auf, dass ihr An-
teil in den Bezirken und Stadtteilen erheblich 
variieren. Im Bezirk Mitte ist der Anteil der 
Schulentlassenen oHS mit 16% doppelt so 
hoch wie im Durchschnitt der Stadt. Kaum 
noch verwunderlich ist dann, dass die Stadt-
teile mit einem Anteil um mehr als 50% über 
dem Durchschnitt, also 12%, denen ent-
spricht, die die höchsten Anteile Hartz IV- und 
Grundsicherungsempfänger verzeichnen.

Deshalb ist zu begrüßen, dass sich der Senat 
des Problems des Berufsübergangs offen-
siv annimmt und als erstes Bundesland zum 
September 2012 eine Jugendberufsagentur 
(JBA) einrichtet. Die Fachbehörde geht davon 
aus, dass sich bei rd. 7.000 Jugendlichen ein 
besonderer Beratungsbedarf ergibt.

Bildung ist ein Menschenrecht 

Bildung ist ein Menschenrecht 
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Der überwiegende Teil der Schüler in            
Förderschulen kommt aus benachteiligten, 
häufig tradierten Armutsfamilien. Nicht alle 
Kinder aus diesen Familien besuchen eine 
Förderschule, aber die, die Schüler dieser 
Schulform sind, stammen fast ausschließlich 
aus benachteiligten Familien. „Die Schule für 
Lernbehinderte ist und bleibt eine Schule für 
sozial Benachteiligte“.2 Dies hat sich bisher in 
Deutschland kaum verändert. Die Bildungs-
chancen in Deutschland hängen noch immer 
stark von der sozialen Herkunft der Kinder 
ab. Darüber hinaus wurde im Rahmen der 
Pisa Studie III auch die im internationalen 
Vergleich frühe Aufteilung der Kinder (nach 
der Grundschule) auf unterschiedliche Schul-
formen kritisiert. Je früher die Schüler in ver-
schiedene Bildungszweige aufgeteilt würden, 
desto größer seien die Leistungsunterschiede 
zwischen benachteiligten und privilegierten 
Familien. 

Bildung im Kindes- und Jugendalter kann in 
ihrer heutigen Form nur angemessen erfasst 
werden, wenn die Vielfalt ihrer Bildungsorte 
und Lernwelten wahrgenommen wird: Wie 
findet Bildung benachteiligter und armer Kin-
der, insbesondere aus tradierten Armutsfami-
lien, statt unter Berücksichtigung ihrer häufig 
segregierten und anregungsarmen Lebens- 
und Lernwelten (Milieus)? Was lernen sie in 
diesen Welten und was lernen sie nicht? Und 
wie kann das, was sie in ihrer oft deprivierten 
Umwelt und familiären Lernwelt nicht lernen, 
im Rahmen institutioneller Angebote und Ak-
tivitäten kompensiert werden?

Die Bildungsinhalte sowie Lern- und Bildungs-
prozesse in (tradierten) Armutsfamilien un-
terscheiden sich deutlich von denen, die in 
institutionellen Bildungseinrichtungen vor-
herrschen. Die mangelnde Übereinstimmung 
der lebensweltlichen Alltagserfahrungen von 
Familien in bildungsfernen Milieus mit den 

2	 Wocken 2000

Anforderungen zum Erwerb von höheren 
Bildungsabschlüssen ist zentrale Ursache für 
die Entstehung von Ungleichheit beim Zugang 
zu und Erwerb von Bildungszertifikaten. Das 
in ihren Lebenswelten erworbene Erfahrungs- 
und Handlungswissen stellt für benachteiligte 
Kinder in ihrer Schullaufbahn eher eine Be-
hinderung als eine Chance dar.

Die Lebenslage benachteiligter und armer 
Kinder findet im Rahmen ihrer Schulaus-
bildung keine oder kaum Beachtung. Die 
Situation dieser Kinder ist in der Regel ge-
kennzeichnet durch ihre materielle Unter-
versorgung bei Einkommen, Wohnung, Klei-
dung und Freizeitaktivitäten, ihre mangelnde 
gesundheitliche Versorgung und Ernährung 
sowie ihre nicht befriedigten Bedürfnisse nach 
Bildung und kulturellen Angeboten. Bedeut-
sam sind auch die durch ihre Lebenslage 
verhinderten Lernprozesse sowie erfahrene 
Stigmatisierungs- und Ausleseprozesse. Den 
Kindern fehlen ein großer Erfahrungsreich-
tum (über den Kinder mit einem besseren 
sozioökonomischen Hintergrund in der Regel 
verfügen) und die damit verbundenen Verhal-
tenskompetenzen. Ihnen ist es oft peinlich, 
nicht mitreden und mithalten zu können – sie 
fühlen sich häufig als Versager und Verlierer. 
Insbesondere Kinder in tradierten Armutsfa-
milien fehlt es in der Regel an Modellen für 
eine kompetente Lebensweise, Lebenspla-
nung und Aufgabenwahrnehmung. Die Män-
gelausstattung der Lebenslage führt vielfach 
zu Verhaltensauffälligkeiten. Das können u.a. 
mangelnde Konzentrationsfähigkeit, Apa-
thie, Depressivität, Resignation, Gleichgül-
tigkeit sowie Aggressivität sein, aber auch 
Rückzug bis zur Schulverweigerung. Häufig 
werden den Kindern und Jugendlichen nega-
tive Verhaltensweisen zugeschrieben, ohne 
die Ursachen, Hintergründe und politischen 
Strukturen, die diese Verhaltensweisen her-
vorbringen, zu berücksichtigen.

Bildung ist ein Menschenrecht 
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Frühkindliche Förderung

Die Forderung nach frühkindlicher Förderung 
in Kindertageseinrichtungen und vorschu-
lischer Erziehung wird heute unisono von 
Experten der Jugendhilfe und Schule, Bil-
dungsforschern und Bildungspolitikern sowie 
Vertretern der Wirtschaft geäußert. Hervor-
gehoben wird insbesondere die Notwendigkeit 
der frühen Sprachförderung benachteiligter 
Kinder, speziell Kindern mit Migrationshinter-
grund und aus tradierten Armutsfamilien. Der 
Anspruch wird in der Regel damit begründet, 
dass in den frühen Lebensjahren entschei-
dende Grundlagen für den Grad der intel-
lektuellen Leistungsfähigkeit und Leistungs-
motivation von Schülern und den späteren 
Erwachsenen gelegt werden. Ziel ist es u.a., 
eine frühkindliche Entwicklungsförderung 
sicherzustellen sowie den Mangel an Anre-
gungspotential „in den unteren Sozialschich-
ten“ auszugleichen. Das Curriculum sollte 
sowohl auf das Aneignen von Wissen als auch 
auf das Erlernen von Lernfähigkeit sowie 
Lernstrategien ausgerichtet sein.

Auftrag der Kindertagesstätten als Einrichtun-
gen der frühkindlichen Förderung ist sowohl 
die Betreuung als auch die Bildung und Erzie-
hung der Kinder. Kitas haben vielfältige Mög-
lichkeiten, in unterschiedlichen Formen ihren 
Erziehungs- und Bildungsauftrag wahrzuneh-
men. Eine wesentliche Chance besteht darin, 
den Tagesablauf als Lernfeld für den Erwerb 

unterschiedlicher Kompetenzen zu gestalten. 
Spezifische Ausdrucks- und Verhaltensweisen 
aufgrund sozialer und kultureller Unterschiede 
der Kinder bieten Gelegenheit, neue Sichtwei-
sen auf verschiedene Kulturen und Lebens-
verhältnisse zu eröffnen.

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) 
schreibt in § 22a u.a. die Zusammenarbeit 
zwischen den Mitarbeitern und den Eltern vor. 
Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Kitas 
haben dafür Sorge zu tragen, „dass eventuell 
‚schädigende‘ Einflüsse des Elternhauses im 
Rahmen der Kooperation und des gegensei-
tigen Austausches abgebaut werden“1. Kitas 
haben insofern auch eine familien- und erzie-
hungsergänzende Aufgabe. Dies erfordert re-
gelmäßige wechselseitige Kommunikation und 
Information. Durch frühe Bildungsanstren-
gungen können die offensichtlichen Bildungs-
disparitäten zwischen Kindern der verschie-
denen gesellschaftlichen Schichten verringert 
und so die Startchancen sozial benachteiligter 
Schulkinder verbessert werden. Frühkindliche 
Förderung ist eine wirkungsvolle Ressource, 
um eine größere Chancengerechtigkeit herzu-
stellen und bestehende Bildungsungleichheit 
zu reduzieren. Sinnvoll und erforderlich ist 
der quantitative und qualitative Ausbau die

1	 Münder u.a.: Frankfurter Kommentar zum 
SGB VIII, 2006, § 22a,  Rz 7

Schulbildung

Offensichtlich stellt sich die Institution Schule 
für viele arme und benachteiligte Schüler nicht 
als Ort des interessierten Lehrens und Lernens 
sondern als vielschichtiges Problemfeld dar.

•	 Die Kinder / Schüler reagieren im Unter-
richt oft mit dem Gefühl der Ohnmacht. Sie 
fürchten die Konfrontation mit Mitschülern, 
insbesondere bei Auseinandersetzungen, 
die ihre Armut berühren. Ihre Motivation 
zum Schulbesuch vermindert sich, ins-

besondere wenn sie Demütigungen, z.B. 
durch öffentliche Bloßstellung, erfahren 
haben; sie entwickeln Schulangst.

•	 Die Kinder kompensieren Frustrationen und 
Ausgrenzungen in der Schule häufig durch 
unangepasstes Verhalten. Sie reagieren 
in spezifischen Situationen aggressiv und 
gelegentlich auch gewalttätig – häufig aus 
Angst, abgebügelt zu werden, aber auch 
als Reaktion auf erfahrene Ablehnung.
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•	 Eltern nehmen sich selbst oft – bezogen 
auf die Bildungssituation ihrer Kinder und 
ihre Stellung gegenüber dem System 
Schule – als hilflos und ohnmächtig wahr. 
Sie zeigen dann häufig ein Verhalten, mit 
dem sie der Situation ihrer Kinder nicht 
gerecht werden.

•	 Die meisten, auch die armen und benach-
teiligten, Eltern sind zu Beginn der Schul-
zeit ihrer Kinder an deren Schulbildung 
interessiert. Ihnen fehlt es aber häufig an 
Kompetenzen; sie haben sie in der Regel 
nie erworben oder aufgrund eines Pro-
blemkonglomerats in ihrem Leben nicht 
den Kopf dafür frei, um ihre Kinder in 
ihrer Schullaufbahn zu unterstützen. Bei 
Schwierigkeiten bzw. Auffälligkeiten der 
Kinder werden sie meistens in die Schule 
„zitiert“, aber nicht beteiligt und ermutigt 
bzw. unterstützt, wie sie ihren Kindern 

Freude am Lernen und am Schulbesuch 
vermitteln können.

•	 Lehrer, deren eigene Lebenswelt konträr 
der vieler Schüler gegenübersteht, verste-
hen diese in ihrer, durch ihre Lebenslage 
geprägte Lebenswelt nicht; Einstellungen, 
Verhaltens- und Handlungsweisen sowie 
Deutungsmuster der Schüler werden dann 
vielfach als abweichendes Verhalten ge-
wertet.

•	 Lehrer sind in der Regel nicht auf die 
Schwierigkeiten benachteiligter Schüler 
vorbereitet. Sie haben in ihrem Studium 
keine / kaum eine Vorbereitung auf die 
Auswirkungen von Armut und Benachteili-
gung erfahren.

•	 „Die Förderschüler sind die ärmsten Schü-
ler“ – solche Befunde sollten nachdenklich 
stimmen – wenn eine Sozialisation unter 
Armutsbedingungen zu Ghettos ohne Mau-
ern führt.

Die Darstellung der hier genannten Probleme 
sollte nicht zu wechselseitigen Schuldzuwei-
sungen führen, sondern Ausgangspunkt sein 
für Veränderungen zugunsten benachteilig-
ter Kinder. Erforderlich ist die gemeinsame 
Verantwortung im Rahmen von Kooperatio-
nen von Experten und Institutionen z.B. des 
Schulsystems, der Jugendhilfe, des Gesund-
heitsbereichs sowie den Eltern.

© S.-Hofschlaeger_pixelio.de

Inklusion

In Hamburg gab es schon zu einem recht frü-
hen Zeitpunkt eine Integration von behinder-
ten Kindern in Regelschulen. Diese punktuelle 
Integration veränderte sich durch das im 
Dezember 2006 von den Vereinten Nationen 
(UN) verabschiedete „Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen“ - die UN-Behin-
dertenrechtskonvention -, die im Dezember 
2008 von Deutschland ratifiziert wurde. Die 
UN Rechtskonvention ist die Antwort auf die 
jahrhundertalte Tradition, Menschen mit Be-
hinderungen aus überwiegend medizinischer 
Perspektive als Personen mit Defiziten, als 
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Problemfälle und nicht als Träger von Rechten 
und gleichberechtigte Bürger anzusehen. Die 
zentralen Forderungen dieser Konvention sind:

•	 Weg von einem defizitorientierten Behin-
dertenbegriff und einer statischen Fest-
schreibung der behinderten Menschen,

•	 Hin zur Anerkennung aller behinderter 
Menschen als vollwertige Bürger.

Die Bestimmungen der UN Behinderten-
rechtskonvention finden ihren Niederschlag 
im Hamburger Schulgesetz. Die Beschulung 
von Kindern mit sonderpädagogischem För-
derbedarf wird in zwei Paragraphen geregelt: 
§ 12, nach dem diesen Kindern das Recht auf 
den Besuch allgemein bildender Schulen zu-
gesprochen wird und § 19, nach dem Kinder 
mit den gleichen Förderschwerpunkten in eine 
Sonderschule eingeschult werden. Die Ent-
scheidung, ob behinderte Kinder nach 	§ 12 
eine allgemeinbildende Schule oder gemäß 
§ 19 eine Sonderschule besuchen, „wird auf 
der Grundlage eines Sonderpädagogischen 
Gutachtens unter Einbeziehung der Sorgebe-
rechtigten … festgestellt“ (§ 12 Abs.3). Maß-
geblich ist heute der Elternwille.

Inklusion ist nicht nur als ein Konzept der 
gemeinsamen Beschulung anzusehen, son-
dern auch als ein Konzept zur Überwindung 
von Diskriminierungen aller Risikogruppen. 
Dazu gehören u.a. durch Ausgrenzung und 
Benachteiligung gekennzeichnete Gruppen, 
z.B. wegen ihres Geschlechts, ihrer sozialen 
Herkunft und spezifischen Lebensbedingun-
gen und Lebenslagen sowie ihres kulturellen 
Hintergrunds.

•	 Inklusion sollte auch über den Schulbe-
reich hinaus als allgemein gültige Werte-
grundlage gesehen werden für Partizipati-
on, Gemeinschaft, Mitgefühl, Achtung vor 
Anderssein, Wahrnehmung von  Ansprü-
chen und Rechten.

•	 In Deutschland ist die Zahl der zurückge-
schulten, sitzengebliebenen und auf eine 
niedrigere Schulform sowie auf eine För-
derschule umgeschulten Kinder besonders 
groß. In Hamburg entspricht die Situation 
der in Deutschland insgesamt. Inklusion 
beinhaltet einen Kampf gegen die hier ge-
nannten Formen der Exklusion.

Schulen sind nicht nur Kostenstellen und Test- 
und Prüfungseinrichtungen – sie sind Orte, 
in denen Phantasie, Kreativität und Freude 
herrschen sollten.

Forderungen

Forderungen im Bereich 
frühkindlicher Bildung

•	 Frühkindliche Förderung ist Voraussetzung 
für die Realisierung von Entwicklungs-, 
Bildungs- und Teilhabechancen armer und 
benachteiligter Kinder.

•	 Bereits im Bereich der frühkindlichen 
Bildung ist eine gemeinsame Förderung 
behinderter und nichtbehinderter Kinder 
anzustreben.

•	 In benachteiligten Quartieren mit einem 
hohen Anteil benachteiligter und bildungs-
ferner Familien sind für eine frühe Aufnah-
me der Kinder ausreichende Kapazitäten 
unabhängig von der Berufstätigkeit der 
Mütter und Väter sicherzustellen.

•	 In die Konzeption sind die Einrichtungen 
als sozialer Lernort einzubeziehen. Spe-
zifische Fördermaßnahmen, besonders 
Sprachförderung, muss Inhalt des Kon-
zepts sein.

•	 Die Einbeziehung der Eltern, insbesondere 
in benachteiligten und benachteiligenden 
Quartieren, ist sowohl in der Kita als auch 

Bildung ist ein Menschenrecht 
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in der (Grund-) Schule mitentscheidend 
für positive Bildungsabläufe ihrer Kinder 
(SGB XIII, § 22 a).

•	 Um die Inanspruchnahme sicherzustel-
len, ist zukünftig die Gebührenfreiheit für 
frühkindliche- und Vorschulerziehung zu 
gewährleisten. 

Forderungen an das Schulsystem 

•	 Schulsysteme sollten sich an den Bedürf-
nissen der Schüler orientieren anstatt 
diese relativ früh den Bedingungen von 
Systemen unterzuordnen. Dadurch entwi-
ckelt sich eine neue Lernkultur.

•	 Schulen müssen für den Ausgleich der 
herkunftsbedingten Startnachteile ge-
stärkt werden. Das beinhaltet sowohl die 
Unterstützung durch Kindertageseinrich-
tungen und Vorschulen als auch durch 
eine soziale Durchmischung der Schüler in 
der Grundschule.

•	 Die Gliederung des Schulsystems, auch 
auf der Ebene der Stadtteilschule, muss 
darauf hin evaluiert werden, wieweit es 
gelingt, eine Generierung der Bildungs- 
und sozialen Ungleichheit zu beseitigen.

•	 Kinder müssen „vor Ort“, sei es in der Kita 
oder in der Schule, Akzeptanz ihrer Le-
bensverhältnisse erfahren. Bildungsange-
bote müssen zentrale Aspekte ihrer Le-
benswirklichkeit stärker berücksichtigen.

•	 Die Grundschulen mit ihrer Verantwortung 
für alle Kinder benötigt für das gemein-
same Lernen eine innere Differenzierung 
und stärkere Individualisierung; Hetero-
genität der Schüler ist eine pädagogische 
Herausforderung, aber auch Chance.

•	 Zur Förderung der Bildungssituation 
armer und benachteiligter Kinder sind 
verbindliche Ganztagsschulen mit kos-
tenfreiem Mittagessen und in benachtei-
ligten Stadtteilen mit einem zusätzlichen 
kostenfreien Frühstück notwendig. Sie 
bieten die Chance des Abbaus von Bil-
dungsbarrieren und können zur Erhö-
hung der Sprach- und Lesekompetenz 
beitragen sowie durch ihre didaktischen 
Möglichkeiten Diskriminierung und sozi-
ale Ausgrenzung verhindern.

•	 Druck auf Eltern ist in der Regel kont-
raproduktiv. Sie müssen stattdessen in 
die Lage versetzt werden, ihren Erzie-
hungsauftrag besser wahrzunehmen. 
Dazu wäre Elternarbeit, die ggf. in Ko-
operation von Vertretern der Schule und 
Jugendhilfe durchgeführt wird, geeignet.

 
•	 Schulen sind nicht nur Lernorte, sondern 

auch Erziehungsorte. Bei gelingender 
Kooperation könnten Schulen zu einem 
Ort gemeinsamen Lebens und Lernens 
im Stadtteil werden; sie sollten zu einem 
„Haus des Lernens“ werden.

•	 Um die hier geforderten Aufgaben über-
nehmen zu können, ist es erforderlich, 
Teamarbeit, kollegiale Beratung, Fortbil-
dung und Supervision zur Unterstützung 
und Entlastung der Lehrer an den Schu-
len zu installieren.

Forderungen speziell im 
Bereich Inklusion

•	 Eine gemeinsame Beschulung behinder-
ter und nichtbehinderter Kinder in allen 
allgemeinbildenden Schulen muss vor-
behaltlos angestrebt werden.

Bildung ist ein Menschenrecht 
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•	 Ein Bildungssystem, dass sich Inklusion 
zur Aufgabe macht, stellt vor allem für 
junge Menschen mit Migrationsgeschichte 
und solche, die in relativer Armut auf-
wachsen, eine große Chance dar. Dazu ist 
es erforderlich, Ansätze der Integrations-
pädagogik und der Armutsforschung mitei-
nander zu verknüpfen.

•	 Erforderlich für schulische Inklusion ist 
eine generelle politische Auseinanderset-
zung mit der Grundsatzfrage nach dem 
Umgang mit Verschiedenheit generell und 
im schulischen Kontext speziell.

•	 Die Fiktion auf Erfolg homogener Lern-
gruppen muss überwunden werden. Die 
Frage ob Inklusion gelingt, ist nicht an die 
Schüler, sondern an die Schule zu stellen; 
gefordert ist eine Schule, die niemanden 
ausschließt.

•	 Inklusion in Regelschulen erfordert kom-
petente Unterstützung (z.B. personelle 
und didaktische Ressourcen) wenn die 
professionelle Förderung von Kindern mit 
besonderen Bedürfnissen in diesen Schu-
len gelingen soll. „Inklusion ist kein Spar-
programm, sondern eine pädagogische 
Herausforderung zur Verbesserung der 
Schule als Lebens- und Entwicklungsraum 
für alle Kinder.“1

Forderungen an die 
Ausbildung von Lehrern

„Die Professionalität des Lehrpersonals ist die 
entscheidende Ressource für Qualitätsent-
wicklung im Bildungswesen.“2  Ein noch so 
guter Lehrplan ist relativ wirkungslos, wenn 
die Kinder nicht erreicht werden und die Leh-
rer damit nicht zu den Schülern durchdringen.

1	 Werning, S.287
2	 Pisa lll, 2010

•	 Erkenntnisse der Armutsforschung sowie 
der Stigma-Theorie und Sozialökologie 
müssen sowohl im Studium der Erzie-
hungswissenschaften und des Lehramts 
stärkere Berücksichtigung finden als auch 
bei der konzeptionellen Entwicklung von 
Lehr- und Lernmethoden.

•	 Im Lehrerstudium sollten theoretische 
Ansätze und die praktische Umsetzung 
von Lehr- und Lernmethoden vermittelt 
werden, die den heutigen Ansprüchen von 
Schule und Bildungs- und sozialer Gerech-
tigkeit entsprechen.

•	 In das Lehrerstudium sind die Inhalte der 
UN-Behindertenrechtskonvention insbe-
sondere im Hinblick auf die Konsequenzen 
bei der Schulbildung aufzunehmen.

•	 Ein Teil des Studiums für „Experten im 
Bildungsbereich“ (z.B. Lehrer, Sozialarbei-
ter, Heilpädagogen etc.) sollte, bezogen 
auf gleiche Studieninhalte, gemeinsam 
durchgeführt werden. Dadurch würde die 
heute in der Praxis zwingend notwendige 
Kooperation und Vernetzung begünstigt 
und gefördert.

•	 Studium und Unterrichtspraxis sollten 
möglichst früh verzahnt werden.

•	 Sowohl die „Kulturhoheit“ der Länder als 
auch die Umstellung der Lehrerausbildung 
entsprechend der Bologna Reform auf ein 
gestuftes System mit den Abschlüssen 
Bachelor und Master sollten auf ihre Re-
levanz zur Erreichung einer qualifizierten, 
den heutigen Ansprüchen entsprechende 
Lehrerausbildung, evaluiert werden.

•	 Lehrer benötigen eine Gesellschaft und 
insbesondere Politiker, die sie respektieren 
und ihre Arbeit anerkennen. Die Lehreraus-
bildung darf weder ihren wissenschaftlichen 
noch ihren akademischen Status verlieren.

Bildung ist ein Menschenrecht 
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Forderungen im Bereich 
Wissenschaft und Forschung

Die Bildungsforschung sollte u.a. in folgenden 
Bereichen weiterentwickelt und intensiviert 
werden:

•	 Die Genese und Reproduktion von Bil-
dungsungleichheit.

•	 Das Zusammenspiel zwischen der Lernwelt 
der Schüler (Familie und Umfeld) und der 
Lernwelt Schule

•	 Die Grundlagenforschung über die Rele-
vanz bildungspolitischer Empfehlungen 
und Programme.

•	 Die Entscheidungsfindung über Bildungs-
wege in (benachteiligten und bildungsfer-
nen) Familien.

•	 Die Kumulation von Bildungsungleichhei-
ten im Lebensverlauf von Schülern sowie 
im Zuge gesellschaftlicher Entwicklung.

Anforderung an Politik generell 
und Bildungspolitik speziell

•	 Inklusion mit all ihren Konsequenzen muss 
politisch gewollt sein. Das Zusammen-
leben der Menschen muss als humane 
Selbstverständlichkeit durch Politiker und 
die von ihr vertretene Politik gelebt und 
vertreten werden.

•	 Die Bekämpfung von Ungleichheit und 
Exklusion sowie von Stigmatisierung und 
Diskriminierung muss ein Hauptthema der 
Bildungspolitiker und der Bildungspolitik 
sein.

•	 Bund und Länder (Föderalismus) müssen  
in der Bildungspolitik zu neuer Kooperati-
on finden. Das neue Kooperationsverbot 
im Grundgesetz ist aufzuheben.

•	 Die Bildung und Förderung benachteiligter 
Kinder ist Aufgabe der Schulen und nicht 
entsprechend der geplanten Bestimmun-
gen gemäß Hartz-IV die Funktion von sich 
jetzt schon neu etablierenden Nachhilfe-
einrichtungen, die dann auch noch zeitlich 
mit Ganztagsschulen kollidieren (würden).

•	 Eine Ganztagsschule braucht deutlich 
mehr Personal, Ausstattung und Erzie-
hungskompetenzen – über Bildungs-
kompetenzen hinaus - als eine lediglich 
verlängerte Halbtagsschule; denn eine 
Ganztagsschule ist auch Lebensmittel-
punkt der Kinder und Jugendlichen.

Über die genannten Forderungen hinaus muss 
das Bildungssystem in der Lage sein, auf die 
vielfach brüchiger werdenden Bildungs- und 
Berufsbiographien differenziert und den Le-
benslagen angepasst zu reagieren. Der zwei-
te Bildungsweg, der seit jeher Chancen auch 
nach Abschluss der Schullaufbahn für Er-
wachsene eröffnet hat, bleibt deshalb unver-
zichtbar und bedarf erhöhter Aufmerksamkeit 
der Politik. Ein Schulsystem, von dem wir 
wissen, dass es keineswegs jedem Kind seine 
Chance bietet, muss diese Chance für das 
Erwachsenenalter bereithalten. 

Bildung ist ein Menschenrecht 

@ Dawn Johnson
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Zielgruppen der Jugendhilfe, insbesondere 
der Hilfen zur Erziehung aber vielfach auch 
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, sind 
Kinder und Jugendliche sowie deren Familien, 
die häufig von Armut und Benachteiligung be-
troffen sind. Angebote der Jugendhilfe – und 
der sozialen Arbeit generell – müssen deshalb 
folgenden Problemlagen ihrer Zielgruppen 
Rechnung tragen:

•	 Betroffenheit von Lebenssituationen, die 
meistens materiell und sozial unzurei-
chend abgesichert sind,

•	 reduzierte Zugangschancen zu Rechten 
und Dienstleistungen,

•	 geringe Mobilitätschancen durch Bildungs- 
und Qualifikationsdefizite,

•	 Auswirkungen von Diskriminierung, Stig-
matisierung und Segregation,

•	 Wohnungsprobleme, u.a. durch Verknap-
pung bzw. Fehlen preiswerten, bezahlba-
ren Wohnraums (fehlende Sozialwohnun-
gen),

•	 Berufsnot junger Menschen, fehlende be-
rufliche Qualifizierung und Arbeitslosigkeit, 
zunehmende Verschuldung.

Schon im 10. Kinder- und Jugendbericht von 
1998 wurde darauf hingewiesen, dass eine 
„Armutspolitik, die das gesamte Lebensum-
feld von Kindern und Familien berücksichtigt“, 
dringend geboten ist.1

1	 Die Bundesregierung hat unterdes be-
reits den 13. Kinder- und Jugendbericht (2009) 
vorgelegt. Der aktuelle Hamburger Kinder- und 
Jugendbericht stammt vom August 2007: „Fami-
lien stärken –Kinder schützen. Lebenslagen von 
Familien und Kindern in Hamburg. Kinder- und Ju-
gendbericht 2002-2007.“ Hrsg. Behörde für Sozi-
ales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Hamburg 2007

Jugendhilfe stärken

Jugendhilfe stärken

Benachteiligende Lebens- und Wohnbedin-
gungen wirken sich in der Regel negativ auf 
junge Menschen aus. Sie erfahren ihre Le-
benssituation als „normal“ und individuell 
nicht veränderbar. Aufgrund der schlechten, 
sie einschränkenden Bedingungen entwickeln 
sie oft Störungen. Ihnen fehlen in der Re-
gel positive Zuwendung, Zutrauen und ein 
Anregungsmilieu -innerhalb und außerhalb 
der Familie- um den Kreislauf von Armut zu 
durchbrechen. Das Zusammenwirken öko-
nomischer, psychischer und sozialer Phäno-
mene stellt sich für die jungen Menschen als 
kumulative Deprivation dar, die sich -diffe-
renziert nach der Dauer, die sie unter diesen 
Bedingungen leben- in soziokulturellen Le-
benslagen niederschlägt, d.h. in Deutungs-, 
Handlungs- und Verhaltensmustern sowie in 
Anpassungsprozessen an die sie einschrän-
kenden Lebensbedingungen.2

Entsprechend der Bestimmungen des SGB 
VIII / Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) 
sollte durch die Realisierung des gesetzlichen 
Auftrags der genannten Problematik entge-
gengewirkt werden. Jugendhilfe hat danach 
auch eine Funktion als Interessenvertretung 
junger Menschen. Sowohl auf der jugend-
politischen als auch auf der gesellschaftspo-
litischen Ebene hat sie die Aufgabe „durch 
politische Aktion und Intervention die Lebens-
bedingungen (Sozialisationsbedingungen) 
junger Menschen zu verbessern (…). Der Ab-
bau sozialer Ungleichheit, die Sicherung der 
allgemeinen Förderung junger Menschen und 
der Ausgleich besonderer Benachteiligungen 
durch individuelle Angebote und Leistungen 
gehören zu einer offensiven Jugendhilfe, die 
dem Sozialstaatsgebot, der Chancengleichheit 
und der Emanzipation verpflichtet ist.“3

Die derzeitige Jugendhilfe unterscheidet sich, 
z.B. auch in Hamburg, von dieser Funktions

2	 Becher, 2005
3	 Münder u.a., Einl. Rz 25
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beschreibung gravierend. Es fehlen politische 
Zielvorstellungen, die sowohl der gesell-
schaftlichen Realität als auch der Aufgaben-
stellung des KJHG Rechnung tragen.

Festzustellen ist stattdessen ein Agieren und 
Reagieren als eine nicht aufeinander bezo-
gene Ansammlung von Maßnahmenpaketen, 
Projekten und individualisierenden Einzelfall-
hilfen. Das ist in der Regel ineffektiv und teu-
er. Die Intention des Gesetzes wird so häufig 
verfehlt.4

Mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz wur-
de ein offensives Verständnis von Jugendhilfe 
implementiert. Jugendhilfe soll insbesondere

•	 junge Menschen in ihrer individuellen und 
sozialen Entwicklung fördern und dazu 
beitragen, Benachteiligungen zu vermei-
den oder abzubauen, 

•	 dazu beitragen, positive Lebensbedingun-
gen für junge Menschen und ihre Familien 
sowie eine kinder- und familienfreundliche 
Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.5

Jugendhilfe obliegt damit sowohl der Auftrag 
zur Reaktion auf materielle und soziale Prob-
lemlagen als auch zur aktiven Gestaltung der 
Lebensbedingungen von Kindern und Jugend-
lichen. Insbesondere § 79 und § 80 KJHG, die 
die Gesamtverantwortung des öffentlichen 
Trägers und die Verpflichtung zur Jugendhilfe-
planung regeln, weisen darauf hin, wie be-
deutsam institutionalisierende Steuerung und 
Verantwortung sind.6

Erforderlich ist eine Jugendhilfepolitik, die die 
Lebenslagen benachteiligter Familien berück-
sichtigt und den Zielbestimmungen und Prin-
zipien des KJHG Rechnung tragen, z.B.

4	 Vgl. Köttgen, Ch., Becher, U., u.a. 2/2011
5	 § 1 KJHG
6	 Vgl. Köttgen, Becher u.a. 2/2011

•	 Leistung statt Eingriff

•	 Prävention statt Reaktion

•	 Flexibilisierung statt Bürokratisierung

•	 Demokratisierung statt Bevormundung

•	 Partizipation und Freiwilligkeit

•	 Existenzsicherung und Alltagsbewältigung

•	 Einmischung in andere Politikbereiche.

Das KJHG ist damit ein Gesetz, das den  
Grundsätzen der Beteiligung sowie der Le-
benswelt- und Sozialraumorientierung ver-
pflichtet ist.7

Erforderlich ist eine Jugendhilfepolitik, die 
ihrer Gesamtverantwortung für das Auf-
wachsen gerade auch benachteiligter Kinder 
gerecht wird, ihnen Entwicklungs- und Bil-
dungschancen eröffnet und ihre Diskriminie-
rung, Stigmatisierung und Segregation in den 
unterschiedlichen Bereichen, z.B. Wohnen, 
Bildung, berufliche Qualifizierung, verhindert. 
Erforderlich sind strukturell verankerte und 
gut koordinierte Jugendhilfeangebote im Sozi-
alraum / in der Region, die zur selbständigen 
Lebensführung beitragen. Gleichzeitig muss 
verhindert werden, die jungen Menschen zu 
kriminalisieren, zu psychotisieren, sie medi-
kamentös ruhig zu stellen oder sie in statio-
nären Einrichtungen (über die Landesgrenze 
hinaus) unterzubringen. 

„Zentrale Paradigmen des KJHG sind die Stär-
kung von sozialer Infrastruktur (z.B. ausrei-
chend qualifizierte Kitaplätze), Existenz- und 
Alltagssicherung (z.B. Sozialwohnungen, 
kindgerechtes Wohnumfeld) anstelle punktu-
ellen projekthaften Reagierens. Dazu bedarf 
es einer behördenübergreifenden Strategie 

7	 Münder u.a., Einl. Rz 33
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Forderungen auf der Ebene des Hilfesystems

Die Multidimensionalität der 
Lebenslagen der Zielgruppen 
muss in den Prozess sozialar-
beiterischer Handlungen ein-

bezogen werden. 

zur Verstärkung der Kooperation im Hilfesys-
tem. Jugendhilfe, Schule und Gesundheits-
hilfe (sowie das Wohnungswesen) gehören 
zusammen, um die Lebensperspektiven von 
Kindern und Jugendlichen zu verbessern und 
ihre Familien zu unterstützen.“8

Angebote und Handlungsstrategien der Ju-
gendhilfe sind auf unterschiedlichen Ebenen 
zu realisieren: auf der individuellen (Mikro-), 
der sozialräumlichen (Meso-) sowie auf der 
jugend- und gesellschaftspolitischen (Makro-) 
Ebene.  Insofern werden im Folgenden Forde-
rungen differenziert nach den Handlungsebe-
nen benannt. Vorangestellt werden Forderun-

8	 Köttgen, Ch. u.a., a.a.O.

gen, die sich auf das Hilfesystem beziehen. 
Dabei stehen die Forderungen insgesamt 
unter zwei Prämissen:

•	 Wenn arme und benachteiligte Kinder und 
Jugendliche bzw. Familien sich in einer 
Gesellschaft integrieren sollen, muss die 
Gesellschaft eine Bereitschaft zur Integra-
tion haben.

•	 „Akzeptanz von Anderssein“. Das „An-
derssein“ junger Menschen, sog. abwei-
chendes und auffälliges Verhalten, muss 
auf dem Hintergrund ihrer Lebenslage und 
Lebenswelt gesehen werden.

Erforderlich ist die Entwicklung und Realisie-
rung partizipatorischer Handlungsstrategien. 
Das beinhaltet die 
Aufgabe der Defizi-
torientierung Sozia-
ler Arbeit zugunsten 
der Einbeziehung 
der Vorstellungen 
und Lösungswege 
benachteiligter Men-
schen sowie deren 
Kompetenzen und 
Ressourcen als be-
deutsam für Verän-
derungsprozesse.

Lebenswelt- und sozialraumorientierte Hand-
lungsstrategien, die Ansätze der Partizipation 
und Vernetzung beinhalten, müssen erneut 
diskutiert, konzipiert und realisiert werden.

Kooperation und Vernetzung müssen ver-
pflichtende Arbeitsformen werden. Die bisher 
übliche Überweisungs- und Delegationspra-
xis muss unterbunden werden. Vertreter der 

jeweils relevanten Institutionen müssen ge-
meinsam Verantwortung für die Entwicklung 

und Erziehung der 
jungen Menschen 
übernehmen.

Die Multidimensio-
nalität der Lebens-
lagen der Zielgrup-
pen muss in den 
Prozess sozialar-
beiterischer Hand-
lungen einbezogen 
werden. 

Die Versäulung innerhalb der Jugendhilfe, 
aber auch zwischen den Bereichen, z.B. Ju-
gendhilfe, Schule, Gesundheit, Wohnen sowie 
Stadtentwicklung, muss aufgehoben bzw. 
abgebaut werden; Problemlagen müssen als 
Gesamtheit wahrgenommen werden. Die Ein-
mischung in andere Politikbereiche ist ebenso 
bedeutsam, wie die Arbeit auf unterschiedli-
chen Handlungsebenen.

Jugendhilfe stärken
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Vernetzung und Kooperation werden nicht nur 
auf der regionalen Ebene gefordert. Entspre-
chende Vernetzungen und gemeinsame Ver-
antwortlichkeiten müssen sich auch auf der 
Behördenebene / ministeriellen Ebene etab-
lieren. Den Jugendbehörden kommen dabei 
im Rahmen ihrer Einmischungsfunktion die 
Aufgabe zu, Einfluss auf andere Politikberei-
che zu nehmen (vgl. § 81 SGB VIII).

Die Entwicklung veränderter und alternativer 
Handlungsstrategien sollte, zumindest in der 
Implementierungsphase, durch Beratung und 
Arbeitsfeld bezogene Qualifizierung, Evaluati-
on sowie Praxisforschung begleitet werden.

Das Thema Armut und eine armutsrelevante 
Sozialpädagogik muss an den Hochschulen im 
Rahmen der Ausbildung der Fachkräfte ver-
mittelt werden.

Forderungen auf der Ebene individueller Hilfe

Frühkindliche Förderung ist die Vorausset-
zung für die Realisierung von Entwicklungs-, 
Bildungs- und Teilhabechancen armer und 
benachteiligter Kinder. Besonders Sprachför-
derung muss Inhalt der Konzeption sein.

Angebote an Orten, wo benachteiligte junge 
Menschen sich regelhaft aufhalten, z.B. Kitas, 
Schulen und Freizeiteinrichtungen, müssen 
dahingehend ergänzt werden, dass Armutsla-
gen entschärft werden.

In benachteiligten Quartieren mit einem ho-
hen Anteil benachteiligter und bildungsferner 
Familien ist eine frühe Aufnahme der Kinder 
in (kostenfreien) Kindertageseinrichtungen 
sicherzustellen.

Um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
zu gewährleisten, ist eine erweiterte sozia-
le Infrastruktur zwingend erforderlich. Das 
Angebot an Kinderkrippen muss ausgebaut, 
Kitas verlässlich gestaltet werden.

Kitas müssen ihren erziehungsergänzenden 
und familienunterstützenden Funktion ge-
recht werden. Dabei ist die Zusammenarbeit 
mit den Eltern (vgl. § 22 Abs. 2 SGB VIII) 
von besonderer Relevanz.

Beratungsangebote für Familien u.a.

•	 zur Bewältigung von Belastungen der fa-
miliären Interaktion, die u.a. durch Gewalt 
in der Familie oder durch Diskriminierung 
und Stigmatisierung von außen beeinflusst 
sind

•	 zur Gewinnung handlungsrelevanter Infor-
mationen, um z.B. Dienste und Leistungen 
besser in Anspruch nehmen zu können 
und um den Alltag und die Lebenslage 
durch Erweiterung der eigenen Hand-
lungsspielräume- und kompetenzen bes-
ser zu managen

•	 zu pädagogischen Aspekten, um z.B. Er-
kenntnisse über die (normale) Entwicklung 
von Kindern und über Erkenntnisse für 
deren Förderung und Erziehung zu vermit-
teln.

Jugendhilfe stärken

@ Catherine Yeulet
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Forderungen auf der sozialräumlichen Ebene

Einbeziehung des Sozialraums als ein Phäno-
men, das Einstellungen und Verhaltensweisen 
beeinflusst. Die jeweiligen Milieus beeinflus-
sen u.a. Kommunikations- und Konfliktlö-
sungsmuster sowie Wertesysteme.

Sozialräume sind so zu gestalten, dass sie 
tragfähig und belastbar sind, d.h., dass dort 
anfallende Schwierigkeiten und Konflikte auf-
gefangen werden können. 

Notwendig ist eine regionale, kleinräumig er-
reichbare -formale und informelle- Infrastruk-
tur, die sich entlastend und integrierend auf 
die Lebenssituation der Bewohner auswirkt.

Gefordert sind präventive, niedrigschwellige 
Angebote im Viertel, z.B. Kitas, Beratungs-

angebote, Einrichtungen der Offenen Kinder- 
und Jugendarbeit, Sportvereine etc. Beste-
hende Angebote und Einrichtungen dürfen 
nicht aus finanziellen Erwägungen in Frage 
gestellt werden, sie sind vielmehr insbeson-
dere in den benachteiligten Stadtteilen zu 
erweitern.

Wohnungen / Wohnumfeld bereitstellen, die 
für das Aufwachsen und die Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen förderlich sind und 
nicht zu deren Diskriminierung und Stigmati-
sierung beitragen. Hierfür ist ein besonderes 
Stadtentwicklungskonzept aufzustellen.

Finanzierung von „multidimensionalen“ Pro-
jekten.

Forderungen auf der Ebene 
der Jugend- und Gesellschaftspolitik

Es bedarf einer Sozial- und Wohnungspolitik, 
mit der der Staat seiner gestaltenden Funk-
tion gerecht wird sowie der Forderung nach 
Chancengleichheit entsprechend des Sozial-
staatsprinzips (Art. 20 GG) nachkommt.

Schaffung von Steuerungsinstrumentarien, 
die es auch benachteiligten Familien ermög-
licht, angemessen zu wohnen:

•	 Kurzfristige Schaffung eines ausreichen-
den Angebots an Wohnungen des Sozia-
len Wohnungsbaus im ersten Förderweg, 
außerhalb von Großsiedlungen.

•	 Verhinderung von Ballungen benachteilig-
ter Bevölkerungsgruppen in benachteilig-
ten Stadtteilen (Ghettoisierung in Groß-
siedlungen).

•	 Verhinderung von einseitigen Belegungs-
strukturen in Neubaugebieten, Schaffung 

und Erhaltung sozial stabiler Bewohner-
strukturen.

•	 Ausbau des Angebots an Schuldnerbera-
tungsstellen wegen der häufig anzutref-
fenden Verschuldung benachteiligter Fami-
lien, aber vielfach auch von Jugendlichen. 
Wartezeiten sind auf höchstens 3 Wochen 
zu begrenzen.

•	 Präventive Maßnahmen müssen Vorrang 
haben. Es müssen normale / günstige Ent-
wicklungschancen und Lebensbedingungen 
für alle Kinder geschaffen werden.

Soziale und schulische Integration erfordert 
eine Kultur, die Chancengleichheit für alle 
Menschen anstrebt als Grundbedingung für 
emanzipatorische Entwicklungsprozesse in 
einer Demokratie. Die Vorenthaltung von Ent-
wicklungs- und Teilhabechancen wirkt nicht 
nur deprimierend auf  die  betroffenen jungen 
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Menschen, sondern es kommt längerfristig 
zu Beeinträchtigungen der gesellschaftlichen 
Kohäsion: Was diese Gesellschaft bestimmten 
marginalisierten Gruppen verwehrt, z.B. den 
verschiedenen Zielgruppen der Jugendhilfe, 

u.a. Empfängern von Hilfen zur Erziehung, 
bleibt nicht ohne Konsequenzen für die sozi-
alintegrative Balance dieses demokratischen 
Rechtsstaats.1 

Jugendhilfe besser vernetzen

Eltern, Kindern und Jugendlichen steht 
heute ein differenziertes Angebot an Ju-
gendhilfeleistungen nach dem SGB VIII zur 
Verfügung. Allerdings wird dieses nicht aus-
reichend kommuniziert. Deshalb wirkt es auf 
bedürftige Jugendliche und Eltern wie ein 
kaum überschaubares System psychosozialer, 
schulischer und medizinischer Dienste. Die 
passende Anlaufstelle für eine Erstberatung 
auszuwählen, stellt für viele schon eine kaum 
zu überwindende Hürde dar. Zudem gibt 
es noch jene Gruppe von Jugendlichen und 
Eltern, die sich ihrer Problematik entweder 
nicht bewusst sind oder vorerst keine Hilfe 
annehmen. 

Einerseits funktioniert die Zusammenarbeit 
des Jugendamtes in Hamburg mit anderen 
kommunalen Einrichtungen, Wohlfahrtsver-
bänden, Ärzten und Schulen  - zumindest 
teilweise gut. Kinder und Jugendliche werden 	
							     

1	 Literatur
BMSFSJ (Hrsg.), 10. Kinder- und Jugendbericht, 
Drucksache 13/11368 v. 25.8.1998; aktuell ist der 
13. Kinder- und Jugendbericht BT-Drs. 16/12860 
v. 30.4.2009

Becher, Ursel, …die im Dunkeln sieht man nicht! 
Armut und Benachteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen in Hamburg, Hamburg Aug. 2005
Köttgen, Ch., Becher, U., Mettlau, Chr., Stucke, 
E., Forderungen an einen Politikwechsel in der 
Hamburger Jugendhilfe, Forum für Kinder- und 
Jugendarbeit, 1. Quartal/2011

Münder, J. u.a. (Hrsg.), Frankfurter Kommentar 
zum SGB VIII: Kinder und Jugendhilfe, Weinheim, 
2006

aus verschiedenen Perspektiven gesehen und 	
ganzheitlich wahrgenommen. Die Vernetzung 
öffentlicher und freier Träger der Wohlfahrts-
pflege kann zudem bewirken, dass immer 
knapper werdende Ressourcen gezielter, ef-
fektiver und effizienter genutzt werden. Ver-
schiedene Hilfsangebote können miteinander 
abgestimmt werden.  

Andererseits werden Jugendliche mit Hilfsan-
geboten oft nicht erreicht. Viele Jugendliche 
haben sich mit ihrer Situation bereits abge-
funden. Daher muss die aufsuchende Jugend-
arbeit verstärkt werden. Jugendliche müs-
sen „abgeholt“ werden, um ihnen zu helfen. 
Hierzu bedarf es neuer Stellen, damit Sozial-
pädagogen die Jugendlichen dort aufsuchen 
können, wo sie ihre Freizeit verbringen. Stel-
len von Streetworkern in Hamburg sind daher 
eher zu verstärken. 

Ebenso sind viele Eltern nicht allein in der 
Lage, das passende Hilfsangebot zu finden. 
Die vorhandenen Angebote in Hamburg set-
zen ein aktives Aufsuchen der Eltern voraus. 
Deshalb sollte in „aufsuchende Elternarbeit“ 
investiert werden, um diese Eltern zu errei-
chen.  Hierzu kann und muss mit Trägern der 
Jugendhilfe zusammen gearbeitet werden. 
Bestehende Konzepte für eine stadtteilbezo-
gene aufsuchende Elternarbeit sollten stärker 
einbezogen werden. 

Tragische Todesfälle haben gezeigt, dass 
der Ruf nach erhöhter Standardisierung und 
Formalisierung im Bereich der Jugendhilfe 
nur mit ausreichend qualifiziert besetzten      
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Stellen bewältigt werden kann. Entscheidend 
ist darüber hinaus, dass der Jugendhilfe-
träger in jedem Fall die Verantwortung und 
„Oberaufsicht“ behält, wenn ein freier Träger 
beauftragt wird. Die notwendigen Ressourcen 
hierfür sind zur Verfügung zu stellen.

Es gibt massive Schwierigkeiten, Stellen in 
der Jugendhilfe auch tatsächlich zeitnah zu 
besetzen. Grund ist, dass es an adäquat 
ausgebildetem Personal mangelt und qualifi-
ziertes Personal schwer zu erreichen bzw. zu 
halten ist, weil hier eine extrem anspruchs-
volle und schwierige Arbeit schlechten Ar-
beitsbedingungen und schlechter Bezahlung 
gegenüber steht. 

Gerade die immer wieder kehrenden be-
rechtigten Hilferufe beim Amt für soziale 
Dienste nach mehr Stellen zeigen, dass die 
Jugendhilfe mit den ständig wieder kehren-
den Forderungen nach höherer Effizienz und 
Produktivität für zu wenige Stellen ins fal-
sche Fahrwasser geraten ist. Es braucht mehr 
Dokumentation, um diese Missstände sicht-
bar zu machen. Auch muss die Arbeit durch 
ein unabhängiges Qualitätssicherungssystem 
begleitet werden.

Forderungen
 

•	 Der Mitarbeiter-/Betreuungsschlüssel 
muss die Erfüllung der Anforderungen er-
möglichen.

•	 Die Aufgaben der Jugendhilfe dürfen nur 
in ganz begründeten Fällen von Dritten 
übernommen werden. Die Aufsichts- und 
Kontrollpflicht bleibt beim Jugendhilfeträ-
ger.

•	 Das Personaltableau beim Amt für soziale 
Dienste ist den Anforderungen entspre-
chend nach oben hin anzupassen. Offene 
Kinder- und Jugendarbeit sowie das neue 

Kooperationsmodell „Schule und Träger“ 
dürfen nicht als kostengünstiges Substitut 
für die Hilfen zur Erziehung missbraucht 
werden. 

•	 Die Qualitätssicherung ist auch bei den 
Trägern der Jugendhilfe und den Ju-
gendämtern in den Bezirken auszubauen.

•	 Eine den Anforderungen entsprechen-
de Bezahlung für Fachkräfte der sozialen 
Dienste.

•	 Kontinuierliche Weiterbildung der Mitarbei-
ter.

•	 Hinreichende Ausbildungskapazitäten für 
qualifiziertes Personal schaffen.

•	 Kinder und Jugendliche, die in einer Hartz 
IV Bedarfsgemeinschaft leben, bedürfen 
angemessener und flexibler Regelsätze in 
Höhe von mindestens 450 EUR, um ihnen 
die Teilhabe an der Gesellschaft ohne Stig-
matisierung zu ermöglichen.

•	 Ein unabhängiges Qualitätssicherungssys-
tem ist zügig einzuführen.

Jugendhilfe besser vernetzen
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Die Erstausbildung ist die wichtigste Grundla-
ge für die späteren beruflichen Tätigkeiten. In 
ihr sollen gleichbedeutend neben den fach-
lichen Fähigkeiten auch Berufsübergreifen-
de Fähigkeiten für das spätere Weiterlernen 
vermittelt werden. In die Bundes- wie die 
Länderverfassung der Freien und Hansestadt 
Hamburg soll aufgenommen werden, dass 
alle Jugendlichen das Recht auf Ausbildung 
haben.

Um allen jungen Menschen eine berufliche 
Erstausbildung zu garantieren, brauchen wir 
da, wo das duale System nicht genügend 
Ausbildungsplätze anbietet, eine qualitativ 
hochwertige von der Landesregierung verant-
wortete ggfs. außerbetriebliche Berufsausbil-
dung. Über Umlagesysteme sind diejenigen 
an der Berufsausbildung zu beteiligen, die 
nicht ausbilden. 

Jugendliche müssen besser auf die Berufs-
wahl und berufliche Anforderungen vorbe-
reitet werden. Dazu muss die allgemeine 
Bildung mit der beruflichen Bildung verknüpft 
werden. Das duale Ausbildungssystem hat 
Vorrang und die Unternehmen haben deshalb 
die Pflicht, für die Ausbildung zu sorgen. 
Berufsausbildungen sind in der Regel Qualifi-
zierungen auf Facharbeiterniveau und haben 
eine mindestens dreijährige Dauer. Dies erfor-
dert auch der sich abzeichnende und zuneh-
mende Mangel an Fachkräften.

Eine qualitativ hochwertige Berufsausbildung 
sichert auch die späteren Lebensabschnitte. 
So kommen Facharbeiter/-innen schneller 
wieder in Arbeit als Ungelernte und sie gehen 
später in Rente, was auch zur Sicherung der 
Sozialsysteme beiträgt.

Die Einrichtung einer Jugendberufsagentur 
(JBA) im September 2012 in Hamburg ist ein 
Schritt in die richtige Richtung.

Forderungen 
•	 Der Hamburger Senat soll sich dafür ein-

setzen, dass in die Bundes- wie die Län-
derverfassung der Freien und Hansestadt 
Hamburg das Recht auf Ausbildung aufge-
nommen wird.

•	 Für Jugendliche ohne betrieblichen Aus-
bildungsplatz soll der Hamburger Senat 
eine qualitativ hochwertige Berufsausbil-
dung im dualen System oder in außer-
betrieblicher Ausbildung garantieren und 
sich dafür einsetzen, dass sich über eine 
Umlage jene Unternehmen an der Berufs-
ausbildung finanziell beteiligen, die nicht 
ausbilden.

•	 Die allgemeine Bildung muss mit der be-
ruflichen Bildung verknüpft werden, damit 
Jugendliche besser auf die Berufswahl 
und berufliche Anforderungen vorbereitet 
werden. Berufsschullehrer sollten ihren Ar-
beitsschwerpunkt nah an der betrieblichen 
Wirklichkeit behalten.

•	 Durch die Berufsausbildungen ist ein 
Abschluss auf Facharbeiterniveau in min-
destens dreijährige Dauer anzustreben. 
Lernschwachen Jugendlichen sind entspre-
chende Hilfestellungen zu gewähren, so 
dass sie ebenfalls das Facharbeiterniveau 
erreichen können. In besonders gelager-
ten Ausnahmefällen sind teilqualifizieren-
de Abschlüsse im berufsqualifizierenden 
System anzubieten.

•	 Der Hamburger Senat soll Möglichkeiten 
anbieten, den Übergang vom Beruf zu ei-
nem Universitätsstudium zu ermöglichen. 
Dabei ist in jedem Fall die Aufnahme eines 
Hochschulstudiums über eine Aufnahme-
prüfung (nach dem Vorbild der ehemali-
gen Hochschule für Wirtschaft und Politik 
-HWP-) zu erhalten bzw. wieder einzufüh-
ren.

Berufsausbildung

Berufsausbildung
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•	 Der Hamburger Senat hat darauf hinzuwir-
ken, dass Unternehmen in einen überbe-
trieblichen Fonds  einzahlen, damit hieraus 
Fortbildungen bei Fortzahlung der Bezü-
ge und Freistellungen von mindestens 5 
Tagen je Jahr für Arbeitnehmer finanziert 
werden können.

•	 Die neue Jugendberufsagentur soll auch 
für eine qualitativ hochwertige Sicherung 
und Begleitung der Berufsausbildung Sor-
ge tragen.

•	 Die paritätische Beteiligung von Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden in 
allen Gremien der Berufsausbildung ist 
sicher zu stellen.

Berufsausbildung

Mehr Studienabschlüsse – 
Öffnen der Universitäten für Benachteiligte

Die Zahl der Studenten muss erhöht werden 
und Zugangsschranken sind zu beseitigen. 
Die Studienförderung muss entsprechende 
Voraussetzungen ermöglichen und dafür sor-
gen, dass mehr Studierende zu internationa-
ler Erfahrung kommen. 

Das Hochschulstudium ist eine öffentliche 
Aufgabe und muss gebührenfrei gestaltet 
werden, so dass benachteiligte Jugendliche 
nicht an finanziellen Voraussetzungen schei-
tern. Der Zugang ist ebenso für Menschen zu 
öffnen, die sich bereits in einem Beruf qualifi-
ziert haben. 

Einer Verschulung und Bürokratisierung des 
Hochschulstudiums ist entschieden entgegen-
zuwirken. Hochschulen sollen demokratisch 
verfasst sein. 

Die Mitbestimmungsmöglichkeiten für alle an 
der Universität/Hochschule Beteiligten sind zu 
gewährleisten und allen Studierenden ist der 
Zugang zu einem sogenannten „Masterab-
schluss“ zu eröffnen.

Die Einheit und Freiheit von Forschung und 
Lehre muss gewährleistet sein. Sozial- und 
Geisteswissenschaften sind ebenso zu fördern 
wie Natur- und Technikwissenschaften.

Die Universitäten und Hochschulen sollen 
offen sein für Studierende aus anderen Län-
dern.

Forderungen 

•	 Die Novellierung des Hamburger Hoch-
schulgesetzes muss die innere Verfassung 
der Hochschulen auf demokratische Mit-
sprache der Hochschulangehörigen grün-
den. Die Hochschulpräsidenten sind durch 
ein Konzil öffentlich zu wählen. Die Hoch-
schulräte sind abzuschaffen.

•	 Individuelle Hochschullehrerfortbildungen 
sind umfassend anzubieten und deren 
Teilnahme ist verpflichtend. Die kritische 
Analyse der eigenen Arbeit und die inten-
sive Auseinandersetzung mit aktuell pä-
dagogisch innovativen Themen soll dabei 
ermöglicht werden.

•	 Die Universitäts- und Hochschulgebäude 
müssen zeitgerechtem Standard entspre-
chen und modern, zweckmäßig, ergono-
misch und barrierefrei ausgestattet sein. 
Die derzeitigen Standorte sind günstig und 
sollen weiter belebt und ausgebaut wer-
den. Alle Gebäude müssen für behinderte 
Studierende zugänglich und nutzbar sein.
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Frauen- und Gleichstellungspolitik

•	 Allen Studierenden ist der Weg zu einem 
Masterabschluss zu eröffnen. Hierfür sind 
schnell Maßnahmen zu ergreifen. Darüber 
hinaus sind Tendenzen der Verschulung 
von Studiengängen massiv entgegenzu-
treten und interdisziplinäre Studien mit 
hohen Wahlmöglichkeiten anzustreben. 
Das BAföG muss auskömmlich sein. Stu-
dierende müssen angemessene Wohn-

möglichkeiten in der Stadt haben. Auf die 
Belange studierender Eltern ist an den 
Hochschulen besonders Rücksicht zu neh-
men.

•	 Aktuelle Lernmittel sind kostenfrei allen 
Studierenden über z. B. Ausleihsysteme 
zur Verfügung zu stellen.

Frauen- und Gleichstellungspolitik 
Am 18.8.2006 trat das Allgemeine Gleichstel-
lungsgesetz (AGG) in Kraft. Ziel des Geset-
zes ist, Benachteiligungen aus Gründen der 
Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, 
des Geschlechts, der Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Identität zu verhindern oder zu 
beseitigen. 

Bereits 1999 erklärte die deutsche Bundesre-
gierung per Kabinettsbeschluss Gender Main-
streaming zum Leitprinzip des Regierungs-
handelns. 

Gender Mainstreaming ist die verbindliche 
Verpflichtung der Politik, die Geschlechterper-
spektive im Sinne einer Querschnittspolitik 
in alle gesellschaftlichen Bereiche zu integ-

rieren. Alles Leben, ob Arbeiten oder Woh-
nen, Erholen oder Einkaufen, vollzieht sich 
im Raum, und dessen „Möglichkeiten“ haben 
zwangsläufig auch Rückwirkungen auf die 
konkrete Lebensgestaltung von Frauen und 
Männern in ihren Städten und Regionen. Die 
regionalen bestehenden Unterschiede bei der 
Gleichstellung sind eine Herausforderung für 
politisches Handeln.  Ausbildung, Erwerbs-
leben und Partizipation sind dabei zentrale 
Bereiche. 

Damit Frauen eigenständig und selbstbe-
stimmt leben können, ist in jeder Lebenslage 
eine eigenständige soziale und finanzielle 
Sicherung eine Grundvoraussetzung - un-
abhängig davon, ob Frauen alleine, in einer 
Partnerschaft, in einer Ehe mit oder ohne 
Kinder leben.

Eine gute schulische und berufliche Ausbil-
dung sind Schlüsselqualifikationen für den 
Berufseinstieg und die Karriere. Die Möglich-
keiten auf beruflicher Ebene, die Gelegen-
heiten im Erwerbsleben entscheiden über 
finanzielle und partizipatorische Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben - auch mit (finanziel-
len) Auswirkungen auf die dritte Lebenspha-
se. 1 

1	 Vgl. auch die aktuellen frauenpolitischen 
Stellungnahmen und Positionspapiere des Bundes-
verbands unter: http://www.sovd.de/?id=1843

© Murat Giray Kaya
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Frauen erfahren unverändert erhebliche Be-
nachteiligungen auf dem Arbeitsmarkt. Infol-
ge der Reformen in der Arbeitsmarkt-, Sozi-
alversicherungs-, Renten- und Steuerpolitik 
in den letzten Jahren, werden sie zunehmend 
strukturell benachteiligt, so dass ihr Armuts-
risiko erheblich gestiegen ist. Staatliche 
Fehlanreize bei der Arbeitsmarktpolitik, wie 
die Förderung von Minijobs, die überwiegend 
mit Frauen besetzt werden, tun ihr übriges.

Migrantinnen sind von diesen Entwicklungen 
(Arbeitslosigkeit und prekäre Arbeitsverhält-
nisse) nochmals verstärkt betroffen. Zwar ist 
die Frauenerwerbsquote in den letzten Jah-
ren tatsächlich gestiegen. Dies beruht aber 
nahezu ausschließlich auf einem Anstieg von 
Teilzeitarbeit. Der Frauenanteil am Volumen 
von Erwerbsarbeit ist hingegen in den letzten 
Jahren gesunken. Erschreckend ist mit über 
70% der Frauenanteil im atypischen Beschäf-
tigungsbereich. Die hier erzielten Einkommen 
reichen nicht aus, um die Existenz zu sichern. 

Frauen mit Behinderung sind häufiger von 
Arbeitslosigkeit betroffen als Männer mit Be-
hinderung oder nicht behinderte Menschen. 
Zwar hat sich die Beschäftigungssituation 
schwerbehinderter Frauen in den letzten Jah-
ren etwas verbessert. Der Frauenanteil an der 
Gesamtzahl beschäftigter schwerbehinderter 
Menschen lag bei gut 40%. Doch stiegen die 
Zahlen bei dieser Gruppe, wenn sie arbeits-
los wurden, schneller an als die Gesamtzahl 
schwerbehinderter Menschen. 

Hartz IV hat gravierende Verschlechterun-
gen für die Mehrzahl der Frauen gebracht. 
Insbesondere für jene, die vor Januar 2005 
Arbeitslosenhilfe bezogen haben. Mit dem 
Systemwechsel von der lohnbezogenen Indi-
vidualleistung zur Minimalsicherung hat sich 

Frauen- und Gleichstellungspolitik 

die Situation vieler arbeitsloser Frauen ver-
schlechtert. 

Im Jahresdurchschnitt 2011 zählten 11,2% 
der arbeitslosen Frauen zu den Nichtleis-
tungsempfängern (Männer: 8,5%)1. Nichtleis-
tungsbeziehende werden durch die Agenturen 
für Arbeit im Rechtskreis des SGB III verwal-
tet und damit von der aktiven Arbeitsmarkt-
förderung ausgegrenzt. 

Entgeltgleichheit

Nach Berechnungen des Statistischen Bun-
desamtes verdienen 2011 Frauen in Deutsch-
land gut 23% weniger als Männer2. Mit die-
sem Einkommensunterschied zwischen den 
Geschlechtern ist Deutschland konstant eines 
der Schlusslichter im europäischen Vergleich 
(„Gender Pay Gap“ im EU-Durchschnitt 16,4 %).

Während männliche Beschäftigte 2011 in 
Hamburg im Durchschnitt brutto 22,67 Euro 
pro Stunde erhalten, liegen Stundenlöhne der 	
weiblichen Kollegen bei 18,53 Euro.3

1	 Bundesagentur für Arbeit, Analytikreport 
der Statistik: Analyse des Arbeitsmarktes für 
Frauen und Männer. Juni 2012. Abschnitt 4.3. 
Tabelle. S. 35: http://statistik.arbeitsagentur.
de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/
Analytikreports/Zentrale-Analytikreports/Monat-
liche-Analytikreports/Generische-Publikationen/
Analyse-Arbeitsmarkt-Frauen-Maenner/Analy-
se-Arbeitsmarkt-Frauen-Maenner-201206.pdf
2	 Destatis PM 2012 zum „Gender Pay Gap“: 
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Ge-
samtwirtschaftUmwelt/VerdiensteArbeitskosten/
VerdienstunterschiedeMaennerFrauen/Verdienst-
unterschiedeMaennerFrauen.html
3	 Statistisches Bundesamt 19.03.2012 
E109-36212110-040503 https://www.destatis.
de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/
VerdiensteArbeitskosten/Verdienstunterschiede-
MaennerFrauen/Tabellen/GPG_Bundeslaender.
pdf?__blob=publicationFile

Arbeitsmarkt – Gleichstel-
lung im Berufsleben
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Equal Pay Day 2012 Hamburg

Frauen- und Gleichstellungspolitik 

Die Ursachen und Zusammenhänge sind 		
vielschichtiger Natur. Einerseits wird die 
Erwerbstätigkeit in den bevorzugt von Frauen 
gewählten Berufen immer noch schlechter 
entlohnt, andererseits weisen Frauen in 
ihren Erwerbsbiographien größere berufliche 
Unterbrechungen auf und arbeiten verstärkt 
in prekären Beschäftigungsverhältnissen.

Die Einkommen der Frauen müssen endlich 
an die veränderten gesellschaftlichen Bedin-
gungen angepasst werden und ihrer neuen 
Rolle Rechnung tragen. Niedrige Löhne für 
Frauen bedeuten auch für viele Kinder ein 
Aufwachsen in Armut.

Atypische Beschäftigungs-
verhältnisse

Frauen arbeiten überproportional in atypi-
schen Arbeitsverhältnissen d.h. in Teilzeit, 
Mini- oder Midi-Jobs. Mit diesen sind in der 
Regel keine Einkommen zu erzielen, die eine 
eigenständige Existenzsicherung gewährleis-
ten.

Diese atypischen Beschäftigungsverhältnisse 
sind nicht immer freiwillig gewählt. Vorhan-

dene Rahmenbedingungen erlauben Frau-
en vielfach keine Vollerwerbstätigkeit. Die 
Sorge für die Kinder wird weitgehend den 
Frauen zugeschrieben, so dass sie auf ein 
ausreichendes, qualifiziertes und bezahl-
bares Angebot an entsprechenden Kinder-
tageseinrichtungen angewiesen sind, die 
zudem mit der Erwerbstätigkeit kompatible 
Öffnungszeiten haben müssen. Dieser Not-
wendigkeit steht ein nach wie vor unzurei-
chendes Angebot entgegen. 

Alterssicherung 
Rente mit 67

Niedriglöhne, Teilzeitarbeitsverhältnisse in 
Branchen, die überwiegend Frauen beschäf-
tigen und Maßnahmen zur Entlastung des 
Rentenversicherungssystems wirken sich auf 
die Alterssicherung der Frauen dramatisch 
aus. Es steht zu befürchten, dass Renten 
von Frauen zunehmend durch Sozialleistun-
gen (z.B. Grundsicherung) ergänzt werden 
müssen, um eine drohende Altersarmut von 
Frauen abzuwenden. Die schrittweise Erhö-
hung des Renteneintrittsalters stellt indirekt 
eine Benachteiligung von Frauen dar. Die mit 
diesem Gesetz eingeführte Sonderregelung 
für „besonders langjährig Versicherte“ mit 
45 Beitragsjahren diskriminiert Frauen, die 
Kinder erzogen haben. Ihre durch Familien-
phasen unterbrochenen Erwerbsbiographien 
führen meist dazu, dass keine 45 Versiche-
rungsjahre erreicht werden. Frauen mit Kin-
dern sind damit faktisch von dieser begünsti-
genden Regelung ausgeschlossen. Zwar  hat 
der Gesetzgeber als Kompensationsstrategie 
vorgesehen, neben Beitragszeiten aus Be-
schäftigung und selbstständiger Tätigkeit 
auch Zeiten der Pflege und der Kinderer-
ziehung bis zum 10. Lebensjahr des Kindes 
rentenwirksam einzubeziehen. Allerdings 
bewirkt diese Einbeziehung keine gravierende 
Verbesserung der Situation der Frauen: 	
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Im Durchschnitt bewirkten Kindererziehungs-
zeiten im Jahre 2011 eine um 59,35 EUR 
höhere Rente.1 Dabei wurden Ende 2011 bei 
9,5 Millionen Renten Kindererziehungszeiten 
berücksichtigt. Ein Jahr Kindererziehung führt 
derzeit zu einer Rentensteigerung von durch-
schnittlich 27,47 EUR (Westdeutschland). Für 
die Anrechnungszeiten brachte der Bund 2011 
rd. 11,6 Mrd. EUR aus dem Haushalt auf.2

Gesundheit und Pflege

Pflegeleistungen3 für kranke und alte Famili-
enangehörige werden ganz überwiegend von 
Frauen erbracht, die hierfür in vielen Fällen 
ihre Erwerbstätigkeit einschränken oder sogar 
aufgeben. Diesen Frauen fehlt trotz des neu-
en Pflegeweiterentwicklungsgesetzes vom Juli 
2008 eine ausreichende soziale Absicherung.

Ein weiteres Problem ist, dass die Entschei-
dungsgremien in allen Bereichen der Gesund-
heitsversorgung unverändert fast nur männ-
lich besetzt sind.

Frauen sind grundsätzlich von den 
Problemen der bislang noch ungenügenden 
Berücksichtigung geschlechtsspezifischer 
Unterschiede in der Gesundheitsversorgung 	
							     
							     
1	 Deutsche Rentenversicherung, For-
schungsportal: http://forschung.deutsche 
rentenversicherung.de/ForschPortalWeb/
contentAction.do?stataktID=7D72B46E26EA-
C31EC1257A00001F69B0&chstatakt_RenteRen-
tenbestand=WebPagesIIOP2720&open&viewNa-
me=statakt_RenteRentenbestand#WebPagesI-
IOP2720
2	 Deutsche Rentenversicherung PM v. 
7.6.2012: http://www.deutscherentenversi-
cherung.de/sid_A3D83D3E70F99BD51CEE-
3583ECB66919.cae03/DRV/de/Inhalt/Presse/
Pressemitteilung/2012/2012_6_7_kindererzie-
hungszeiten.html?nn=28142
3	 zur Pflege s. auch den Abschnitt „Pflege für 
junge und alte Menschen“, S. 67 ff.

betroffen; dies betrifft Frauen mit und ohne 
Behinderung gleichermaßen.

Familienpolitik 

Durch das seit 2007 gezahlte Elterngeld 
werden bei der frühkindlichen Betreuung 
erste positive Anreize gegen die geschlech-
terspezifischen Verhaltensweisen von Müttern 
und Vätern gesetzt. Diese Entwicklung wird 
begrüßt, wenn auch die Annahme durch die 
Väter weiter verbesserungswürdig ist. 2008 
beantragten über 18 Prozent der Väter El-
terngeld. Allerdings nahmen sich 48 Prozent 
nur 1-2 Monate Zeit für den Nachwuchs, 
gemeinsam mit der Mutter. Begründet wird 
die kurze Zeit mit dem Hinweis, das berufli-
che Fortkommen nicht gefährden zu wollen. 
In Hamburg4 bezogen 2010 insgesamt 20.613 
Elternteile Elterngeld, davon aber nur 22,5 % 
Väter.5

Das Betreuungsgeld, das Eltern ab 2013 auch 
gezahlt werden soll, wenn sie ihre Kinder 
ausschließlich zu Hause betreuen, stellt einen 
Fehlanreiz dar. Hier wird einseitig ein Fami-
lienmodell gefördert, in welchem die Mutter 
zugunsten der Kinderbetreuung auf eine Er-
werbstätigkeit verzichtet. 

In Deutschland fehlt es erheblich an einem 
flächendeckenden und hochwertigen Angebot 
an Kindertageseinrichtungen, besonders für 
Kinder unter 3 Jahren und für Schulkinder. Ein 
Problem bei der Betreuung der 3- bis  6-jähri-
gen stellt die häufig unflexible Organisation 	
							        
4	 Statistikamt Nord, Statistisches Jahrbuch 
2011/12, öffentliche Sozialleistungen, Tab. 9: 
http://www.statistik-nord.de/uploads/tx_stando-
cuments/JB11HH_04.pdf

5	 Vgl. hierzu den Achten Familienbe-
richt „Zeit für Familie“ der Bundesregierung v. 
14.3.2012 sowie die Stellungnahme des So-
VD-Bund v. April 2012

Frauen- und Gleichstellungspolitik 
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dar. So müssen zu Anfang des Kinder-		
gartenjahres die Betreuungszeiten, auf Stun-
den und Tage genau, fest gebucht werden. 
Für Frauen, die nach dem tradierten Bild der 
Mutterrolle in Deutschland auch heute noch 
fast ausschließlich als zuständig für die Kin-
derbetreuung angesehen werden, sind flexib-
le Betreuungszeiten unerlässlich.

Die jetzige Situation befördert die Erwerbs-
tätigkeit von Müttern nicht. Das seit dem 
1.1.2008 geltende Unterhaltsrecht, wonach 
auch geschiedene Mütter ab dem 4. Lebens-
jahr der Kinder grundsätzlich zur Vollerwerbs-
tätigkeit verpflichtet sind, weil der Kindsva-
ter keinen Ehegattenunterhalt mehr zahlen 
muss, steht im Gegensatz zu immer noch 
fehlenden Ganztagsschulen, Hortplätzen und 
mangelnder Nachmittagsbetreuung (ohne 
Mittagessen und Hausaufgabenbetreuung). 
Die Anstrengung des Hamburger Senats, 
mit dem Ausbau der Ganztagsbetreuung in 
Schulen (GBS) ab Herbst 2012 schrittweise 
zu einem verbesserten Angebot beizutragen, 
wird deshalb - trotz vieler kritischer Fragen - 
begrüßt.

Gewalt gegen Frauen

Ein besonderes Problem stellt sich für 
Migrantinnen, die mit ihrem deutschen 
oder in Deutschland lebenden Ehemann 
noch keine zwei Jahre in ehelicher Ge-
meinschaft leben. Eine Intervention nach 
dem Gewaltschutzgesetz (Wegweisung des 
Ehemanns aus der Wohnung) kann man-
gels ausdrücklicher Härteregelung im Auf-
enthaltsgesetz als Auflösung der ehelichen 
Gemeinschaft gewertet werden. Dies führt 
dazu, dass der Aufenthaltstitel der Frau 
durch die Ausländerbehörde befristet bzw. 
beendet wird.

Besorgniserregend ist, dass bestehende 
dringend notwendige Unterstützungsange-

bote wie Frauenhäuser, ambulante Beratung 
und spezialisierte Fachberatungsstellen keine 
nachhaltige Finanzierung erhalten und allzu 
oft von Kürzungen und Schließungen bedroht 
sind. Seit der Schließung des Ersten Hambur-
ger Frauenhauses im Jahre 2005 stehen in 
Hamburg nur noch vier Frauenhäuser mit 164 
Betreuungsplätzen zur Verfügung.  

Frauen mit Behinderung sind in hohem Maße 
von Gewalt, insbesondere von sexualisierter 
Gewalt, betroffen. Adäquate Einrichtungsan-
gebote für diese Frauen fehlen. Frauenhäuser 
sind nur zu 10% teilweise barrierefrei; ähn-
lich sieht es bei Frauenberatungsstellen aus.

Forderungen

•	 Verhinderung der weiteren Ausbreitung 
von atypischen Beschäftigungsverhältnis-
sen ohne existenzsichernde Einkommen 
(vgl. auch  „Arbeitsmarktpolitik – für eine 
Neuausrichtung“).

•	 Besondere Förderprogramme für Frau-
en (mit und ohne Behinderung) in den 
Rechtskreisen des SGB II und SGB III.

•	 Berufstätigkeit der Frauen u. a. durch 
flexible Betreuungszeiten in Kindergärten 
und Horten erleichtern.

•	 Mehr Ganztagsschulplätze. 

•	 Umsetzung der Europäischen Charta für 
die Gleichstellung von Männern und Frau-
en.

•	 Kostenfreie Beratung und Förderung für 
von Gewalt betroffene Mädchen und Frau-
en mit ihren Kindern. 

Frauen- und Gleichstellungspolitik 
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Forderungen (Fortsetzung)

•	 Bedarfsgerechter Ausbau der Aufnahme-
kapazität der Frauenhäuser sowie barri-
erefreie Herrichtung. Zügige Vermittlung 
von Frauen in Notsituationen in geeignete 
Wohnungen, um ihnen den Weg aus den 
Frauenhäusern zu ebnen. Ferner sind zu-
sätzliche Frauenberatungsstellen nötig.

•	 Aufbau und Finanzierung eines flächen-
deckenden Präventionsnetzes zum Schutz 
vor Gewalt gegen Mädchen und Frauen mit 
Behinderung – auch in Behinderteneinrich-
tungen.

•	 Besondere Förderung von Frauen mit 
Migrationshintergrund, um ihnen Beschäf-
tigungsmöglichkeiten zu erschließen.

•	 Geschlechtsspezifische Gesundheitsver-
sorgung (Pflege, Krankenhaus, ambulante 
Betreuung).

•	 Geschlechtsspezifische monatliche Sta-
tistiken der Bundesagentur für Arbeit für 
schwerbehinderte Menschen.

Migration und Integration 
Hamburg ist eine Einwanderungsstadt mit 
einem hohen, über dem Bundesdurchschnitt 
liegenden Anteil von Menschen ausländischer 
Nationalität und/oder mit Migrationshinter-
grund. 

Die Bedeutung der Integration lässt sich aus 
folgenden Zahlen ablesen: Ende 2010 hatten 
515.000 Hamburger einen Migrationshinter-
grund, d. h. mehr als jeder vierte Hambur-
ger hat einen ausländischen Pass, ist ein in 
Deutschland geborener Ausländer der 2. oder 
3. Generation, Spätaussiedler oder hat einen 
Elternteil mit ausländischen Wurzeln. Bei den 
unter 18-Jährigen sind es sogar 46 Prozent1. 

Die wirtschaftliche, soziale, gesellschaftliche 
und politische Integration von Menschen mit 
Migrationshintergrund unter Wahrung und 
Respekt ihrer kulturellen Identität stellt eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe dar, die sich 
an alle gesellschaftlichen Gruppen, Personen, 
Institutionen, Einrichtungen etc. richtet. Auch 

1	 Statistikamt Nord. Pressemitteilung v. 
18.7.2011. http://www.statistiknord.de/uploads/
tx_standocuments/SI_SPEZIAL_VII_2011.pdf

von der Kulturpolitik der Stadt müssen starke 
Impulse ausgehen, um die Bereitschaft der 
Menschen zur fruchtbaren Auseinanderset-
zung mit unterschiedlichen kulturellen Bin-
dung und Traditionen zu fördern.

Defizite in der Integration von Menschen mit 
Migrationshintergrund liegen u. a. im Bereich 
der Bildung, des Arbeitsmarktzugangs, der 
sozialen Absicherung, des Gesundheitsschut-
zes und erfordern zusätzlich spezielle Maß-
nahmen, die differenziert nach der jeweiligen 
Bedarfslage zu ergreifen sind. 

Bildungsarmut vermeiden

Schul- und Ausbildungsabschlüsse spielen 
eine bedeutende Rolle für eine gesellschaftli-
che Teilhabe und gelungene Integration. Vor-
handene Defizite in der Bildungsbeteiligung 
von Menschen mit Migrationshintergrund sind 
aufgrund ihrer diskriminierenden Wirkung 
nicht hinzunehmen.

Auch in Hamburg sind Menschen mit Migra-
tionshintergrund überdurchschnittlich häufig 

Migartion und Integration
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von Bildungsarmut, insbesondere in Form von 
fehlenden Schul- und Ausbildungsabschlüs-
sen, betroffen. Da fast die Hälfte aller Kinder 
und Jugendlichen in Hamburg einen Migra-
tionshintergrund haben, besteht für diese 
Gruppe eine stärkere Betroffenheit, die be-
sondere Integrationsbemühungen erfordert. 
Eine Schlüsselrolle kommt hierbei der Sprach-
kompetenz und einem migrationsadäquaten 
Spracherwerb zu. 

Teilhabechancen am 
Arbeitsmarkt ermöglichen

Die Defizite im Bereich Bildung, Ausbildung 
und Spracherwerb setzen sich auch im Be-
reich der Zugangsmöglichkeiten zum Ar-
beitsmarkt fort. Ziel muss es neben einer 
allgemeinen Senkung der Arbeitslosenquote 
sein, insbesondere auch den hohen Anteil von 
Arbeitslosigkeit bei Menschen mit Migrations-
hintergrund zu verringern. In Hamburg sind 
Ausländer doppelt so häufig von Arbeitslosig-
keit (Quote 2010: 16,2 %) betroffen wie die 
Erwerbspersonen insgesamt (Quote 2010: 
8,2%)2.

Die Teilhabe am Arbeitsmarkt hat eine hohe 
Bedeutung für die gesellschaftliche Integrati-
on von Migrantinnen und Migranten.

2	 Statistisches Jahrbuch für Hamburg 
2011/12, Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit, 
Tab. 11. http://www.statistik-nord.de/uploads/
tx_standocuments/JB11HH_06.pdf

Soziale Ausgrenzung durch 
Einkommensarmut 

verhindern

Menschen mit Migrationshintergrund sind 
in einem besonders hohem Maße auch von 
Einkommensarmut betroffen und hierbei 
insbesondere Kinder, Jugendliche und ältere 
Menschen.

Durch die vorhandenen Defizite in den Be-
reichen Schule, Ausbildung und allgemeinen 
Bildungsmöglichkeiten beziehen Menschen 
mit Migrationshintergrund häufig nur geringe 
Erwerbseinkommen oder sind überdurch-
schnittlich oft auf staatliche Leistungen wie 
Arbeitslosengeld I und II oder andere staatli-
che Transferleistungen angewiesen. Da ge-
rade ältere Menschen mit Migrationshinter-
grund oft auch kürzere oder unterbrochene 
Erwerbsbiographien aufweisen, besteht für sie 
im Rentenalter ein besonders hohes Armuts-
risiko.

Strategien zur Verringerung des Armutsrisikos 
sind daher frühzeitig zu ergreifen, um die-
sen Menschen bereits von Anfang an gleiche 
Teilhabemöglichkeiten am Arbeitsmarkt und 
Einkommen zu eröffnen.

Migartion und Integration
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Forderungen

•	 Es ist eine bedarfsgerechte Sprachför-
derung (z. B. Deutsch für Menschen mit 
Migrationshintergrund) vom vorschuli-
schen über den schulischen bis hin zum 
Ausbildungsbereich sicher zu stellen. Auch 
für Erwachsene und insbesondere länger 
hier lebende Erwachsene mit Migrations-
hintergrund ist eine bedarfsgerechte Mög-
lichkeit des Spracherwerbs zu eröffnen.

•	 Maßnahmen zur Integration und Sprach-
förderung sowie Beratungs- und Unter-
stützungssysteme müssen zur Erfüllung 
ihrer Funktionen ausreichend ausgestattet 
und ggf. auch ausgebaut werden.

•	 Erhöhung der Schul- und Berufsabschluss-
quoten.

•	 Die vorhandenen arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente sind so auszurichten, dass sie 
den besonderen Bedarfslagen von Men-
schen mit Migrationshintergrund gerecht 
werden.

•	 Verbesserung der Versorgungssituation für 
ältere Menschen mit Migrationshintergrund 
(z. B. Qualifizierung und Sensibilisierung 
von Pflegepersonal und Leitungskräften).

•	 Einrichtung eines Migrations- bzw. Auslän-
derbeauftragten.

•	 Beteiligungsformen des Integrationsbeira-
tes stärken.

•	 Das Verständnis von Integration als Quer-
schnittsaufgabe in allen Bereichen der 
Gesellschaft ist ins Bewusstsein zu rücken.

•	 Regelmäßige Überprüfung und Weiterent-
wicklung der Integrationsbemühungen, 
einschließlich besonderer kulturpolitischer 
Anstrengungen.

Obdachlose Menschen sind Teil der Gesellschaft
Eine gesetzliche Beschreibung von Obdachlo-
sigkeit oder Wohnungslosigkeit gibt es nicht. 
Nach Auffassung des Hamburger Senats gel-
ten alle Menschen, die auf der Straße leben, 
als obdachlos. Dagegen definiert der Senat 
alle, die öffentlich-rechtlich untergebracht 
sind, als wohnungslos.  Demgegenüber ste-
hen die sogenannten „Wohnungsnotfälle“: 
Menschen, die aktuell von Wohnungslosigkeit 
betroffen oder die unmittelbar von Woh-
nungslosigkeit bedroht sind1. 

1	 Vgl. Torsten Schaak: Obdachlose, ‚auf 
der Straße‘ lebende Menschen in Hamburg 2009. 
Hrsg. Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit 
und Verbraucherschutz in Kooperation mit den

Aber auch Familien oder Singles, die in unzu-
mutbaren Wohnverhältnissen leben, werden 
als Wohnungsnotfälle bezeichnet.2

Ob Menschen wohnungslos werden, hat nicht 
zuletzt mit der konkreten Wohnungsbaupo-
litik eines Gemeinwesens zu tun. Preiswer-
ter Wohnraum, der einkommensschwachen 
Haushalten vorbehalten bleibt, entsteht nur in 
öffentlicher Förderung. Der Verteilungskampf 

Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege. http://
www.hamburg.de/contentblob/1715526/data/ob-
dachlosenstudie-2009.pdf
2	 Drucksache 18/6709, S. 2 auf kleine Anfra-
ge vom 3.8.2007
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um diesen Wohnraum ist hart. Jene, die ihn 
verlieren, werden obdachlos. Und ihre Zahl 
ist umso größer, je knapper das Angebot an 
bezahlbaren Wohnungen ist. Die obdachlosen 
Menschen machen von den gesamten von 
Wohnungsnot betroffenen Menschen den klei-
neren Teil aus.3

Die Gesamtzahl der in Deutschland woh-
nungslos gewordenen Menschen betrug nach 
den Schätzungen der Bundesarbeitsgemein-
schaft (BAG) Wohnungslosenhilfe e.V. im 
Jahre 2006 insgesamt 254.000 Personen. 
Davon waren 76 % alleinstehend. Der Anteil 
der Frauen wird auf  25 % geschätzt.  
 
Eine Statistik wird nicht geführt. Auch für 
Hamburg existiert keine Obdachlosenstatistik. 
Wahrscheinlich würde sie aber auch das Bild 
verfälschen, da die Kausalkette nicht bei Ob-
dachlosigkeit beginnt, sondern bei überschul-
deten Haushalten und daraus resultierenden 
Mietschulden. Nach Verbraucherschützern gilt 
jeder zehnte Haushalt in der Hansestadt als 
überschuldet. Demnach fehlt in rund 70.000 
Haushalten auch das Geld für regelmäßige 
Mietzahlungen. Zu Räumungsklagen wegen 
säumiger Miete kam es im Jahre 2006 in  
5.111 Fällen. In 2009 Fällen wurde die Räu-
mung vollzogen. 

In Hamburg gibt es für Obdachlose ein durch-
aus günstiges politisches Klima, das vor allem 
auf das erfolgreiche Obdachlosenmagazin 
„Hinz & Kunzt“ zurückgeht. So hat sich der 
Senat in seinem Arbeitsprogramm (Regie-
rungserklärung vom 23.3.2011) vorgenom-
men, mit einem eigenen Maßnahmenpaket 
die Zahl der Obdachlosen zu senken. Dabei 
stellt der Senat ausdrücklich den Zusammen-
hang zum Wohnungsbau und zum Stadtent-
wicklungskonzept der Stadt her und nimmt 
obdachlose Frauen besonders in den Blick. 

3	 vgl. www.bag-wohnungslosenhilfe.de unter 
Fakten; Schaak, S. 2:danach ca. 5 %

Um zu verhindern, dass Menschen ihre Woh-
nung verlieren, gibt es in Hamburg behördli-
che Fachstellen zur Wohnungssicherung. Die-
se haben die Aufgabe, durch die Übernahme 
von Mietschulden Zwangsräumungen zu ver-
hindern. Das System der Fachstellen versagt 
allerdings immer dann, wenn Menschen auf-
grund ihrer psychosozialen Probleme (Sucht-
problematik, psychische Störungen, Realitäts-
verlust, aber auch Probleme mit staatlichen 
Stellen) nicht mehr in der Lage sind, sich um 
staatliche Hilfe zu kümmern. Umgekehrt fehlt 
es in den Fachstellen an ausreichend Perso-
nal, um sich gerade um jene zu kümmern, 
die aufgrund ihrer prekären Lebenssituation 
keine Hilfen mehr einfordern. 

Die Ursachen für diese fehlende Handlungs-
fähigkeit sind Krankheit, häusliche Konflikte, 
Scheidung, Trennung, Verlassen der Her-
kunftsfamilie und vor allem bei Frauen häusli-
che und familiäre Gewalt.4 

Auf der Straße lebende Obdachlose sind 
überdurchschnittlich häufig krank. Rund zwei 
Drittel sind alkohol- und drogenabhängig und 
15 bis 30 % leiden unter einer psychischen 
Erkrankung.63  Auffällig in Hamburg ist der 
steigende Anteil junger Wohnungsloser.

Der Teufelskreis der Obdachlosigkeit heißt: 
Wer seine Wohnung verliert, bekommt meist 
auch Probleme mit geregelten Tagesabläu-
fen. Dies führt auch häufig zum zusätzlichen 
Verlust des Arbeitsplatzes und in Folge zu 
sozialer Isolation, Einsamkeit und Beeinträch-
tigung der psychischen und körperlichen Ge-
sundheit. Bei den Fachstellen waren im Jahre 
2011 für 2.852 gemeldete Haushalte 2.852 
Wohnmöglichkeiten nachgefragt, von denen 
rd. 60 % Ein-Personen-Haushalte waren. Es 
muss das Ziel sein, durch erfolgreiche Ver-
mittlung von Wohnraum auch die 

4	 vgl. BAGW, Statistikbericht vom 7.9.2005 
in www.bag-wohnungslosenhilfe.de 
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Verweildauer in der öffentlichen Unterbrin-
gung deutlich zu reduzieren. 

Ein großes Problem für Straßenobdachlose ist 
die mangelnde gesundheitliche Versorgung. 
Rechtlich gesehen haben auf der Straße 
lebende Menschen Anspruch auf Leistungen 
nach SGB II. Diese können sie aber nur ein-
fordern, wenn eine Meldeadresse vorliegt. Da 
die meisten Menschen auf der Straße jedoch 
Probleme mit Behörden in ihrem Heimatort 
haben und sich deshalb dort nicht anmelden 
können, fehlt ihnen die Möglichkeit, sich am 
aktuellen Aufenthaltsort wohnungslos zu mel-
den. Deshalb fallen sie aus dem Gesundheits-
system. Das führt dazu, dass sie in der Regel 
nicht krankenversichert sind. 

Gewalt gegen Obdachlose

Speziell obdachlose Menschen sind in beson-
derem Maße dem Risiko von Diskriminierung 
und Gewalt ausgesetzt. Der öffentliche Raum 
ist in der Regel hauptsächlicher Aufenthaltsort 
von obdachlosen Menschen. Ohne Möglichkeit 
des privaten Rückzugs sind diese Menschen 
der Gewalt von Dritten oft wehrlos ausgelie-
fert.

Forderungen 
•	 Es ist präventiv dafür zu sorgen, dass 

Wohnungslosigkeit nicht eintritt. Das 
sozial- und wohnungspolitische Ziel muss 
sein, das Elend der Obdachlosigkeit grund-
sätzlich auszuschließen. Dafür ist zunächst 
die aktuelle Tendenz umzukehren, dass 
immer mehr Wohnungen aus der Miet-
preisbindung fallen und kaum noch Sozi-
alwohnungen gebaut werden; der soziale 
Wohnungsbau muss daher wieder belebt 
und auf eine ausreichende Höhe gebracht 
werden. Zudem müssen dabei im Neu-
bau auch kleine, preisgünstige Ein-Zim-
mer-Wohnungen entstehen. Es sind so 

viele Wohnungen bereit zu stellen, wie 
obdachlose Menschen sie benötigen. Ein-
richtungen wie Fördern & Wohnen soll-
ten verstärkt eigene Wohnungsbestände 
errichten und belegen.

•	 Die Fachstellen für Wohnungsnotfälle sind 
personell so auszugestalten, dass Be-
troffene in Notlagen Hilfe erhalten. Dazu 
gehört insbesondere auch die Begleitung 
und ggf. Intervention bei Zwangsräumun-
gen. Auch gilt es sicherzustellen, dass die 
Fachstellen für Wohnungsnotfälle in der 
Lage sind, ausreichend aufsuchende Ar-
beit zu leisten.

•	 Allen Wohnungslosen ist der Zugang 
zur Wohnungsvermittlung nach dem in 
Hamburg abgeschlossenen Kooperations-
vertrag zu ermöglichen. Dafür muss die 
Anzahl der im Vertrag definierten Woh-
nungen deutlich erhöht werden (siehe 
oben), so dass jeder Wohnungslose eine 
Wohnung erhalten kann.

•	 Der Anspruch auf Einrichtung eines Giro-
kontos ist durch Stärkung des Verbrau-
cherrechts gesetzlich abzusichern.

•	 Im Bereich der öffentlichen Unterbringung 
sind ausreichend dezentrale und kleine 
Unterkünfte zur Verfügung zu stellen, die  
in Größe, Ausstattung (Einzelzimmer) und 
Zusammensetzung der Bewohner so zu 
gestalten sind, dass die Wohnatmosphäre 
einem potenziellen Gewaltrisiko entge-
gen wirkt. Insbesondere ist so zu planen, 
dass im Winterhalbjahr keine Engpässe 
an menschenwürdigen Wohnungen bzw. 
Übergangsunterkünften auftreten.

•	 Insbesondere sind Straßenobdachlosen 
niedrigschwellige Zugänge zum öffentli-
chen Gesundheitssystem zu ermöglichen. 
Dies beinhaltet diskriminierungsfreie Arzt-
besuche und Krankenhausaufenthalte.

Obdachlose Menschen sind Teil der Gesellschaft
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•	 Jungen Menschen ein Recht auf eigenstän-
diges Wohnen zu ermöglichen. Die Miet-
kosten müssen ohne erschwerende büro-
kratische Hürden übernommen werden.

•	 Für junge Menschen, die auf der Straße 
leben, sind niedrigschwellige Unterbrin-
gungsmöglichkeiten zu schaffen.

•	 Insbesondere für die Gruppe der Stra-
ßen-Obdachlosen ist eine langfristige 
Begleitung auch nach Vermittlung in eine 
Wohnung sicherzustellen.

•	 Gewalt gegenüber obdachlosen und woh-
nungslosen Menschen ist zu verhindern, 
gesellschaftlich zu ächten und unnachgie-
big strafrechtlich zu verfolgen.

•	 Es ist ein gesellschaftliches Klima herzu-
stellen, in dem ein respektvoller und men-
schenwürdiger Umgang mit Obdachlosen 
gewährleistet ist.

•	 Systematische Erforschung und regelmä-
ßige Erhebung von Daten zum Problem 
der Wohnungslosigkeit.

•	 Das Winternotprogramm ist so zu gestal-
ten, dass jeder auf der Straße lebende 
Mensch eine menschenwürdige Über-
gangsunterkunft erhält.

•	 Das öffentliche Gesundheitssystem muss 
auch jedem auf der Straße lebenden Men-
schen ohne Benachteiligung zugänglich 
sein.

Ehrenamt und gesellschaftliches Engagement 
In Deutschland sind 23 Millionen Menschen 
über 14 Jahren ehrenamtlich tätig. Viele 
Bereiche des öffentlichen und sozialen Le-
bens würden ohne Ehrenamtliche kaum mehr 
existieren. Das Ehrenamt ist u. a. Ausdruck 
gesellschaftlicher Mitgestaltung durch die 
Übernahme sozialer und politischer Verant-
wortung. Es steigert darüber hinaus das 
Selbstwertgefühl und die soziale Einbindung 	

							     
und fördert die Selbsterfahrung der im Ehren-
amt tätigen.

Das gesellschaftliche Engagement im politi-
schen, sozialen oder kulturellen Bereich ist 
daher unverzichtbarer Bestandteil einer de-
mokratischen und solidarischen Gesellschaft. 
Dies ist auch im Zusammenhang mit den zu-
sammenbrechenden alten Familienstrukturen 
von besonderer Bedeutung.

Mit ehrenamtlicher Tätigkeit wird soziale Aus-
grenzung und Vereinsamung bekämpft und 
es werden für viele Menschen gravierende 
Einschränkungen in ihren Lebensbedingungen 
verhindert.

Der SoVD unterstützt daher ehrenamtliche 
Tätigkeit ausdrücklich und begrüßt gesetzge-
berische Initiativen, die zu einer Stärkung des 
gesellschaftlichen Engagements beitragen. 
Die Mitglieder des SoVD sind seit Jahren in 

Ehrenamt und gesellschaftliches Engagement
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starkem Umfang ehrenamtlich tätig.
In Hamburg unterstützt die Senatsverwaltung 
ehrenamtliches und freiwilliges Engagement 
u.a. durch Aufbau von Freiwilligenagenturen 
in den Bezirken. Auch wurde durch eine Sam-
melhaftpflicht der Versicherungsschutz der 
Ehrenamtlichen verbessert. 1

Die Förderung des Ehrenamtes durch den 
Gesetzgeber darf aber nicht deshalb erfolgen, 
weil staatliche Aufgaben nach und nach dem 
bürgerlichen Engagement übertragen wer-
den sollen, damit die öffentlichen Haushalte 
entlastet werden. Mehr und mehr werden 
ehrenamtliche Leistungen dort gefordert, wo 
in der Vergangenheit die staatliche Fürsorge 
leistungsverpflichtet war. Die Heranziehung 
von Freiwilligen zur Pflege von Demenzkran-
ken, die gegenwärtig von der Hamburger 
Gesundheitsbehörde in Zusammenarbeit mit 
den Pflegekassen aufgebaut wird, ist deshalb 

1	 Zur Situation der ehrenamtlichen Tätig-
keit in Hamburg vgl. die Antwort des Senats auf 
eine Große Anfrage v. 3.5.2012 Bü-Drs. 20/3788; 
ferner grundlegend die Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages „Zukunft des Bürger-
schaftlichen Engagements“ von 2002

kritisch zu betrachten, soweit professionelle 
Pflegeleistungen nicht sinnvoll ergänzt, son-
dern durch Freiwilligendienste kostensparend 
ersetzt werden.

Forderungen

Der Hamburger Senat bleibt aufgerufen, eh-
renamtliches Engagement in allen für das Ge-
meinwesen bedeutsamen Bereichen aktiv zu 
fördern und zu unterstützen. Ehrenamtliche 
Tätigkeit darf nicht zur Entlastung öffentlicher 
Haushalte missbraucht werden.

Personallücken im sozialen und pflegerischen 
Bereich können und dürfen nicht durch eh-
renamtliche Tätigkeiten geschlossen werden. 
Standards von Professionalität und Qualifika-
tion dürfen durch Freiwilligendienste nicht in 
Frage gestellt werden.

Die Möglichkeiten für die Qualifizierung und 
Fortbildung Ehrenamtlicher sollen ausgebaut 
bzw. geschaffen werden.

Pflege für junge und alte Menschen 
Nicht nur alte Menschen können pflegebedürf-
tig werden, sondern auch jüngere Menschen 
können vorübergehend oder sogar dauerhaft 
auf Pflege angewiesen sein: Nach der Pflege-
statistik des statistischen Bundesamtes waren 
im Dezember 2009 2,34 Millionen Menschen 
in Deutschland pflegebedürftig im Sinne des 
Pflegeversicherungsgesetzes (SGB XI), 67 %  
davon Frauen. 83 % der Pflegebedürftigen 
waren 65 Jahre und älter, 35% waren 85 Jah-
re und älter.1

1	 Stat. Bundesamt: Pflegestatistik 2009, 
Wiesbaden 2011, S.6 https://www.destatis.de/
DE/Publikationen/Thematisch/Soziales/Pflege/
PflegeDeutschlandergebnisse5224001099004.

In Hamburg gibt es 27.330 Pflegebedürfti-
ge (davon 53% stationär)2. Im Jahre 2009 
erhielten 11.243 Personen in Hamburg  aus 
Haushaltsmitteln „Hilfe zu Pflege“ in Höhe 
von 155,2 Mio. EUR. (2007 noch 145,4 Mio. 
EUR bei 11.577 Hilfebedürftigen). Die Pflege-
heime Hamburgs verfügten 2009 über 16.900 
Plätze für vollstationäre Dauerpflege, von 
denen aber nur 62 % in Einzelzimmern ange-
boten wurden.3

pdf?__blob=publicationFile
2	 Angabe für 2007. Stat. Jahrbuch 2010 / 
Statistikamt Nord, Jan 2011
3	 Statistikamt Nord, Pressemitteilung Nr. 
41/2011 v. 25.3.2011
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Pflege findet oft in der Familie oder daheim 
statt: Mehr als zwei Drittel aller Pflegebedürf-
tigen (1,62 Millionen bundesweit) werden zu 
Hause versorgt. Davon erhielten 1,07 Millio-
nen Pflegebedürftige in 2009 ausschließlich 
Pflegegeld, das bedeutet die Pflege allein 
durch Angehörige. 2/3 dieser Angehörigen 
sind Frauen, die entweder nicht erwerbstä-
tig waren oder ihre Erwerbstätigkeit für die 
Pflege eingeschränkt bzw. ganz aufgegeben 
haben. Das zum 1.1.2012 in Kraft getretene 
Familienpflegezeitgesetz bleibt weit hinter 
dem Erforderlichen zurück.4 Die Absicht der 
Bundesregierung, mit dem „Pflege-Riester“ 
das Pflegerisiko dem Geschäftsinteresse von 
Finanzdienstleistern zu öffnen, wird vom 
SoVD als unsozial und unwirtschaftlich ent-
schieden abgelehnt.5

Es ist nicht vertretbar, wenn das wichtige 
soziale Engagement für die  Pflegeperson 
(pflegender Angehöriger) eine eigene nied-
rigere Rente zur Folge hat. Die soziale Absi-
cherung für die Pflegeperson muss deshalb 
sichergestellt werden. Mit einer angemesse-
nen rentenrechtlichen Absicherung sollten – 
ohne Belastung der Beitragszahler - Nachteile 
ausgeschlossen werden. 66.474  Kinder bis 
zu einem Alter von 15 Jahren hatten Ende 
2009 eine Pflegestufe6, gegenüber 2007 eine 
Zunahme von 5,2%. Speziell für Familien mit 
einem pflegebedürftigen Kind sind die vor-

4	 Vgl. Sozialinfo des SoVD vom März 2012. 
http://www.sovd.de/fileadmin/downloads/sozi-
al-infos/2012-03-30-Sozial-Info_Familienpflege-
zeit_2012_web.pdf
5	 Vgl. Stellungnahme des SoVD zur Anhö-
rung im Gesundheitsausschuss des Bundestages 
v. 25.6.2012, http://www.sovd.de/fileadmin/
downloads/pdf/stellungnahmen/2012-6-21-Stel-
lungnahme_Pflegeneuausrichtungsgesetz..pdf ; 
grundsätzlich zur Pflege hat sich der SoVD-Bun-
desverband im Januar 2011 geäußert mit dem Po-
sitionspapier „Für eine würdevolle Pflege“ http://
www.sovd.de/fileadmin/downloads/broschueren/
pdf/wuerdevolle_pflege.pdf
6	 Stat. Bundesamt 2011, a.a.O.

handenen Angebote nicht ausreichend. Die 
meisten Eltern entscheiden sich bewusst für 
die Pflege ihres Kindes zu Hause. Die Pfle-
geleistung wird hier meist über einen langen 
Zeitraum erbracht. Beratungs- und Entlas-
tungsangebote haben sich auf junge Familien 
nicht eingestellt. Das muss sich ändern.  Ein 
erster Schritt ist in Hamburg der Spezial-Pfle-
gestützpunkt für Kinder- und Jugendliche. 
Hier haben Betroffene die Möglichkeit, eine 
qualifizierte Beratung zu erhalten. Für diese 
Familien muss ein spezielles Casemanage-
ment entwickelt werden. Die Betroffenen be-
nötigen Entlastungsmöglichkeiten, ggf. auch  
therapeutische Begleitung.

Eltern und Geschwister sind besonders be-
lastet. Deswegen sind ausreichend zielgrup-
penspezifische wohnortnahe  Angebote für 
Kinder- und Jugendliche, kindgerechte Ein-
richtungen wie z.B. Tagespflegeeinrichtungen 
für schwerkranke Kinder, dringend erforder-
lich. 

Für Eltern muss die Möglichkeit bestehen, 
zumindest teilweise einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen zu können.

Das Angebot an Wohneinrichtungen ist auf äl-
tere pflegebedürftige Menschen ausgerichtet. 
Für junge Erwachsene existiert kein an ihre 
speziellen Bedürfnisse  angepasstes Angebot, 
wenn stationäre Pflege erforderlich wird.

Die Pflege ist auch ein wichtiger und wach-
sender Beschäftigungsfaktor. Bundesweit 
wächst besonders die Bedeutung der ambu-
lanten Pflege, die zuletzt eine Zunahme von 
10,1% der betreuten Pflegefälle verzeichnen 
konnte (2009 gegenüber 2007 bundesweit  
+ 51.000 Fälle). In Hamburg fanden 2007 
insgesamt 19.600 Personen in der Pflege 
Beschäftigung. Der Senat hat jedoch im Zuge 
seiner Privatisierungspolitik im Jahre 2007 
die städtischen Pflegeheime von „pflegen und 
wohnen“ an private Betreiber verkauft, die 
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seither vor allem mit Tarifkonflikten zu Lasten 
ihres Personals hervortreten. Von den 1600 
damals Beschäftigten haben 351 von ihrem 
Rückkehrrecht in den Dienst der Hansestadt 
Gebrauch gemacht.7

Qualifikation und Ausbildungsstandards in der 
Pflege bedürfen der ständigen Weiterentwick-
lung. Die Verpflichtung zur Ausbildung kann 
durch eine Ausbildungsplatzumlage befördert 
werden. Es muss insgesamt darum gehen, 
sinnvolle Berufsperspektiven und Berufsbio-
graphien zu ermöglichen. Gute Pflege erfor-
dert auch gute Bezahlung und hohe Sozial-
standards.  

Zum Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetz 
(in Kraft seit 1.1.2010) hat der Senat mit 
Wirkung zum 1.3.2012 drei Verordnungen be-
schlossen, mit denen die Qualität hinsichtlich 
baulicher und personeller Anforderungen so-
wie zur Mitwirkung der Betroffenen gesichert 
werden soll. Alle drei Verordnungen bleiben 

noch hinter den Anforderungen des SoVD 
zurück, insbesondere erscheint die Fachkräf-
tequote immer noch nicht ausreichend, um 
jederzeit die Präsenz von Fachpersonal zu 
garantieren. Im baulichen Bereich haben 		
die – oft mit öffentlichen Mitteln geförderten 

7	 Vgl. Bü-Drs. 20/3148 v. 14.2.2012

– energetischen und sonstigen Sanierungen 
offenbart, dass im Pflegebereich Schutzregeln 
analog zum Mietrecht fehlen, die die Umlage-
fähigkeit von Investitionskosten auf die Un-
terbringungskosten wirksam begrenzen. 

•	 Berufliche Freistellung und sozialversiche-
rungspflichtige Absicherung von pflegen-
den Familienangehörigen. Die „Hilfe zur 
Pflege“ muss so gewährt werden, dass die 
finanzielle Inanspruchnahme von Famili-
enangehörigen nicht zum Pflegehemmnis 
wird. 

•	 Neuzeitliche Standards im stationären 
Bereich (z. B. Einzelzimmer), (Fach-) ärzt-
liche und zahnärztliche Versorgung im sta-
tionären Bereich bedürfen der kritischen 
Begleitung;  die Medikamentenvergabe 
darf ein sachgerechtes Maß nicht über-
schreiten: Pflege bedeutet nicht „Ruhig-
stellen“.

•	 Rehabilitation muss vor Pflege Priorität 
genießen. Aufbau von geeigneten Wohn-
formen und Entwicklung von neuen Wohn- 
und Pflegeformen.

•	 Aufbau von Wohngruppen für junge Er-
wachsene.

•	 Ausbau der Unterstützung von Familien 
mit pflegebedürftigen Kindern.

•	 Einführung einer Hamburger Ausbildungs-
umlage, um auch die nichtausbildenden 
Pflegebetriebe zur fachlichen Ausbildung 
von Pflegekräften heranzuziehen.

•	 Weiterentwicklung des Wohn- und Be-
treuungsqualitätsgesetzes sowie kritische 
Evaluierung der Verordnungsziele.

Pflege für junge und alte Menschen
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Forderungen (Fortsetzung)

•	 Erhalt und bedarfsgerechter Ausbau der 
bewährten bezirklichen Pflegestützpunkte8

•	 Der einkommensabhängige Zuschuss für 
Heimbewohnerinnen und Heimbewohner 
nach dem Landespflegegesetz (Pflegezu-
schuss) ist in vollem Umfang wieder her-
zustellen.

8	 Vgl. auch den Abschnitt „Seniorenpolitik – 
Vorschläge für Hamburg“ , S. 33 ff.

Gesundheitspolitik muss den Menschen helfen 
Gesundheitspolitik als Teil der Sozialpolitik 
ist eine der Säulen unseres demokratischen 
Gemeinwesens. Das Fundament unserer 
Gesundheitspolitik ist die gesetzliche Kran-
kenversicherung, die als Solidargemeinschaft 
die Aufgabe hat, unter Mitverantwortung der 
Versicherten deren Gesundheit zu erhalten, 
wiederherzustellen oder zu bessern.

Tragende Säulen sind: Die paritätische Finan-
zierung durch die Versicherten und Arbeit-
geber sowie das Sachleistungsprinzip, d. h. 
die Versicherten erhalten ihre Leistungen in 
vollem Umfang auch weiterhin mit allenfalls 
geringer Zuzahlung und angemessener So-
zialklausel. An den bewährten Grundsätzen 
Solidarausgleich, paritätische Finanzierung 
und Sachleistungsprinzip ist festzuhalten; 
diese sind auszubauen und dort, wo sie in der 
Vergangenheit verwässert wurden, wieder 
herzustellen. 

Die Bundespolitik setzt die entscheidenden 
Rahmenbedingungen für diesen Zweig der 
Sozialversicherung. Im Jahre 2012 verfügte 
der neue Gesundheitsfonds über 9 Mrd. EUR 
Überschüsse und die gesetzlichen Kranken-
versicherungen ebenfalls über rd. 9 Mrd. EUR 
Überschüsse – insgesamt 18 Mrd. EUR, die 
den Versicherten und Patienten zugutekom-
men sollten. Leistungsverbesserungen blie-
ben in den vergangenen Jahren allerdings im 
Wesentlichen den Ärzten vorbehalten73, die 
ihre Einkommen beträchtlich steigern konn-
ten. Der SoVD tritt dafür ein, die Überschüsse 
in der Krankenversicherung für die Patienten 
zu nutzen, insbesondere den gerade für ältere 
Menschen sehr belastenden Dschungel an 
Zuzahlungen zurückzuschneiden sowie die 
Rehabilitation verstärkt zu fördern1

1	 Vgl. SoVD-Bund Sozialinfo Mai 2012 http://
www.sovd.de/fileadmin/downloads/sozial-infos/
pdf/2012-05-Sozial-Info_Ueberschuesse_Gesetzli-
che_Krankenversicherung_web.pdf

Gesundheitspolitik muss den Menschen helfen
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Der Hamburger Senat wird aufgefordert, über 
den Bundesrat  u .a. auf folgendes hinzuwir-
ken:

•	 Einbeziehung Aller in die gesetzliche Kran-
kenversicherung (Bürgerversicherung).

•	 Verbreiterung der Beitragsbemessungs-
grundlagen.

•	 Deutliche Erhöhung der Beitragsbemes-
sungsgrenze.

•	 Wiederherstellung der paritätischen Finan-
zierung in vollem Umfang: Hierzu gehören 
die Aufhebung der Festschreibung des 
Arbeitgeberanteils zum Krankenversiche-
rungsbeitrag und die Abschaffung der 
Zusatzbeiträge der Versicherten.

•	 Abschaffung der Wahltarife.

•	 Erhöhung des Bundeszuschusses.

•	 Beibehaltung des Sachleistungsprinzips.

•	 Ausbau der Präventionsleistungen.

Gesundheitspolitik für 
obdachlose Menschen

Seit 01.04.2007 haben auch Obdachlose2 
wieder den Zugang zur gesetzlichen Kranken-
versicherung. Dazu ist aber die Kontaktauf-
nahme mit dem Jobcenter notwendig.

Dort wird über die Zuständigkeit des Jobcen-
ters oder des Sozialamts und damit über die 
Beitragsübernahme entschieden.

Das Verfahren ist bürokratisch und hält si-

2	 Vgl. den Abschnitt „Obdachlose Menschen 
sind Teil der Gesellschaft“, S. 63 ff.

cher viele Obdachlose davon ab, diesen Weg 
zu beschreiten. Gleichwohl haben nicht ver-
sicherte obdachlose Menschen Anspruch auf 
eine angemessene Gesundheitsversorgung, 
die zweifellos zur Führung eines menschen-
würdigen Lebens gehört. Die Versorgung wird 
in Hamburg nicht angemessen durch staatli-
che Stellen sichergestellt. Es gibt nur „nied-
rigschwellige“ Angebote wie „Krankenmobil“ 
(ambulant), „Zahnmobil“ (ambulant) und 
„Krankenstube für Obdachlose“ (stationär).

Diese Einrichtungen werden von der Caritas 
betrieben. Die Stadt als Sozialhilfeträger hält 
sich in diesem Bereich der Daseinsvorsorge 
zurück. 

Die Sozialämter oder von Ihnen beauftragten 
Stellen haben nach Kenntnis der Hilfebedürf-
tigkeit von Amts wegen (§ 18 Abs 1 SGB XII), 
„Hilfen zur Gesundheit“ (§ 47 ff. SGB XII) 
bereit zu stellen. Das gilt auch für sich illegal 

in der Stadt aufhaltende und damit nicht ver-
sicherte Ausländer (§ 23 Abs. 1 SGB XII).

Beide Personengruppen nehmen die „norma-
len“ Angebote der Gesundheitsversorgung als 
Versicherte aus unterschiedlichen Gründen 
nicht in Anspruch.

Gesundheitspolitik muss den Menschen helfen
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Der SoVD fordert den Hamburger Senat auf, 
für die gesundheitliche Betreuung dieser 
nicht versicherten Personen über die bisheri-
gen Angebote hinaus in der ganzen Stadt ein 
Netz von ambulanten und stationären Versor-
gungseinrichtungen unter Aufrechterhaltung 
bzw. Einbeziehung bisherige Angebote (Cari-
tas) aufzubauen.

Darüber hinaus fordert der SoVD den Ham-
burger Senat auf dafür zu sorgen, dass die 
zuständigen Ämter unverzüglich nach Kennt-
niserlangung eines Hilfebedarfs und unabhän-
gig von der Informationsquelle, die o.a. Ver-
sorgungseinrichtungen informieren. 

Für die Menschen vor Ort ist u. a. sicherzu-
stellen: 

•	 Gewährung zustehender Sozialleistungen 
in zeitgemäßer Weise, umfassend und 
zügig.

•	 Notwendigen Leistungen sozialer Dienste 
(Ärzte, Krankenhäuser, usw.) sollen recht-
zeitig, ausreichend und in angemessener 
Entfernung barrierefrei zur Verfügung 
stehen.

•	 Eine umfassende und widerspruchsfreie 
Information und Beratung der Leistungser-
bringer durch die Krankenkasse.

In Hamburg ist die ambulante medizinische 
Versorgung durch niedergelassene Ärzte und 
Einrichtungen insgesamt sehr gut. Innerhalb 
der Stadtteile gibt es aber ein erhebliches 
Versorgungsgefälle.

Hamburg gilt nach den von der gemeinsamen 
Selbstverwaltung der Ärzte und Kranken-
kassen im Gemeinsamen Bundesausschuss 
festgelegten Bedarfsplanrichtlinien als ein Pla-
nungsbezirk. D. h., wenn in Hamburg in einer 
Facharztrichtung ein Vertragsarztsitz frei wird, 

kann der Nachfolger/die Nachfolgerin/das Me-
dizinische-Versorgungs- Zentrum (MVZ) den 
zukünftigen Standort der Praxisräume inner-
halb Hamburgs frei wählen. Das führt dazu, 
dass es nach den Kriterien des Gemeinsamen 
Bundesausschusses in einigen Stadtteilen 
Hamburgs eine Überversorgung, in anderen 
Stadtteilen mit sozialen Brennpunkten eine 
krasse Unterversorgung gibt.

Kinderärzte auch 
in Problemvierteln

Nach dem aktuellen Bedarfsplan der kas-
senärztlichen Vereinigung Hamburg vom 
01.04.2010 soll es in Hamburg je 14.188 Ein-
wohner 1 Kinderarzt/1 Kinderärztin geben.

Insgesamt ist in Hamburg mit 140 Kinder-
ärzten/Kinderärztinnen die Grenze der Über-
versorgung überschritten. Im Gebiet von 
Steilshoop (20.000 Einwohnern) mit einem 
hohen Kinderanteil gibt es aber nur 1 Kinder-
arzt und 5 in den angrenzenden Stadtteilen, 
die aber nicht alle fußläufig zu erreichen sind.  
Dagegen gibt es in Winterhude mit 48.500 
Einwohnern 6 Kinderärzte/Kinderärztinnen 
und 4 weitere in angrenzenden Stadteilen. 

Die Anzahl der Ärzte in Hamburg ist seit 1990 
von 7.327 auf 10.624 im Jahre 2009 erheb-
lich angestiegen. Musste im Durchschnitt 
im Jahre 1990 ein Arzt noch 612 Einwohner 
versorgen, so ist diese Zahl bis 2009 auf nur 
noch  491 gesunken. Ganz ähnlich ist die Ent-
wicklung bei den Zahnärzten.

Seit dem 01.01.2012 kann aufgrund des Ver-
sorgungsstrukturgesetzes und der schon Ende 
2011 neu gefassten Richtlinien des Gemeinsa-
men Bundesausschusses zur Bedarfsplanung 
trotz Nichtvorliegens von Unterversorgung 
im Planungsbereich Hamburg, in Fällen kras-
ser Unterversorgung in einem oder mehreren 

Gesundheitspolitik muss den Menschen helfen
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Stadteilen, der Planungsbereich Hamburg auch 
Stadtteilbezogen aufgeteilt werden. 
Der SoVD ersucht den Senat, insbesondere 
über das neu zu bildende gemeinsame Lan-
desgremium (für Gesundheitswesen, § 90a 
SGB V) auf die kassenärztliche Vereinigung 
einzuwirken, diese Möglichkeit zu nutzen, um 
für eine ausgeglichene ambulante ärztliche 
Versorgung in allen Stadteilen zu sorgen (so-
ziale „Brennpunkte“).

Privatisierung verschlechtert 
Versorgung

Die Hansestadt Hamburg hat ihre prägen-
de Rolle bei der praktischen Umsetzung der 
stationären Gesundheitsversorgung aus der 
Hand gegeben. Gegen den Willen der großen 
Mehrheit der Bürger sind die zum Landesbe-
trieb Krankenhäuser gehören Krankenhäuser 
privatisiert worden. Eine Verbesserung der 
stationären Versorgung ist nicht erkennbar, 

wohl aber eine Verschlechterung der Arbeits-
bedingungen für die Krankenhausmitarbeiter.
Private Gesundheitskonzerne engagieren sich 
in Hamburg auch vermehrt in der ambulanten 
Versorgung durch die Übernahme und Über-
führung von Vertragsarztsitzen in von ihnen 
betriebene Medizinische Versorgungszent-
ren. Sie spielen eine zunehmend zentralere 
stärkere Rolle in der „Gesundheitswirtschaft“ 
Hamburgs.

•	 Der SoVD fordert den Senat auf, die Ver-
gabe der Investitionsmittel für den Kran-
kenhausneu- und Umbau an eine patien-
tengerechte, insbesondere barrierefreie 
Bauweise zu knüpfen.

•	 Darüber hinaus begrüßt der SoVD Ham-
burg die Absicht des Senats, seine 25%ige 
Minderheitsbeteiligung an einem der 
großen privaten Betreiber der Hamburger 
Krankenhäuser nicht aufzugeben. Er sollte 
seinen Einfluss nutzen, um prekäre Be-
schäftigung abzubauen

Gesundheitspolitik muss den Menschen helfen

Formen prekärer Beschäftigung zunehmend 
auch in der öffentlichen Sphäre anzutreffen 
sind: Befristungen, Beschäftigung auf Honor-
arbasis, Outsourcing werden immer häufiger. 
Erstmals griff der Senat im Jahre 2011 auch 
zu nominalen Gehaltskürzungen bei den Be-
amten – eine Maßnahme, wie es sie zuletzt 
am Ende der zwanziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts gegeben hat.  Wenn der Staat 
unfair handelt gegenüber seinen Beschäftig-
ten, dann kann er nicht mehr auf ihre Loyali-
tät rechnen. Leidtragende sind die Bürger, die 
auf die Leistungen ihrer Behörden angewie-
sen sind.

Sorgen bereitet auch die in allen Ländern 
und im Bund seit Jahren verfolgte Politik des 
Personalabbaus, die für die Bürger Minderleis-

Der öffentliche Dienst erbringt in Hamburg 
nicht nur unmittelbar soziale Dienstleistun-
gen in vielfältiger Form für Bürger, die auf 
Hilfe und Unterstützung in verschiedensten 
Lebenslagen angewiesen sind. Er ist vielmehr 
selbst ein bedeutender sozialer Faktor in 
der Stadt. Einschließlich der Landesbetriebe 
unterhält die Stadt Hamburg knapp 77.500 
Beschäftigungsverhältnisse3. Der Senat ist 
damit der wichtigste Arbeitgeber in der Stadt. 
Mit seinem Gewicht setzt er auch soziale 
Standards, an denen sich die Wirtschaft in 
der Stadt orientieren muss. Umso besorgter 
stellt man fest, dass die unterschiedlichen 	

3	 Senat, Personalamt: Personalbericht 2011: 
zum 31.12.2010 insgesamt 77.453 Beschäfti-
gungsverhältnisse.

Öffentliche Dienstleistungen sind erforderlich
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tung und für die Beschäftigten Mehrbelastung 
bedeutet. Vor allem aber verschärft der Staat 
damit das Problem der Arbeitslosigkeit statt 
einen eigenen Beschäftigungsbeitrag zu leis-
ten. Es ist überaus fraglich, ob sich im Ergeb-
nis die Haushaltsentlastung, die zumeist als 
Begründung herangezogen wird, überhaupt 
einstellt.

In Hamburg sind nur 5% der öffentlich Be-
diensteten in Sozialberufen im engeren Sinne 
beschäftigt. Sie tragen das fachliche Angebot 
an sozialen öffentlichen Dienstleistungen4, 
die die Bürgerinnen und Bürger in wachsen-
dem Maße beanspruchen. In Hamburg ruhen 
wesentliche Teile des praktischen Angebots 
an sozialen Dienstleistungen zunächst in der 
Hand der Bezirke. Unverzichtbar ist ein dich-
tes Netz an Beratungsangeboten (u. a. Be-
zirkliche Seniorenberatung, Körperbehinder-
tenberatung, Sozial-psychiatrischer Dienst, 
ASD, Pflegestützpunkte), das den hilfesu-
chenden Bürger zunächst auffängt. Eine we-
sentliche Rolle spielen auch jene Teile der be-
zirklichen Sozialverwaltung, die im Einzelfall 
die materielle Situation zu klären haben (z.B. 
mit Grundsicherung, Wohngeld, Elterngeld 
oder Kitaplatz und Wohnung). Und schließlich 
müssen für die erforderlichen Hilfen auch die 
notwendigen qualifizierten Einrichtungen be-
reitstehen – von der Kita bis zum Pflegeheim.

Hamburg hat in den letzten Jahren mit der 
Privatisierung sozialer öffentlicher Dienstleis-
tungen im Bereich der Krankenhäuser und 
der Pflegeeinrichtungen keine ermutigenden 
Erfahrungen gemacht. Vielfach ging es eher 
um Verwertungsinteressen städtischer Immo-
bilien und Grundstücke als um den sozialen 
Auftrag. Die Renditejagd und die reine Lehre 
der Betriebswirtschaft eignen sich nicht als 
maßgebliche Gestaltungsprinzipien im Angebot 

4	 Zum 31.12.2010 insgesamt 3.373 sozi-
alpädagogische Fachkräfte. Senat, Personalamt: 
Personalbericht 2011, S. 54

öffentlicher Diensteistungen. Wo es um die 
Hinwendung zum Menschen in existenziell be-
rührenden Lebensfragen geht, müssen Gestal-
tungsziele wie Partizipation, Dezentralisierung, 
Nähe zu Alltagsbedürfnissen, soziale Integ-
ration, Vermeidung von Ausgrenzung, Rand-
ständigkeit und Isolation ein höheres Gewicht 
haben. 

Forderungen

•	 Keine weitere Privatisierung von sozialen 
öffentlichen Dienstleistungen, sondern 
Rekommunalisierung  von Einrichtungen 
der Daseinsvorsorge (Krankenhaus, Pfle-
geheime).

•	 Wo keine Rekommunalisierung möglich 
ist, bedarf es dringend einer verbesserten 
Zusammenarbeit von öffentlicher Hand, 
privaten Anbietern und Kostenträgern. 

•	 Kein Stellenabbau in sozialen Beratungs-
stellen in öffentlicher Hand, wie z. B. in 
der Bezirklichen Seniorenberatung.

•	 Der Umfang sozialer öffentlicher Dienst-
leistungen ist zu erhalten, um jedem 
Bürger Zugang zu den Einrichtungen und 
Angeboten der Daseinsvorsorge zu ver-
schaffen, derer er bedarf.

Gesundheitspolitik muss den Menschen helfen

©cm fotoworks
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Die Forderungen des SoVD Hamburg 
haben auch landespolitisch eine finanzi-
elle Dimension. Ohne eine entschlossene 
Finanz- und Haushaltspolitik zugunsten 
sozialstaatlicher Belange sind sie nicht zu 
verwirklichen. Seit 
der Bankenkrise 
von 2008 folgt die 
Finanzpolitik je-
doch zunehmend 
dogmatischen 
Zielen, die die fi-
nanziellen Grund-
lagen des Sozi-
alstaats immer 
stärker einengen 
oder gar gefähr-
den. Deshalb sind 
nicht allein Wege 
aufzuzeigen, wie 
das Gemeinwesen soziale Belange solide 
finanzieren kann, sondern notwendig ist 
eine Neuorientierung der Finanzpolitik. 
Denn nicht der Bankenstaat, sondern der 
Sozialstaat genießt Verfassungsrang.

Mit der überraschenden Einführung neuer 
Kreditaufnahmeregeln („Schuldenbrem-
se“) in die Hamburger Verfassung im 
Jahre 2012 – keine Partei hatte vor der 
Bürgerschaftswahl ein solches Vorha-
ben beschlossen oder im Wahlprogramm 
angekündigt – wird die Gestaltung des 
Hamburger Haushalts künftig deutlich 
anspruchsvoller.  

Es ist mehr als bedauerlich, dass nicht 
zuvor eine verbindliche Regelung der Ent-
lastung von den beträchtlichen Altschul-
den durchgesetzt wurde. Das Hamburger 
Konzept zur Finanzierung der Altschulden 
ab 2020 den Solidaritätszuschlag1 des 

1	 Der Solidarzuschlag auf die Einkom-
mensteuer steht heute vollständig dem Bund 
zur Verfügung zur Finanzierung des Solidar

Bundes zu beanspruchen, geht dagegen in 
die richtige Richtung und könnte langfris-
tig zu einer wesentlichen Zinsentlastung im 
Haushalt beitragen. Damit der verfassungs-
feste Verzicht auf die Neuverschuldung nicht 

in Widerspruch zum 
Sozialstaatsgebot des 
Grundgesetzes (Art. 
20 GG) gerät, muss 
es jetzt gelingen, die 
für die Staatsaufga-
ben erforderlichen 
Einnahmen dauerhaft 
durch Steuern, Ge-
bühren und Bundes-
zuweisungen zu orga-
nisieren, um schwere 
Verfassungskonflikte 
zu vermeiden. 

Eine aktive Einnahmenpolitik muss zunächst 
die Steuererhebung in den Blick nehmen. Der 
Staat muss die Steuern, auf die er einen An-
spruch hat, auch erfolgreich eintreiben. Ohne 
eine erfolgreiche Steuerverwaltung läuft die 
Steuergesetzgebung ins Leere. Die Steuerver-
waltung ist reine Ländersache, sie stellt einen 
der drei großen Personalkörper der Länder 
dar (Schule, Polizei, Steuer) und verfügt in 
Hamburg über gut  3.600 Steuerfachkräfte2. 
Nennenswerte politische Anstrengungen zum 
Ausbau oder zur Erhöhung der Leistungsfä-
higkeit der Steuerverwaltungen hat es in den 	
letzten Jahren nicht gegeben3. Wenn es dage-

pakts für die neuen Länder. Der Umfang beträgt 
ca. 13 Mrd. EUR und wird nur noch bis 2020 benö-
tigt.

2	 zum 31.12.2010: 3.630 Steuerfachkräfte. 
(Vorjahr: 3.702!). Personalamt, Personalbericht 
2011, S. 54
3	 Während die Ausgaben der Länder von 2000 
bis 2009 um 14,5% gestiegen sind, blieb der Aus-
gabenanstieg für die Steuerverwaltungen mit 5,5% 
noch unterhalb der Inflationsrate. („Rechnungsstatis-
tik - bereinigte Ausgaben der Länder nach Aufgaben-
bereichen“, ZDL, Stand 20.7.2012, eig. Berechnung)

Soziale Politik erfordert solide Staatseinnahmen...

Soziale Politik erfordert solide Staatseinnahmen 
und eine gerechte Steuerpolitik 

© Gina Sanders
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gen gelänge, den Erhebungserfolg der Steu-
erverwaltung bundesweit auch nur um 10% 
zu erhöhen, könnte Hamburg netto mit Meh-
reinnahmen von bis zu einer Milliarde Euro 
rechnen. Ein koordinierter und kraftvoller 
Ausbau der Steuerverwaltungen ist daher das 
Gebot der Stunde. Der verstärkte Einsatz von 
Betriebsprüfern ist dabei nur ein Teilaspekt.

Da die Ministerpräsidenten der Länder und 
ihre Finanzminister bislang ihrer gesamt-
staatlichen Verantwortung zur Organisa-
tion einer effizienten Steuererhebung nur 
unzureichend nachkommen, wird in der 
Bundespolitik die Forderung nach einer 
Bundeskompetenz, namentlich nach einer 
Bundessteuerverwaltung immer drängender4. 
Wenn die Länder weiterhin die Steuererhe-
bung als ihre Verwaltungskompetenz bean-
spruchen wollen, so ist von ihnen dringend 
ein aktiver, leistungsorientierter Ausbau der 
Steuerverwaltung zu verlangen.

Eine aktive Einnahmenpolitik muss in Ham-
burg insbesondere die Handlungsmöglich-
keiten der Stadt als Kommune in den Blick 
nehmen. Dazu zählt in erster Linie die Ge-
werbesteuer, deren Hebesatz die Bürger-
schaft in eigener Verantwortung beschließt. 
Seit 1996 hat es keine Erhöhung der Gewer-
besteuer in Hamburg mehr gegeben. Nicht 
nur München, sondern auch weit weniger 
bedeutsame Städte im Ruhrgebiet haben 
mittlerweile höhere Hebesätze als Hamburg. 
Eine Anhebung auf das Niveau von Wupper-
tal brächte Hamburg einen Netto-Ertrag im 
Haushalt von ca. 60 Mio. EUR. Die Gewerbe-

4	 Vgl. Kommission von Bundestag und Bun-
desrat zur Modernisierung der bundesstaatlichen 
Ordnung, Arbeitsunterlage 0066: Effizienz und 
Effektivität in der Steuerverwaltung - Positions-
papier des Bundesministeriums der Finanzen v. 
11.5.2004. Von Gewerkschaftsseite wurden in der 
Föderalismuskommission II die Effizienzverluste 
auf 12 Mrd. EUR geschätzt (vgl. Kommissionsdrs. 
147 v. 28.10.2008)

steuer hat eine besonders hohe Netto-		
Wirkung für den Haushalt, da sie nur zu 64 
% im Länderfinanzausgleich berücksichtigt 
wird.

In der Gebührenpolitik gibt es noch viele, so-
zial vertretbare Handlungsmöglichkeiten, wie 
beispielsweise im Straßenverkehr. Nirgendwo 
in Europa ist Falschparken so günstig wie in 
deutschen Großstädten. Hier müsste aller-
dings bundespolitisch zunächst der rechtliche 
Gebühren- und Bußgeldrahmen erweitert 
werden.

Die neuen Verfassungsregeln der öffentlichen 
Kreditaufnahme berühren in erster Linie Bund 
und Länder und nehmen auf die kommunale 
Haushaltspolitik nur indirekt Bezug5. Deshalb 
hat Hamburg auch weiterhin die Möglichkeit, 
seine Investitionen in kaufmännisch rech-
nenden kommunalen Eigenbetrieben kreditär 
zu finanzieren (Hafen, Schulbau, Hochbahn, 
Krankenhäuser, etc.). Diese Möglichkeit muss 
weiter ausgebaut werden, zumal sich mit 
erfolgreicher Rekommunalisierung (Energi-
enetze, etc.) auch neue Einnahmepotentiale 
verbinden.

Eher bedenklich stimmt dagegen die Tendenz 
zur passiven Haushaltsentlastung, indem 
Aufgaben und Verantwortung abgegeben 
werden: Nachdem im Jahre 2005 im Zuge der 
Gemeindefinanzreform6 die Verantwortung für 
die Langzeitarbeitslosen aus der kommunalen 
Sozialhilfe an den Bund übertragen worden 
war, wurde mit der Gemeindefinanzreform 
2011 zusätzlich die Grundsicherung im Alter 
finanziell an den Bund adressiert. Im Zuge 
der Fiskalpaktverhandlungen hat nun der 	

5	 Zur Haushaltspolitik der Länder vgl. „Jahr-
buch für öffentliche Finanzen 2012“. Hrsg. Martin 
Junkernheinrich, Stefan Korioth, Thomas Lenk, 
Henrik Scheller, Matthias Woisin; Berlin 2012.
6	 Die Hartz-IV-Gesetzgebung war insoweit 
nur eine Folge der Absicht zur Entlastung der 
kommunalen Haushalte

Soziale Politik erfordert solide Staatseinnahmen...
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Soziale Politik erfordert solide Staatseinnahmen...

Gerechte Steuerpolitik

Die Finanzmarkt- und Bankenkrise in Europa, 
die die Staaten in Europa zwingt, zur Banken-
rettung Belastungen und Risiken in bis da-
hin unvorstellbaren Dimensionen auf sich zu 
nehmen, hat auch den Blick auf die Gerech-
tigkeit der Lastenverteilung im Gemeinwesen 
geschärft und die Debatte befruchtet. Immer 
drängender zeigt sich die Notwendigkeit einer 
solidarischen Steuerreform, um den Sozial-
staat nachhaltig zu sichern. Steuerpolitik ist 
Bundespolitik. Aber jede Landesregierung ist 
gehalten, sich über den Bundesrat in diesem 
Feld gestaltend einzubringen. Vom Hambur-
ger Senat erwartet der SoVD Initiativen vor 
allem in folgenden Anliegen:

Durchsetzung einer 
Finanztransaktionssteuer

Es kann nicht nur um die Wiedereinführung 
der alten Börsenumsatzsteuer gehen (oder 
Stempelsteuer wie in Großbritannien), son-
dern um die Besteuerung aller Transaktionen 
auf dem Finanzmarkt – mithin auch um ihre 
vollständige Erfassung und um Transparenz. 
Es steht zu erwarten, dass bereits die voll-
ständige Erfassung dazu führt, besonders 
riskante Spekulationsformen wie den Hochge-
schwindigkeitshandel wirksam einzudämmen. 
Die Einführung dieser neuen Steuer darf nicht 
von der Zustimmung anderer Länder abhän-
gig gemacht werden.

Einkommensteuerspitzensatz

Der Spitzensteuersatz in der Einkommensteu-
er ist wieder auf 53% anzuheben. Auf Antrag 
Hamburgs hat sich der 19. Bundesverbands-
tag des SoVD 2011 diese Forderung zu Eigen 
gemacht. Der Solidaritätszuschlag ist auch 
weiterhin zu erheben, sollte allerdings ab 
2020 genutzt werden, um die Zinsbelastung 
der Länderhaushalte zu reduzieren. Die Be-
steuerung von Kapitalerträgen muss wieder 
der übrigen Einkommensbesteuerung ange-
passt werden. Auf besonders hohe Einkom-
men ist ein Steuersatzaufschlag von 3 % zu 
berechnen.

Vermögen- und Erbschaftsteuer

Seit 1997 kann die Vermögensteuer – eine 
der ältesten Ländersteuern – nicht mehr er-
hoben werden, weil der Bund von seiner Mög-
lichkeit der konkurrierenden Gesetzgebung 
durch Beschluss der Nichterhebung Gebrauch 
gemacht hat. Eine einfache Mehrheit in Bun-
destag und Bundesrat könnte diese Gesetzes-
sperre aufheben und den Ländern durch Lan-
desrecht den Zugang zu dieser Steuerquelle 
neu eröffnen. Die Vermögensteuer hat zuletzt 
in Hamburg ein Aufkommen von rd. 200 Mio. 
EUR jährlich gehabt. Eine Wiedererhebung 
der Vermögensteuer müsste den Zusammen-
hang zur Erbschaftsteuer beachten. Die er-
hebungstechnischen Probleme sind erheblich, 
denn es müssten zunächst alle Vermögens-
werte neu ermittelt und verfassungsgemäß 
bewertet werden. Allerdings würde dies ge-
rade angesichts der Finanzmarktkrise auch 
eine sozial befriedende Wirkung haben. Die 
schleichende Aushöhlung der Erbschaftsteuer, 
die trotz der zunehmenden Übertragung von 
gewaltigen Nachkriegsvermögen seit Jahren 
stagniert, muss – insbesondere bei Betriebs-
übertragungen - rückgängig gemacht werden. 

Bund 2012 zugesagt, mittelfristig auch die 
Eingliederungshilfe der Behinderten zu min-
destens einem Drittel zu übernehmen. Die 
Kommunen erzielen damit zwar erhebliche 
Haushaltsentlastungen, verlieren aber gerade 
im sozialen Bereich bedeutsame Kompetenz 
und absehbar wesentliche Gestaltungsmög-
lichkeiten. 
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Soziale Politik erfordert solide Staatseinnahmen...

Unternehmensbesteuerung

Durch die Absenkung der Körperschaftsteuer 
auf nur noch 15% im Jahre 2008 sowie 
durch weitere gesetzgeberische Eingriffe 
ist Deutschland für Unternehmen zum 
Niedrigsteuerland unter den OECD-Ländern 
geworden. Diese Fehlentwicklung ist 
umzukehren. Der Beitrag der Unternehmen 
zum Gemeinwohl steht heute im Widerspruch 
zum Verfassungsauftrag des Art. 14 Abs. 2 GG.

Mit diesen Vorschlägen können für die öffent-
liche Hand Mehrerträge in der Größenord-
nung von mehr als 75 Mrd. EUR jährlich auf 

sozial vertretbare Weise erzielt werden. Das 
bedeutet eine Anhebung der Steuerquote 
(2011: 22%) um gut zwei Prozentpunkte 
und damit auf etwas oberhalb des Niveaus 
von 1980. Im internationalen Vergleich wäre 
dies immer noch ein moderater Wert.1 Damit 
ließen sich nicht nur finanzielle Spielräume 
für dringende soziale Leistungsverbesserun-
gen darstellen, sondern auch die bedrohli-
chen Risiken aus der Finanzmarktkrise ange-
messen untersetzen.

1	 Zum Vergleich Steuerquoten für 2010: 
Frankreich: 26,3%; Italien: 294%; Großbritan-
nien: 28,3%; Schweden: 34,4%. Quelle: BMF, 
Stand Dezember 2011

Schlusswort und Ausblick
Der SoVD Hamburg setzt darauf, dass sich 
Politik, Verbände und Interessengruppen mit 
seinem Programm auseinandersetzen und zu 
dessen Verwirklichung beitragen. Wir streben 
nach einem breiten gesellschaftlichen Kon-
sens, um soziale Gerechtigkeit, die Beachtung 
der Menschenwürde und die Selbstbestim-
mung der Menschen in allen Bereichen unse-
rer Gesellschaft zu verwirklichen.

Der SoVD Hamburg wird in den beschrie-be-
nen Handlungsfeldern aktiv die Interessen 
seiner Mitglieder und aller betroffenen Men-
schen vertreten und mit anderen Interes-
senvertretungen zusammenarbeiten. Über 
kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit, Ein-
zeldarstellungen und Veranstaltungen zusam-
men mit Fachleuten und Partnern werden wir 
auf Missstände hinweisen und deren Abstel-
lung einfordern. Aktionsprogramme zu weite-
ren Themen werden entwickelt.

In unseren Programmatischen Leitlinien 
haben wir Perspektiven aufgezeigt, deren 
Verwirklichung zu einer humaneren und ge-
rechteren Gesellschaft führen. Aktiv und un-
ermüdlich werden wir uns u. a. in Gesprächen 
mit Verantwortlichen, in Ausschüssen und bei 
politischen Parteien und deren Verantwortli-
chen für strukturelle Änderungen in den von 
uns aufgezeigten Feldern einsetzen.   
     
Der SoVD Hamburg ist offen für jeden und 
jede, der/die sich mit uns gemeinsam in ei-
nem starken Verband für die Interessen sozial 
schwacher und benachteiligter Menschen in 
unserer Gesellschaft einsetzen will. Unser Ziel 
ist, dass sich Menschen aus allen Schichten 
und unterschiedlichen politischen Ausrich-
tungen unter dem Dach des SoVD Hamburg 
zusammen finden. Dafür werben wir!









      

      Beratungsstellen im SoVD Landesverband Hamburg

      Landesgeschäftsstelle 
      Pestalozzistraße 38, 22305 Hamburg (Barmbek)
      Montag bis Mittwoch 9:00 -16:00 Uhr, 
      Donnerstag 9:00 -18:00 Uhr, 
      Freitag 9:00 -14:00 Uhr

      Kreisbüro Ost
      August-Krogmann-Str. 52,  22159 Hamburg
      Berufsförderungswerk, Haus W, 
      Montag 10:00 -12:00 Uhr, 
      Freitag 13:00 – 15:00 Uhr

      Kreisbüro West
      Langenfelder Straße 35, 22769 Hamburg
      Autonom Leben e.V.
      Dienstag 10:00 -12:00 Uhr, 
      Donnerstag  9:30 –12:00 Uhr

      Kreisbüro Süd - Harburg
      Winsener Straße 13, 21077 Hamburg
      Montag 9:00 -12:00 Uhr, 
      Mittwoch 10:00 -12:00 Uhr, 
      Donnerstag 15:00 -18:00 Uhr ( auch Rentenberatung)       

      Bergedorf   
      Alte Holstenstraße 30, 21031 Hamburg
      Marktkauf-Center – BAG Bergedorf e.V.
      Montag 13:00 – 15:00 Uhr,  
      Freitag 10:00 -12:00 Uhr

      Lurup
      Böverstland 38, 22547 Hamburg
      Stadtteilhaus Lurup
      Jeden 3. Donnerstag im Monat von 14:00 -17:00 Uhr

      Langenhorn
      Tangstedter Landstraße 33, 
      Bürgerbüro Gulfam Malik, 
      jeden 1. Donnerstag im Monat von 16:00 – 18:00 Uhr

      Die Einrichtung weiterer Beratungsstellen ist geplant:
      Herbst 2013 im Jenfeld-Haus, Charlottenburger Straße 1,      	
      22045 Hamburg 



SoVD - Sozialverband Deutschland e.V. Landesverband Hamburg

Pestalozzistrasse 38
22305 Hamburg

Tel.:  040  611 607 0 
Fax:  040  611 607 40

Web:      http://www.sovd-hh.de 
WebTV:  http://www.sovd-tv.de


